
LDA Brandenburg 25.08.2022

1/046/22/0763

Protokoll
der 17. Sitzung des AK Verwaltung

am 10. Juni 2022 als Videokonferenz

Beginn: 9:30 Uhr

TOP l: Begrüßung, Organisatorisches

Der Vorsitzende (Brandenburg) begrüßt die Vertreter der Datenschutzaufsichtsbehörden des Bundes
und der Länder. Er infornniert darüber, dass die ursprünglich im März 2022 geplante Sitzung des AK
Verwaltung aufgrund elnes Personslweggangs bei der LDA Brandenburg nicht stattfinden konnte und
heute nachgeholt wird. Wegen der Schwierigkeiten bei der Nachbesetzung der vakanten Stelle wurde
das Angebot von Baden-Württemberg, den Co-Vorsitz des AK Verwaltung zu übernehmen, dankbar
angenommen und bereits von der DSK bestätigt. Gegenwärtig ist geplant, die nächste Sitzung des Ar-
beitskreises im Herbst 2022 - voraussichtlich in Stuttgart ~- durchzuführen.

Gegenstand der heutigen Sitzung sind Berichte der Kontaktgruppen der DSK, in denen der AK VerwaS-
tung vertreten ist, über Sachstand und weitere Planungen der Arbeiten sowie die Besprechung wichti-
ger aktueller Fragen der Mitglieder.

TOP 2: Tagesordnung, Bestätigung des Protokolls der 16. Sitzung

Die Hinweise zum Protokoll der 16. Sitzung des AK Verwaltung wurden aufgenommen. Da es keine
zusätziichen Hinweise gibt, wird das Protokoll ohne weitere Änderungen bestätigt

Zur Tagesordnung bittet Baden-Württemberg aus Termingründen darum, TOP 6 und TOP 8 vorzuzie-
hen. Hierzu gibt es keinen Widerspruch. Mecklenburg-Vorpommern hatte vorab das Thema „Einbin-
düng von Bezahldlenstleistern bei OZG-Dienstleistungen'1 nachgemeldet; dieses soll unter TOP 9 „Ver"
schiedenes" besprochen werden.

Die Tagesordnung wird ohne weitere Änderungen oder Ergänzungen angenommen.

TOP 3: Kontaktgruppe der DSK zur Registermodernisierung
Bericht zum Sachstand und zu weiteren Arbeiten
Berichterstatter: Bund und weitere Mitglieder der Kontaktgruppe

Der Vorsitzende (Brandenburg) führt in den TOP ein und erinnert, dass die Kontaktgruppe „Register-
modernisierung auf Beschluss der 2. Zwischenkonferenz im Juni 2019 entstand und aus Mitgliedern
des AK Grundsatz, des AK Verwaltung und des AK Technik besteht. Unter Federführung des BfDl be-
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Der Vorsitzende (Brandenburg) begrüßt die Vertreter der Datenschutzaufsichtsbehörden des Bundes 

und der Länder. Er" informiert darüber, dass die ursprünglich im März 2022 geplante Sitzung des AK 
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das Angebot von Baden-Württemberg. den Cö—Vorsitz des AK Verwaltung zu übernehmen, dankbar 

angenommen und bereits von der DSK bestätigt. Gegenwärtig ist geplant, die nächste Sitzung des Ar« 
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Gegenstand der heutigen Sitzung sind Berichte der Kontaktgruppen der USK, in denen der AK Verwal- 

tung vertreten ist, über Sachstand und weitere Planungen der Arbeiten sowie die Besprechung wichti- 
ger aktueller Fragen der Mitglieder. 

TOP 2: Tagesordnung, Bestätigung des Protokolls der _16. Sitzung 

Die Hinweise zum Protokoll der 16. Sitzung des AK Verwaltung wurden’aufgenomrnen. Da es keine 

zusätzlichen Hinweise gibt, wird das Protokoll ohne weitere Änderungen bestätigt. 

Zur Tagesordnung bittet Baden-Württemberg aus Termingründen darum, TOP 6 und TOP 8 vorzuzie- 

hen. Hierzu gibt es keinen Widerspruch. Mecklenburg-Vorpommern hatte vorab das Thema „Einbin— 

dung von Bezahldlenstlelstern bei OZG-Dienstieistungen“ nachgemeldet; dieses soll unter TOP 9 ,.Ver» 
schiedenes" besprochen werden. ‘ 
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Der Vorsitzende (Brandenburg) führt in den TOP ein und erinnert, dass die Kontaktgruppe |‚Register- 

moder'nisierung“ auf Beschluss der 2. Zwischenkonferenz im Juni 2019 entstand und aus Mitgliedern 
des AK Grundsatz; des AK Verwaltung und des AK Technik besteht. Unter Federführung des BfDl be— 



fasst sich die Kontaktgruppe insbesondere mit der Koorctinierung der Gespräche mit dem BMi zu Fra-

gen der Registermodernisierung und der Umsetzung des entsprechenden Gesetzes.

Niedersachsen berichtet in Vertretung für den Bund und informiert darüber, dass die Kontaktgruppe

plant, zur kommenden Zwischenkonferenz der DSK einen Bericht abzugeben. Fragen können auch im

Nachgang beantwortet werden.

Anmerkung des ProtokoHführers:

Der Bericht der Kontaktgruppe an die DSK wurde am i7. Juni 2022 über die Maifi'ng-Uste des

AK Verwaltung versandt.

Die Kontaktgruppe unterscheidet zwischen Registermodernisierung im engeren und im weiteren Sinne,

Die Registermodernisierung im engeren Sinne befasst sich mit dem Registermodernisierungsgesetz,

dessen Kern das Identifikationsnummerngesetz (IDNrG) ist, durch das eine einheitliche Personen-ID

eingeführt wird. Diese soll mit einem standardisierten Satz an Stammdaten verknüpft sein und in allen

angeschlossenen Registern gespeichert werden. Als einheitliche Personen-iD findet die Steuer-ID Ver-

Wendung. Sie soll über das Bundesverwaltungsamt als RegistermodernisJerungsbehörde auf die ange-

schlossenen Register ausgerollt werden. Die Register sind in der Anlage l des IdNrG festgelegt.

Die DSK hat im Vorfeld Stellungnahmen zum Registermodernisierungsgesetz abgegeben. Das Inkraft-

treten einiger Regeiungen des IdentifikatEonsnummerngesetzes ist nun an bestimmte Voraussetzungen

gebunden, u.a. an die technische Einführung des sog. Datenschutzcockpits. Dies war eine zentrale For-

derung der DSK,' um die erforderliche Transparenz für Betroffene hinsichtlich, des Datenabrufs aus

Registern zu schaffen.

Die Registermodernisierung im weiteren Sinne befasst sich mit der Umsetzung eines entsprechenden

Zieibildes; das vom JT-Pianungsrat beschlossen wurde. Dieses Zielbild enthält u.a. ein Nutzerverspre-

chen für Bürger, die sog. Once-Only-Regelung. Danach müssen Bürger Nachweise in Verwaltungsver-

fahren nur einmal bei einer Behörde einreichen und Behörden können Nachweise untereinander aus-

tauschen bzw. elektronisch prüfen. Außerdem enthält das Zieibild das Versprechen eines hohen Daten-

schutzstandards, der Transparenz bezüglich einer sicheren und interoperablen Architektur u.a.m.

Zur Umsetzung des Gesetzes wurde das Projekt „Gesamtsteuerung Registermodermsierung installiert,

an dem die Kontaktgruppe beteiligt ist Kerneiement ist die sog, Transformationseinheit, die diverse

Bereiche des Projekts steuert. Darüber angesiedelt ist der Lenkungskreis, der strategische Entschei-

düngen trifft. Em Lenkungskreis sind der BfDI für den Bund und Niedersach.sen für die Länder vertreten.

Es gibt verschiedene beratende Gremien (u.a. Kompetenzteams für Recht und Datenschutz sowie für

Architektur) und Teilproj'ekte (z.B. zum DatenschutzcockpEt), in denen Kollegen der DSK mitwirken.

Das Kompetenzteam „Recht und Datenschutz" befasst sich derzeit mit der Ausgestaitung der Once-

Only-Regelung auf europäischer und auf nationaler Ebene. Auf europäischer Ebene regelt Artikel 14

Singfe Digital Gateway-Verordnung (SGD-VO), dass ein technisches System eingerichtet wird, weiches

den EU-weiten Austausch von Nachweisen zwischen Behörden ermöglicht und an das bestimmte nati-

onale Register anzuschließen sind. Auf nationaler Ebene soll diese Vorschrift durch Regelungen flan-

kiert werden, die voraussichtiich in das E-Government-Gesetz oder das 02G 2.0 eingefügt werden.

Das Kompetenzteam „Recht und Datenschutz" nahm bislang insbesondere zur sog. Vorschaufunktion

Stellung. Sie sol! Bürgern ermöglichen, vorab zu sehen, weiche Daten über sie im Rahmen des Aus-

tauschs von Nachweisen übermittelt werden. Das Kompeten2team erachtet die Vorschaufunktlon auch

wegen des Transparenzgebots für zwingend.

fasst sich die Kontaktgru'ppe insbesondere mit der Koordinierung der Gespräche mit dem BMl zu Fra— _ 
gen der Registermodernisierung und der Umsetzung des entsprechenden Gesetzes. 

Niedersachsen berichtet in Vertretung für den Bund und informiert darüber, dass die Kontaktgruppe 
plant, zur kommenden Zwischenkonferenz der DSK einen Bericht abzugeben. Fragen können auch im . 

Nachgang beantwortet werden. 

Anmerkung des Protokol/führers: 
Der Bericht der Kontaktgruppe an die DSK wurde am 12 Juni 2022 über ai'e Maiýng- -Liste des 
AK Verwaltung versandt. 

Die Kontaktgruppe unterscheidet zwischen Registermodernisierung im engeren und im weiteren Sinne. ' 

Die Registermodernisierung im engeren Sinne befasst sich mit dem Régistermodernisierungsgesetz, 

dessen Kern das ldentifikationsnummerngesetz (iDNrG) ist. durch das eine einheitliche Personen—ID 
eingeführt wird. Diese soll mit einem standardisierten Satz an Stammdaten verknüpft Sein und in allen 
angeschlossenen Registern gespeichert werden. Als einheitliche Pers<jnen-iDýndet die Steuer—iD Ver— 

Wendung. Sie soll über das Bundesverwaltuhgsamt als Registermodernisierungsbehörde auf die ange- 

schlossenen Register ausgerollt werden. Die Register sind in der Anlage 1 des ldNrG festgelegt. 

Die DSK hat im Vorfeld Stellungnahmen zum Reglsterrriodernisierungsgesetz abgegeben. Das inkraft— 

treten einiger Regelungen des ldentifikationsnummerngesetzes ist nun an bestimmte Voraus$etzungen 

gebunden, u.a. an die technische Einführung des sog. Datehschutzcockpits.ßies war eine zentraie For- 

derung der DSK‚' umdie erforderliche Transparenz für Betroffene hinsichtlich des Datenabrufs aus 

Registern zu schaffen. 

Die Registerrhodernisierung im weiteren Sinne befasst sich mit der Umsetzung eines entsprechenden 

Zielbildes,‘ das vom lT-Planungsrat beschlossen wurde. Dieses Zielbild enthält u.a. ein Nutzerverspre— 

chen für Bürger, die sog. Once-Only-Regelung. Danach müssen Bürger Nachweise in Verwaltungsver— 

fahren nur einmal bei einer Behörde einreichen und Behörden können Nachweise untereinahder aus- 

tauschen bzw. elektronisch prüfen. Außerdem enthält das 'Zielbild das Versprechen eines hohen Daten- 
schutzstandards, der Transparenz bezüglich einer sicheren und interoperablen Architektur u.a.m. 

' Zur Umsetzung des Gesetzes wurde das Projekt „Gesamtsteuerung Registermodernisierung" installiert. 

an dem die Kontaktgruppe beteiligt ist. Kernelement ist die sog. Transformationseinheit‚ die diverse 

Bereiche des Projekts steuert. Darüber angesiedelt ist der Lenl<ungskreis‚ der strategische Entschei- 

‘ dungen trifft. im Lenkungskreis sind der BfDI für den Bund und Niedersachsen für die Länder vertreten. 

Es gibt verschiedene beratende Gremien (u.a. KOmpetenzteams für Recht und Datenschutz sowie für 
" Architektur) und Teilprojekte (2.8. zum Datenschutzeockpit). in denen Kollegen der DSK mitwirken. 

Das Kompetenzteam „Recht und Datenschutz“ befasst sich derzeit mit der Ausgestaltung der0nce— 

Only-Regelung auf europäischer und auf nationaler Ebene. Auf europäischer Ebene regelt Artikel 14 

Single Digital Gateway-Verordnung (SGD-VO), dass ein technisches System eingerichtet wird, welches 

den EU—weiten Austausch von Nachweisen zwischen Behörden ermöglicht und an das bestimmte nati- 

onale Register anzuschließen sind. Auf nationaler Ebene self diese Vorschrift durch Regelungen flan- 

kiert Werden, dievoraussichtlich in das E-Government-Gesetz oder das OZG 2.0 eingefügt werden. 

Das Kompetenzteam „Recht und Datenschutz“ nahm bislang insbesondere zur sog. Vorschaufunktion 

Stellung. Sie soll Bürgern ermöglichen, vorab zu sehen, weiche Daten über sie im Rahmen des Aus- 
tauschs von Nachweisen übermittelt werden. Das Kompetenzteam erachtet die Vors'chaufunktion auch 

- wegen des Transparenzgebots für zwingend. 



Niedersachsen berichtet weiter, dass die Kontaktgruppe plant, ein sog. Leitplankenpapier für die DSK
zu erstellen. Darin so!!en die Positionen der DSK zu wesentlichen Anforderungen im Zusammenhang
mit der Registernnodemisiemng festgehalten werden, Z.B. zur Einhaltung des Transparenzgebots (Vor-
schaufunktion), zur Berücksichtigung des Willenselements (kein automatischer Datenabruf von Daten
Betroffener) und zur Realisierung von rechtlichen und insbesohdere auch technischen Hemmnissen für
eine unberechtigte WeEterverwendung oder Zusammenführung von Daten.

Zu weiteren Arbeiten der Kontaktgruppe wird auf den o.g. Bericht an die DSK verwiesen.

Der Vorsitzende (Brandenburg) dankt der Kontaktgruppe für die intensive und zeitaufwändige Arbeit
und erfragt den Zeitplan insbesondere für das Datenschutzcockpit als zentraie Komponente, da dieses
eine Voraussetzung für die Umsetzung der Registermodermsierung ist. Darüber hinaus stellt sich die
Frage, ab wann die Personen-iD in den gesetzlich bestimmten Registern gespeichert werden soll.

Niedersachsen berichtet, dass kein konkreter Zeitpunkt festgelegt ist, es aber Pilotprojekte gibt, mit
denen das System erprobt wird, z,B. das Nationale Waffenregister. Die Erstspeicherung der Personen-
ID im Waffenregister wäre nach Auffassung der Projektverantwortlichen noch keine Datenubermitt-
iung, daher müsste die Fertigsteliung des Datenschutzcockpits nicht abgewartet werden. Hierzu nahm
der BfD! Stellung und attestierte, dass für diesen Fall eine Übergangsvorschrift als Rechtsgrundiage der
Datenverarbeitung erforderlich ist. Im Rahmen der letzten Sitzung des Lenkungskreises wurden weitere
Pilotprojekte angekündigt. Z.B. das Handeisregister ais Jedermann-Register. Sie soilen auch der Kon-
taktgruppe vorgestellt werden.

Berlin bittet um eine nähere Erläuterung zu den beabsichtigten gesetdichen Regelungen, insbesondere
zum Regelungsort (EGovG oder OZG), und weist auf die engen Bezüge zur Kontaktgruppe OZG 2.0 der
DSK hin. Niedersachsen teilt daraufhin mSt, dass der aktueiie Entwurfsstand der entsprechenden Vor-
schritt Em EGovG zur Verfügung gestellt werden kann. Die Regelung soil als Rechtsgrundiage dienen,
auf Wunsch des Bürgers die Vorlage bzw. den Austausch erforderlicher Nachweise im elektronischen
Verwaltungsverfahren zu ermöglichen. Derzeit wird diskutiert, ob Bürgern ermöglicht werden soll, den
Nachweis im elektronischen Verfahren selbst einzureichen oder ob ein Abruf der Nachweise durch die
Behörde erfolgen kann (mit der o.g. Vorschaufunktion), Auf europäischer Ebene ist die Regelung ähn-
lich, bei der konkreten Formulierung muss allerdings auf das Zitierverbot geachtet werden. Seitens des
BMI wurde vorgeschlagen, den Hinweis auf Artike! 14 SDG-VO in die Gesetzesbegründung und nicht
in die Gesetzesnorm aufzunehmen.

Berlin ergänzt, dass bei der Absicht, die Materie im EGovG zu regeln, vorab zu fragen wäre, ob dies
letztlich nicht in der Gesetzgebungskompetenz der Länder iäge und in den dortigen E-Government-
Gesetzen umzusetzen wäre. Wenn es dagegen im OZG geregelt werden sollte, müsste dies kompeten-
ziell möglich sein. Niedersachsen antwortet, dass diese Frage im Kompetenzteam nicht diskutiert wur-
de, da sich eine andere Gruppe mit verfassungsrechtiichen Themen beschäftigt Das Kompetenzteam
wurde allerdings bzgi. der Verortung der Regelung nach seiner Wunschvorsteilung gefragt. Es sprach
sich mit Rücksicht auf die Dauer von Gesetzgebungsprozessen dafür aus, lange Ubergangszeiten mit
Interimslösungen zu vermeiden,

Mecklehburg-Vorpommern erläutert bzgt. des Wiederholungsverbots, dass bei dortigen Beratungen zu
Gesetzen bestimmte Wiederholungen zugelassen werden, Z.B, wenn es eine SpezEfizierungsklausel gibt
und es der Rechtsklarheit dient (wie vermutlich im vorliegenden Fall).
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Niedersachsen berichtet weiter, dass die Kontaktgnippe plant, ein sog. Leitplankenpapier für die DSK 

zu erstellen. Darin sollen die Positionen der DSK zu wesentlichen Anforderungen im Zusammenhang 

mit der Registermodernisieruhg festgehalten werden, 2.8. zur Einhaltung des Transparenzgebots (Von 
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und erfragt den Zeitplan insbesondere für das Datenschutzcockpit als Zentrale Komponente, da dieses 

eine Voraussetzung für die Umsetzung der Registermodernisierung ist. Darüber hinaus stellt sich die 

Frage, ab Wann die Personen-iD in den gesetzlich bestimmten Registern gespeichert werden soll. 

Niedersachsen berichtet, dass kein konkreter Zeitpunkt festgelegt ist, es aber Pilotprojekte gibt, mit 

denen das System erprobt wird, 2.8. das Nationale Waffenregister. Die Erstspeicherung der Persönen- 

iD im Waffenregister wäre nach Auffassung der Projektverantw0rtlichen noch keine Datenübermitt- 

lung, daher müsste die Fertigstellung des Datenschutzcockpitsnicht abgewartet werden. Hierzu nahm 

der BfDI Stellung und attestierte, dass für diesen Fall eine Übergangsvorschrift ais Rechtsgruhdlage der 

Datenverarbeitung erforderlich ist. Im Rahmen der letzten Sitzung des Lenkungskreises wurden weitere 

Pilotprojekte angekündigt, z.B. das Handeisregister als Jedermann—Register. Sie soiien auch der Kon— 

taktgruppe vorgestellt werden. 

Berlin bittet um eine-nähere Erläuterung zu den beabsichtigten gesetzlichen Regelungen, insbesondere 

zum Regelungsort (EGOVG oder OZG), und weist auf die engen Bezüge zur Kontaktgruppe OZG 2.0 der 
DSK hin. Niedersachsen teilt daraufhin mit, dass der aktuelle Entwurfsstand der entsprechenden Vor-' 
schrift im EGOVG zur Verfügung gestellt werden kann. Die Regelung soil als Rechtsgrundlage dienen, , 

auf Wunsch des Bürgers die Vorlage bzw. den Austausch erforderlicher Nachweise im elektronischen 

Verwaltungsverfahren zu ermöglichen. Derzeit wird diskutiert, ob Bürgern ermöglicht Werden soll, den 

Nachweis im elektronischen Verfahren selbst einzureichen oder ob ein Abruf der Nachweise durch die 

Behörde erfolgen kann (mit der o.g. Vorschaufunktion). Auf europäischer Ebene ist "die Regelung ähn- 
lich, bei der konkreten Formulierung muss allerdings auf das Zitierverbot geachtet werden Seitens des 

BMI wurde vorgeschlagen, den Hinweis auf Artikel 14 SDG*VO' m die Gesetzesbegründung und nicht 

in die Gesetzesnorm aufzunehmen. 

Berlin ergänzt, dass bei der Absicht, die Materie im EGOVG zu regeln, vorab zu fragen wäre, ob dies 

ietztlich nicht in der Gesetzgebungskompetenz der Länder iäge und in den dortigen E-dernment- 

Gesetzen umzusetzen wäre. Wenn es dagegen im OZG geregelt werden solite, müsste dies kompeten- 

ziell möglich sein. Niedersachsen' antwortet, dass diese Frage im Kompetenzteam nicht diskutiert wur- 

de, da sich eine andere Gruppe mit verfassungsrechtlichen Themen beschäftigt. Das Kompetenzteam 

wurde allerdings bzgi. der Verortung der Regelung nach seiner Wunschvorsteliung gefragt. Es sprach 

sich mit Rücksicht auf die Dauer Von Geset'zgebungsprozessen dafür aus, lange Übergangszeiten mit 

lnterimslösungen zu Vermeiden. 

Mecklehburg—Vorpommérn erläutert bzgl des Wiederholüngsverbots, dass bei dortigen Beratungen zu 

Gesetzen bestimmte Wiederholungen zugelassen werden, z. B wenn es eine Spezifizierungsklausel gibt 

und es der Rechtskiarheit dient (wie vermutlich' Im vorliegenden Fail). 



Der Vorsitzende (Brandenburg) verweist abschließend nochmals darauf, dass die Kontaktgruppe das

Thema zur Zwischenkonferenz der DSK am 22. Juni 2022 angemeldet hat und ein schriftlicher Bericht

vorbereitet wird. Zu dem angekündigten Leitplankenpapier der Kontaktgruppe mit wesentlichen daten-

schutzrechtlichen Anforderungen an die Umsetzung der Registermodernisierung steilen sich noch Ver-

fahrensfragen, insbesondere im Hinblick auf die Einbeztehung der Arbeitskreise Grundsatz, Technik und

Verwaltung. Niedersachsen sagt zu, die Frage in.die Kontaktgruppe mitzunehmen und dort zu erörtern.

TOP 4: Kontaktgruppe der DSK zum OZG 2.0
Bericht zum Sachstand und zu weiteren Arbeiten

Berichterstatter; Berlin und weitere Mitglieder der Kontaktgruppe

Der Vorsitzende (Brandenburg) führt in den TOP ein. Zur Begleitung der Beratungen zur Novellierung

des OZG hat die DSK eine Kontaktgmppe unter Federführung von Berlin eingerichtet. Die Kontakt"

gruppe ist Nachfolgerin der UAG „OZG-Portailösungen" des AK Verwaltung und führt Gespräche mit

dem BM1 und der FITKO zur Weiterentwicklung des 02G.

Berlin erinnert zunächst an die Historie. Die UAG „OZG-Portaliösungen" wurde im November 2020

unter dem Vorsitz Brandenburgs eingerichtet Es folgten Gespräche mit dem BMI zur OZG-Umsetzung.

2021 kristallisierte sich heraus, dass rechtliche Fragen der Verantwortlichkeit geidärt werden müssen -

insbesondere, wenn ein Land für andere Länder Lösungen entwickelt, die nachgenutzt werden solien.

Die UAG „OZG~Portal!ösungen .befasste sich mit den verschiedenen Möglichkeiten der Zuordnung der

datenschutzrechttichen Verantwortlichkeit und erarbeitete einen Sachstandsbericht, der im Herbst

2021 von der DSK zur Kenntnis genommen und danach an das BMI übermittelt wurde. Ursprüngiich

sollte die UAG zwar Umsetzungsmodelle prüfen, allerdings befanden sich verschiedene OZG-Projekte

bereits in der Realisierungsphase und verfolgten hierbei das EfA-Prinzip (Einer für Alle). Damit stand

nicht, mehr die Bewertung verschiedener Modelle im Vordergrund, sondern die rechtiiche Absicherung

des EfA-Prinzips. Das BM1 stellte Ende 2021 fest, dass hierfür zeitnah eine Weiterentwicklung des

OZG zum OZG 2.0 nötig ist, da das ursprüngliche Gesetz von 2017 die aufgezeigten Probleme noch

nicht absehen konnte.

l. OZG-Projekte sind jedoch teilweise in der Umsetzung - fraglich ist, wie in der

Phase ohne entsprechendes Gesetz mit Ubergangsiösungen umgegangen werden so!l (s.a. TOP 5

Gutachten der Kanziei

Der Vorsitzende (Brandenburg) verweist abschließend nochmals darauf, dass die Kontaktgruppe das 
Thema zur Zwischenkonferenz der DSK am 22. Juni 2022 angemeldet hat und ein schriftlicher Bericht 
vorbereitet wird. Zu dem angekündigten Leitpiankenpapier der Kontaktgruppe mit wesentlichen daten— 

schutzrechtlichen Anforderungen an die Umsetzung der Registermodernisierung stellen sich noch Ver- 

fahrensfragen, insbesondere im Hinblick auf die Einbeziehung der Arbeitskreise Grundsatz, Technik und 

Verwaltung. Niedersachsen sagt zu, die Frage in_die Kontaktgruppe mitzunehmen und dort zu erörtern. 

TOP 45 Kontaktgruppe der DSK zum OZG 2.0 
Bericht zum Sachstand und zu weiteren Arbeiten 

Berichterstatter: Berlin und weitere Mitglieder der Kontaktgruppe 

Der Vorsitzende (Brandenburg) führt in den TOP ein. Zur Begleitung der Beratungen zur Novellierung 

des OZG hat die DSK eine Kontaktgruppe unter Federführung von Berlin eingerichtet. Die Kontakt— 

gruppe ist Nachfolgerin der UAG ‚.OZG—Portallösungen“ des AK Verwaltung und führt Gespräche mit 
dem BMI und der FITKO zur Weiterentwicklung des OZG. ‚ 

Berlin erinnert zunächst an die Historie. Die UAG „OZG-Portallösungen"_ wurde im November 2020 

unter dem Vorsitz Brandenburgs eingerichtet. Es folgten Gespräche mit dem BMI zur OZG-Umsetzung. 

2021 kristallisierte sich heraus, dass rechtliche Fragen der Verantwbrtlichkeit geklärt werden müssen — 

' insbesondere, wenn ein Land für andere Länder Lösungen entwickelt,- die nachgenutzi: werden sollen. 

Die UAG „OZG—Portallösungen“„befasste sich mit den verschiedenen Möglichkeiten der Zuordnung der 

datenschutzrechtlichen Verantwortlichkelt und erarbeitete einen Sachstandsbericht, der im Herbst 

2021 von der DSK zur Kenntnis genommen und danach an das BM! übermittelt wurde. Ursprünglich 

' sollte die UAG zwar Umsetzungsmodelle prüfen, allerdings befanden sich verschiedene OZG-Projekte 

bereits in der Realisierungsbhase und Verfolgten hierbeirdas EfA—Prinzip (Einer für Alle). Damit stand 
nicht. mehr die Bewertung verschiedener Modelle im Vordergrund, sondern die rechtliche Absicherung 

des EfA—Prinzips. Das BMI stellte Ende 2021 fest, dass hierfür zeitnah eine Weiterentwicklung des 

OZG zum OZG 2.0 nötig ist, da das ursprüngliche Gesetz von 2017 die aufgezeigten Probleme noch 

nicht absehen konnte. 

— 
' _ .  OZG—Projekte sind jedoch teilWeise in der Umsetzung — fraglich ist, wie in der 

Phase ohne entsprechendes Gesetz mit Übergangslösungen umgegangen werden soil (sa. TOP 5 — 

Gutachten der Kanzlei _ ) -  _ 
_ .  

Berlin 



Die Verantwortlichkeltszuweisung war eine Grundfrage der UAG „OZG-Portallösungen". Wenn ein
Bundesland eine OZG-Leistung umsetzt und den sog. Antragsassistenten für andere Bundesländer
betreibt, sind die Fragen der Verantwortlichkeit so.komplo;, dass man mit einer Verantwortiichkeits-
Zuweisung i.S.d. Art. 4 Nr. 7 Hs. 2 arbeiten möchte. Problematisch dabei ist, dass es in der Rege! keine
gesetzliche Zuweisung gibt (mit Ausnahme von Gesetzen in einzelnen Bundesländern Z.T, in anderem
Zusammenhang). Aufgrund der Rechtslücke ist eine sog. Übergangslösung entstanden, bei der die Ver-
antwortlichkeitszuweisung per Verwaitungsvereinbarung geregelt wird

Das OZG ist erst durch die Grundgesetzanpassung des Art. 91c Abs, 5 GG ermög-

Die Grundfragen, mit denen sich die AufsichtsbehÖrden der Erfahrung nach im OZG-Kontext zu befas-
sen haben, sind fachlichen Äußerungen zu OZG-UmsetzungsproJekten, zu rechtlichen Fragestellungen,
für die keine entsprechenden Grundlagen bestehen sowie zur Gestaltung von EfA-Projekten, insbeson-
dere bei Angeboten im Rahmen einer Vergabe an externe Anbieter. Zu klären ist etwa auch, ob es ge"
fingt, EfA-Onlinedienste insbesondere hinsichtlich der Datenverarbeitungsvorgänge und Datenflüsse so
standardisiert zu betrachten, dass eine abstrakt generelle Definition hierfür im OZG erfolgen kann. Im
Gutachten der! (s. TOP 5) wird diese Frage bereits angegangen. Erfahrungen aus Berlin
zeigen allerdings, dass selbst bei einer gesetzlichen Zuweisung der Verantwortlichkeit nicht alle Prob-
lerne im Kontext von OZG-Dienstleistungen gelöst sind.

‚D ie Verantwortlichkeitszuweisung war eine Grundfrage der UAG „OZG-Portailösungen“. wenn ein 

Bundesland eine OZG-Leistung umsetzt und den sog. Antragsassistenten für andere Bundesländer 

betreibt, sind die Fragen der Verantwortlichkeit so. komplex, dass man mit einer Verantwortlichkeits- 

zuweisung i.$.d. Art. 4 Nr. 7 H5. 2 arbeiten möchte. Problematisch dabei ist, dass es in der Regel keine 

gesetzliche Zuweisung gibt (mit Ausnahme von Gesetzen in einzelnen Bundesländern z.T‚ in anderem 

Zusammenhang}. Aufgrund der Rechtslücke ist eine-sog. Übergangsiösung entstanden, bei der die Ver- 
antwortlichkeitszuweisung per Verwaltungsvereinbarung geregelt wird — _ 
— 
_ Das OZG ist erst durch die Grundgesetzanpassung des Art 91c Abs 5 GG ermög— 
iicht werden. ‚ ' ' “ ' ‘ 5? '2;f'2:‚3 ‚ 

Die Grundfragen, mit denen sich die Aufsichtsbehörden der Erfahrung nach im OZG-Kontext Zu befas- 

_sen haben, sind fachlichen Äußerungen zu OZG-Umsetzungsprojekten, 'zu rechtlichen Fragestellungen, 

für die keine entsprechenden Grundlagen bestehen sowie zur Gestaltung von EfA-Projekten, insbeson- 

dere bei Angeboten im Rahmen einer Vergabe an externe Anbieter. Zu klären ist etwa auch, ob es ge— 

lingt, EfA- Onlinedienste insbesondere hinsichtlich der Datenverarbeitungsvorgänge und Datenflüsse so 

. “standardisiert zu betrachten, dass eine abstrakt generelle Definition hierfür' lm OZG erfolgen kann. Im 

Gutachten d e r - _  (5. TOP 5) wird diese Frage bereits angegangen Erfahrungen aus Berlin 
zeigen allerdings, dass selbst bei einer gesetzlichen Zuweisung der Verantwortiic_hkeit nicht alle Prob- 

ieme' Im Kontext von OZG- Dienstleistungen gelöst sind. 



Ergänzend verweist Berlin auf das Beispiel „Eiterngeld Digital gemäß § 24b Bundeselterngeld- und

Elternzeitgesetz. Das Bundesfamilienministerium betreibt hier eine Art Antragsassistenten und ist auf

Basis der gesetzlichen Regelung datenschutzrechtlich verantwortlich.'Die Herausforderung bei der

Formulierung einer a!lgemeinen Norm im OZG wird sein, deren Anwendbarkeit für alle Antragsassjsten-

ten zu sichern, insbesondere wird die Bestimmtheit der Norm zu besprechen sein.

NEedersachsen weist darauf hin, dass die Zuweisung der datenschutzrechtlichen Verantwortlichkeit

getrennt von der Frage der Rechtsgrundlage der Verarbeitung zu betrachten ist und fragt, ob

TOP5:
zur Regelung der Verantwortlichkeit für OZG-Dienste

Berichterstatter: Hamburg

zum Abschluss einer Verwaltungsvereinbarung

In Schleswig-Holstein und Bremen sind bislang keine BeteHigungsverfahren gestartet worden, Derzeit

ist noch unbekannt, wann das Verfahren abgeschlossen oder die Verwaltungsvereinbarung veroffent-

licht wird.

_ 
_ Dies wurde 2.8. im Projekt „BAföG digital" so gehandhabt. _ 

. Ergänzend verweist Berlin auf das Beispiel „Elterngeld Digital" gemäß 5 24b Bundeselterngeld- und 

Elternzeitgesetz. Das Bundesfamilienministeriurn betreibt hier eine Art Antragsassistenten und ist auf 
Basis der gesetzlichen Regelung datenschutzrechtlich verantwortlich.'ßie Herausforderung bei der 

Formulierung einer allgemeinen Norm im 026 wird sein, deren Anwendbarkeit für alle Antragsassisten— 

ten zu sichern, insbesondere wird die Bestimmtheit der Norm zu besprechen sein. 

" Niedersachsen weist darauf hin, dass die Zuweisung der datenschutzrechtiichen VerantWortiichkeit 
getrennt von der Frage der Rechtsgrundlage der Verarbeitung zu betrachten ist und fragt, ob _ 

TOP 5: _ _  zum Abschluss einer Vennaltungsvereinbarung 

zur Regelung der Verantwortlichkeit für OZG- Dienste 
Berichterstatter: Hamburg 

in Schleswig Holstein und Bremen sind bislang keine Beteiligungsverfahren gestartet worden. Derzeit 

ist noch unbekannt, wann das Verfahren abgeschlossen oder die Verwaltungsvereinbarung veröffent- 

licht wird. 

&
 



Brandenburg berichtet, dass eine allgemeine Verwaitungsvereinbarung für OZG-Dienste dort nicht
bekannt ist. Es gab allerdings einen konkreten Fall, bei dem das Mittel der Verwaltungsvereinbarung
genutzt wurde: der OZG-Dienst zur Beantragung einer Aufenthaitserlaübnls für Ukraine-Flüchtlinge.
Die Umsetzung dieses Dienstes erfolgte unter großem Zeitdruck im März/April 2022. Auf Empfehlung
des BM1 hatte das brandenburgische Innenministerium entschieden, eine Verwaitungsvereinbarung in
der von der DSK bemängelten Form zu schließen, der alle anderen Bundesländer beitreten können. Die
Aufstchtsbehörde erfuhr erst Em Nachgang hiervon und kritisierte das Vorgehen unter Hinweis auf den
Sachstandsbericht der DSK. Das innennninisterium teilte mit, sich mit der BiiiilSiii—ä hierzu abge-
stimmt zu haben. Die Verwäitungsvereinbarung bezieht sich nur auf diesen einzeinen OZG-Dienst und

In dem vorliegenden FaSl ist weiter kritisch anzumerken, dass das brandenburgische Innenministerium
als Inhaber des OZG-Themenfeldes Ein-/Auswanderung bereits verschiedene OnSinedsenste realisiert
und hierfür Muster-Auftragsverarbeitungsverträge erarbeitet hatte, die mit der Aufsichtsbehörde und
den IT-Dienstleistern abgestimmt wurden. Insofern wäre eine Lösung ohne das Mitte! der Verwai-
tungsvereinbarung möglich gewesen. Dies wurde dem Ministerium auch mitgeteilt.

Berlin erläutert ergänzend zu den Ausführungen unter TOP 4, dass die Nutzung einer Verwaltungsver-
einbarung als Mittel der Verantwortlichkeitszuweisung zuerst im Zusammenhang mit der Umsetzung
von BAföG-Oniine diskutiert wurde. Sachsen-Anhalt hatte sich damals kritisch mit dem Ansatz, der von
deri81|||Siii||pii! für das BM1 entwickelt wurde, auseinandergesetzt !m Kern der datenschutzrecht-
lichen Diskussion steht die Frage, inwiefern der Begriff „Recht der Mitgiiedstaaten" in Art. 4 Nr. 7 Hs, 2
DS-GVO so ausgelegt werden kann, dass darunter auch Verwaitungsvereinbarungen fallen.

“Brandenburg berichtet, dass eine allgemeine Verwaltungsvereinbarung für OZG-Dienste dort nicht 

bekannt ist. Es gab allerdings einen konkreten-Fall, bei dem das Mittel der Verwaltungsverelnbarung 
genutzt wurde: der OZG—Dienst zur Beantragung einer Aufenthaltserlaubnis für Ukraine-Flüchtlinge. 

Die Umsetzung dieses'Dienste9 erfolgte unter großem Zeitdruck im März/Atari! 2022. Auf Empfehlung 

des. BMI hätte das brandenburgische Innenministerium entschieden, eine Verwaltungsvereinbarung in 

der von der DSK bemängelten Form zu schließen, der alle anderen Bundesländer beitreten können. Die 

. Aufsichtsbehörde erfuhr erst im Nachgang hiervon und kritisierte das Vorgehen unter Hinweis auf den 
Sachstandsbericht der DSK. Das innenministerium teilte mit, sich mit der _ hierzu abge- 
stimmt zu haben. Die Verwaltungsvereinbarung bezieht sich nur auf diesen einzelnen OZG—Dienst und ' 

ist befristet bis Ende 2022; — 

in dem vorliegenden Fall ist Weiter kritisch ahzumerken, dass das brandenburgische Innenministerium 

als lnhaber des OZG—Themenfeldes Ein-[Auswanderung bereits verschiedene Onlinedienste realisiert 

und hierfür Muster—Auftragsverarbeitungsverträge erarbeitet hatte,‘ die mit der Aufsichtsbehörde und 

den lT—Dienstleistern abgestimmt wurden. Insofern wäre eine Lösung ohne das Mittel der Verwal- 

tungsvereinbarung möglich gewesen. Dies wurde dem Ministerium auch mitgeteilt. 

Berlin erläutert ergänzend zu den Ausführungen unter TOP 4, dass die Nutzung einer Verwaltungsver— 

einbarung als Mittel der Verantwortlichkeitszuweisung zuerst im Zusammenhang mit der Umsetzung 

von BAföG—Online diskutiert wurde. Sachsen-Anhalt hätte sich damals kritisch mit dem Ansatz, der von 
d e r _  für das BMI entwickelt wurde, auseinandergesetzt. im Kern der datenschutzrecht= 
lichen Diskussion steht die Frage, inwiefern der Begriff „Recht der Mitgliedstaaten“ in Art. 4 Nr. 7 H5. 2 

DS-GVO so ausgelegt werden kann, dass darunter auch Verwaltungsverelnbarungen fallen. _ 



Niedersachsen merkt an, dass weitere Konstellationen einer Ubergangslösung möglich sind. Be! der

Beratung zum Online-Schwerbehindertenauswels hat Niedersachsen sich der Auffassung des dortigen

Soziaiministeriums angeschlossen, dass die Verarbeitung durch den iT-Dienstlejster auch für andere

Bundesländer im Rahmen einer Auftragsverarbeitung erfolgen kann. In der Vergangenheit gab es je-

doch im Arbeitskreis Z.T. Bedenken gegen eine solche Auftragsverarbeitung zugunsten einer gemein-

samen Verantwortlichkeit. Hier sollten sich die Aufsichtsbehörden der jeweils beteiligten Länder .(an-

bietendes Land, nachnutzendes Land) hinsichtiich einer gemeinsamen Bewertung abstimmen.

Niedersachsen merkt an, dass weitere Künstellationen einer Übergangslösung möglich sind. Bei der 

Beratung zum Online-Schwerbehindertenausweis hat Niedersachsen sich der Auffassung des dortigen 

Sozialministeriums angeschlossen, dass die Verarbeitung durch den lT—Dienstleister auch für andere 

Bundesländer im Rahmen einer Auftragsverarbeitung erfolgen kann. in der Vergangenheit gab es je— 
doch im Arbeitskreis 2.T. Bedenken gegen eine solche Auftragsverarbeitung zugunsten einer gemein- 

samen Verantwortlichkeit.' Hier sollten sich die Auf$ichtsbéhörden der jeweils beteiligten Länder (an— 

bietendes Land, nachnutzendes Land) hinsichtlich einer gemeinsamen Bewertung abstimmen. 



TOP 6: § 8 Abs. l S. 2 Nr. 2, 2. HS OZG als Rechtsgmndiage für die Verarbeitung von Daten
Beschäftigter, die für Unternehmen handeln, zur Nutzeridentifizierung
Berichterstatter: Baden "Württemberg

Der Vorsitzende (Brandenburg) informiert, dass Baden-Württemberg per E-Mail vom 30; Mai 2022 auf
einen noch offenen Punkt aus der letzten Sitzung des Arbeitskreises hingewiesen hatte. Konkret geht
es um die Frage der Rechtsgrundlagen für die Verarbeitung von Beschäftigtendaten zum Zweck der
Nutzeridentif'LzEerung bei Untemehmenskonten,

Baden-Württemberg berichtet über eine entsprechende Anfrage eines Ministeriums, für deren Beant-
wortung eine einheitliche Haltung des Arbeitskreises sinnvoll ist. Der BfD! vertrat bislang die Rechts"
auffassung, dass § 8 Abs. l S. 2 Nr. 2 OZG, in dem es um die Identifizierung von Personen geht, die für
juristische Personen handeln, iediglsch die RechtsgrundSage für gesetzliche Vertreter der Juristischen
Personen sein könne. Der Gesetzeswortlaut sei insoweit teleologisch zu reduzieren. Das anfragende
Ministerium ist jedoch anderer Auffassung; Baden-Württemberg hält dessen Argumentation für plausi-
bei. Gemäß der Gesetzesbegründung war gerade nicht gewünscht, den Kreis der Personen, die die ju-
ristische Person vertreten, auf gesetzliche Vertreter zu beschränken. Dies kann auch systematisch an-
gezweifelt werden, da an anderer Stelle die gesetzlichen Vertreter ausdrücklich benannt sind. !n § 8
Abs. l S. 2 Nr. 2 OZG ist die Rede von vertretungsberechtigten Personen generell. Somit ist fraglich,
wie mit der Rechtsgrundiage umgegangen werden soll, insbesondere, ob hingenommen werden soll,
dass Arbeitgeber künftig auf Grundlage dieser Vorschrift von Mitarbeitern verlangen können, sich in
dem entsprechenden Umfang im Rechtsverkehr zu identifizieren.

Der BfDl ergänzt, dass dem Gesetzgeber die Problematik bewusst war und bei dem ursprünglichen § 8
OZG in der Gesetzesbegründung darauf hingewiesen wurde, dass gesetzliche Vertreter Berechtigungen
im Rahmen der Unternehmenskonten anlegen können, auf deren Grundlage Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter für die juristische Person Verwa!tungsleistungen abwickein dürfen. Die Position des BfDI hat
sich nicht verändert

Brandenburg schließt sich der Auffassung Baden-Württembergs an. Bislang wurde vertreten, dass Be-
schäftigte, die für Unternehmen über das Unternehmenskonto handeln, auch ihre Identitäten, die sie
als natürliche Person beantragt haben, verwenden müssen. Dies entspricht analog dem von Hamburg
übermittelten Urteil des Bundesarbeitsgerichts zur Verwendung von Signaturkarten. Auf die o.g. E-Masi
von Baden-Württemberg hatten sich auch Sachsen-Anhalt und Hamburg in dieser Richtung positjo-
niert,

TOP 6: 5 8 Abs. 1 S. 2 Nr.2 ,.2 HS OZG als Rechtsgrundlage für die Verarbeitung von Daten 

Beschäftigter, die für Unternehr'nen handeln, zur Nutzeridentifizierung 

Berichterstatter: Baden-Württemberg 

Der Vorsitzende (Brandenburg) informiert, dass Baden—Württemberg per E-Mail vom 30; Mai 2022 auf 

einen noch offenen Punkt aus der letzten Sitzung des Arbeitskreises hingewiesen hatte. Konkret geht 

es um die Frage der Rechtsgrundlagen für die Verarbeitung von Beschäftigtendaten zum Zweck der 

Nutzeridentifizierung bei Unternehmenskonten. 

Baden-Württemberg berichtet über eine entsprechende Anfrage eines Ministériurns, für deren Beant— 

wortung eine einheitliche Haltung des Arbeitskreises sinnvoll ist. Der BfDl vertrat bislang die Rechts« 

auffassung, dass 5 8 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 OZG, in dem es um die identifizierung von Personen geht, die für 

juristische Personen handeln, lediglich die Rechtsgrundlage für gesetzliche Vertreter der juristischen 
Personen sein könne. Der Gesetzeswortlaut sei insoweit teleologisch zu reduzieren. Das anfragende 
Ministerium ist jedoch anderer Auffassung; Baden-Württemberg hält dessen Argumentation für plausi— 

bel. Gemäß der Gesetzesbegründung war gerade nicht gewünscht, den Kreis der Personen, die die ju— 

ristische Person vertreten, auf gesetzliche Vertreter zu beschränken. Dies kann auch systematisch an- 

gezweifelt werden, da an anderer Stelle die gesetzlichen Vertreter ausdrücklich benannt sind. In 5 8 

Abs.1 5 . 2  Nr. 2 OZG ist die Rede von vertretungsberechtigten Personen generell. Somit ist fraglich, ' 

wie mit der Rechtsgrundlage umgegangen werden soll, insbesondere, ob hingenommen werden soll, 

dass Arbeitgeber künftig auf Grundlage dieser Vorschrift v'on Mitarbeitern verlangen können, s ich '  m _ 

dem entsprechenden Umfang' lm Rechtsverkehr zu identifizieren. ‘ 

Der BfDl ergänzt, dass dem Gesetzgeber die Probiematik bewusst war und bei dem ursprünglichen 5 8 

OZG in der Gesetzesbegründung darauf hingewiesen wurde, dass gesetzliche Vertreter Berechtigungen 

im Rahmen der Unternehmenskonten anlegen können, auf deren Grundlage Mitarbeiterinnen und Mit- 

arbeiter für diejuristische Person Venmaitungsleistungen abwickeln dürfen. Die Position des BfDl hat 

_sich nicht verändert. 

Brandenburg schließt sich der Auffassung Baden-Württembergs an. Bislang wurde vertreten, dass Be- 

schäftigte, die. für Unternehmen über das Unternehmenskonto handeln, auch ihre Identitäten, die sie 

als natürliche Person beantragt haben, verwenden müssen. Dies entspricht analog dem von Hamburg 

übermittelten Urteil des Bundesarbeitsgerichts zur Verwendung von Signaturkarten. Auf die og. E-Mail 
von Baden-Württemberg hatten sich auch Sachsen-Anhait und Hamburg in dieser Richtung positio— 

niert. 



Baden-Württemberg erbittet ein Stimmungsbild der Mitglieder, ob sie eher der Auffassung des BfDi

oder der Auffassung von Baden-Württemberg, Brandenburg u.a. folgen. Die Abfrage ergibt folgendes

Ergebnis:

Vertreter von

Bund

Bayern

Berlin
Brandenburg

Bremen

Hamburg

Hessen

Mecklenburg-Vorpommern

NEedersachsen

Nordrhein-Westfalen

Rheinland-Pfaiz

Saarland

Sachsen

Sachsen-Anhalt

Schleswig-Holstein

Thüringen

folgt Auffassung von

Einige Mitglieder weisen auf eine erforderliche Abstimmung mit der Hausieitung hin,

TOP 7: Datenschutzrechtliche Fragen der Umsetzung von OZG-ProJekten

Intensivierung des Austauschs, Hinwirken auf einheitliche Anforderungen und

Auffassungen der Aufsichtsbehörden, Vorbereitung der Herbstsitzung des AK

Berichterstatter: alle

Der Vorsitzende (Brandenburg) informiert, dass die DSK im März 2022 den AK Verwaltung beauftragt

hatte, den Austausch zu datenschutzrechtiichen Fragen der Umsetzung von OZG-Projekten sicherzu"

stellen und darauf hinzuwirken, dass einheitliche Anforderungen und Auffassungen der Aufsichtsbe-

hörden bestehen.

Bislang wurde im Arbeitskreis über konkrete Einzelprojekte im OZG-Kontext, die Einbindung der j'ewei-

tigen Aufsichtsbehörde und deren Bewertung informiert. Dabei kam in der Regel die Abstraktion und

mögiiche Übertragbarkeit von Lösungen und Bewertungen auf andere Projekte zu kurz. Eine Ausnahme

stellen die Arbeiten der UAG „02G"Portal!ösungen" (und späteren Kontaktgruppe OZG 2.0} dar. Für

das Thema der datenschutzrechtlichen Verantwortlichkeit in OZG-Projekten hat sie sich bereits mit

Lösungsmöglichkeiten befa.sst, diese bewertet und in einem Papier (Sachstandsbericht) dargestellt.

Neben der Verantwortlichkeit gibt es allerdings eine Vielzahl anderer Fragen, die bislang ausgeklam-

mert wurden. Themen, die alle Aufslchtsbehärden bei der Begleitung der OZG-Projekte betreffen, sind

Z.B. Fragen zu Modellen der Auftragsverarbeitung, zur gemeinsamen Verantwortung, zur Wahrung der

Rechte Betroffener, zum Aufbau der Datenschutzerklärung bei OZG-Diensten, zur Anbindung von

Fachverfahren, zur Einschätzung des Vertrauensniveaus für Nutzerauthentifizierungen, zu technisch"

organisatorischen Maßnahmen oder zur Schwefiwertanalyse für eine Datenschutz-Folgenabschatzung.

10

Baden-Württemberg erbittet ein Stimmungsbiid der Mitglieder, ob sie eher der Auffassung des mm 

oder der Auffassbng von Baden—Württemberg, Brandenburg u.a. foigen. Die Abfrage ergibt folgendes 

Ergebnis: ' 

Bund 

Berlin 

Branden 

Bremen 

Hambu 

Hessen 

—V mmern 

Niedersachsen 

Nordrhein-Westfalen 

Rheinland-Pfalz 

Saarland 
Sachsen 

Sachsen-Anhalt 

Sch Holstein 

Thüý 

Einige Mitglieder weisen auf eine erforderliche Abstimmung mit der Hausleitung hin. 

TOP 7: Datenschutzrechtliehe Fragen der Umsetzung von OZG-Projekten _ 

Intensivierung des Austauschs, Hinwirken auf einheitliche Anforderungen und 
Auffassungen der Aufsichtsbehörden, Vorbereitung der Herbstsitzu ng des AK 
Berichterstatten alle 4 

Der Vorsitzende (Brandenburg) informiert, dass die DSI< im März 2022 den AK Venwaltung beauftragt 

hatte, den Austausch zu datenschutzrechtlichen Fragen der Um$etzung_von OZG-Projekten sicherzu— 

stehen und darauf hinzuwirken, dass einheitliche Anforderungen und Auffassungen der Aufsichtsbe- 

hörden bestehen. 

Bislang wurde im Arbeitskreis über konkrete Einzelprojekte im OZG-Kontext‚ die Einbindung der jeWel— 

ligen Aufsichtsbehörde und deren Bewertung informiert. Dabei kam in der Regel die Abstraktion und 

mögliche Übertragbarkeit von Lösungen und Bewertungen auf andere Projekte zu kurz. Eine Ausnahme 

stellen die Arbeiten der UAG „OZG—Portallösungen" (und späteren Kontaktgruppe 026 2.0) dar.‘ Für 

das Thema der datenschutzrechtlichen Verantwortlichkeit in 02G-Projektén hat sie sich“ bereits mit 

Lösungsmöglichkeiten befasst, diese bewertet und in einem Papier (Sachstandsbericht) dargestellt. 
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Mehrere Bundesländer hatten im Vorfeld der letzten DSK bedauert, dass der Austausch im AK Verwal-
tung zu OZG-Vorhaben nicht immer im gewünschten Umfang erfolgt. Daher sollen Vorschläge gesam-
melt werden, wie ein besserer Informationsfiuss zwischen den Aufsichtsbehörden organisiert und wie
einheitliche (oder zumindest vergleichbare) Anforderungen und Bewertungen Z.B. zu den genannten
Themen ermöglicht werden kann. Zu beachten ist dabei auch, dass nach dem Beschluss des !T"
PSanungst-ats von Mai 2022 ca. 35 OZG-ProJekte bis Ende 2022 flächendeckend umgesetzt werden
sollen. Es besteht insofern Zdtdruck, daher sind schnelle Ergebnisse nötig, um nicht von der Praxis
überholt zu werden (siehe Verwaltungsvereinbarungen als Ubergangslösung).

Niedersachsen schlägt als ersten Schritt vor, alie'Aufsichtsbehörden zu bitten, ihre Steilungnahmen zu
OZG-Projekten (soweit vorhanden) dem AK Verwaltung über die MaiSing-Liste zur Verfügung zu stel"
len. Dangch könnten Termine vereinbart werden, um sich darüber auszutauschen.

Berlin wirft mehrere kritische Fragen auf, die zu berücksichtigen sind. Zum einen ist bereits fraglich, ob
überhaupt Kapazitäten in den Aufsichtsbehörden für intensive Prüfungen und einen gegenseitigen
Austausch zu Bewertungen vorhanden sind. Zum anderen fehlt meist eine hinreichende Beurteiiungs-
grundlage zu Umsetzungen von OZG-Diensten, von der ausgehend Verallgemeinerungen oder Stan-
dardisierungen abgeleitet werden können. Das hatte bereits die UAG „OZG-PortaHösungen" festge-
stellt und ein Grundlagenbericht des BMI aus Januar 2021 enthält ebenso lediglich einen rudimentären
Überblick zu OZG-Umsetzungen mit einer tabelSarischen Übersicht und einem Ampelsystem. Oftmals
fehlen auch die notwendigen Dokumente der Projektverantwortlichen, die eine, Prüfung und Steliung-
nähme überhaupt ermöglichen würden, Z.B. Datenschutzkonzepte mit Beschreibungen des Dienstes,
der beteiligten Stellen, der Verarbeitungsvorgänge, der Datenflüsse u.a.m. Ein mögliches Ziel des AK
Verwaltung kann bspw. darin bestehen, einheitliche Vorgaben und Standards zur Erstellung eines Da-
tenschutzkonzepts für einen Dienst / für ein Verfahren zu treffen. Ein Konzept, dass nach solchen
Standards erarbeitet wurde, würde die rasche Beantwortung wesentlicher datenschutzrechtlicher
Kernfragen zu dem Projekt ermöglichen. Allerdings stellen sich natürlich auch dabei die o.g. Fragen.
Berlin konzentriert sich aus Kapazitätsgründen inzwischen auf priorisierie, zentrale und grundlegende
Projekte der Verwaitungsdigitaljslemng (wse die digitale Akte), um eine soiche Standardisierung der
Dokumentation zu erreichen.

Nsedersachsen fragt, welche Bundesiänder bereits im Rahmen von OZG-Projekten beteiligt wurden,
und ob deren Prüfungen zur Verfügung gestellt werden könnten, um eine Grundlage zu erhalten.

Sachsen-Anhalt berichtet über das bereits bekannte Projekt BAföG-Digital. dass auf Basis einer Ver-
waltungsvereinbarung zur Zuweisung der datenschutzrechtlichen Verantwortlichkeit umgesetzt wurde.
Entsprechende Informationen hierüber liegen dem Arbeitskreis vor. Der Vorsitzende fragt nach, ob aus
den vorliegenden Unterlagen zu BAföG-Digltal Mindestanforderungen einer datenschutzrechtlichen
Dokumentation abgeleitet werden können (z.B. zu Datenschutzkonzept, Datenschutzerklärung für Be-
troffene, Bewertung zur Notwendigkeit einer Datenschutz-Folgenabschätzung, Verzeichnis der Verar-
beitungstätigkeiten, Auftragsverarbeitüngsverträgen), sodass für Projektverantwortliche eine Art
Checkliste oder abstraktes Muster als Unterstützung zur Projektsteuerung erstellt werden könnte.
'Sachsen-Anhalt ergänzt, in dem Projekt umfassend beraten zu haben. Eine Dokumentation wie ange-
sprachen liegt der AufsEchtsbehörde jedoch nicht vor. Da es das Startland bei Verwaltungsverelnbarun-
gen war, lag das Hauptaugehmerk nicht auf der Dokumentation, Die Position der Aufsichtsbehörde zu
dem umfassenden Datenschutzkonzept wurde mündlich in Gesprächen mit dem Ministerium erörtert.

NEedersachsen konkret! s Eert, dass es bei der obigen Frage nicht um ein großes Arbeitspapier, sondern
eher um einen Austausch zu einzelnen Sachverhalten und die Einschätzung der Länder Üazu geht, um
möglichst einheitliche Auffassungen zu erreichen.
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Berlin dankt Sachsen-Anhalt ausdrücklich für die Arbeit in der DAG und die Informationen, die dort

einfiossen (insbesondere bzgl. des Projektes BAföG-Digitai) und auf deren Grundlage der Sachstands"

bericht ersteilt wurde. Zu zwei Punkten sollte ein Austausch fortgeführt werden: Bekannt ist, dass der

Bund sich seinerzeit mit der Grundsatzfrage befasst hatte, wie ein Datenschutzkonzept zu formuiieren

ist. Daneben hatte Hessen eine Art Checkliste / einen Fragenkatalog zur Verfügung gesteilt, der großen

Anklang fand. Auf diesen Vorarbeiten sollte aufgebaut werden.

Grundsätzlich muss es aus Berliner Sicht zunächst .darum gehen zu verstehen, was EfA-Onlinedienste

sind und wie sie von anderen Diensten abzugrenzen sind. Detaifiierte Darstellungen der Ausgestaltung

konkreter Dienste („Sachverhait") ermöglichen sodann eine Kategorisierung der Umsetzungen sowie

eine Diskussion unter den Aufsichtsbehörden zu datenschutzrechtlichen Bewertungen und eine Ver-

einheit!ichung der Anforderungen. !n der Vergangenheit wurde oftmals von einem unterschiedlichen

Begriffsverständnis oder von unterschiedlichen Sachverhalten ausgegangen, womit Bewertungen nicht

vergleichbar waren.

Hamburg merkt an, hauptsächlich dortige Digitalisierungsprojekte zu prüfen und zu begleiten. In die-

sem Zusammenhang liegen oft entsprechende Unterlagen zur Stellungnahme vor - allerdings mit sehr

unterschiedlicher Qualität Im Intrgnet werden den Behörden zwar Informationen zur Verfügung ge-

steiit, Z.B. ein Formular für Datenschutz-Folgenabschätzungen mit Erläuterungen. Trotz solcher Hilfen

wird von den Verantwortlichen aber häufig keine ausreichende datenschutzrechtliche Dokumentation

zum Projekt erarbeitet. Insofern müssen in der Praxis oftmais Unterlagen nachgefordert werden, die

allerdings nicht immer geliefert werden. Hamburg warnt wegen dieser Erfahrungen vor zu großen Er-

Wartungen im Zusammenhang mit bereitgestellten Leitfäden, Checklisten usw.

Brandenburg berichtet über ähnliche Erfahrungen bei der Begleitung von Projekten. Hinweise der Auf-

sichtsbehörde fallen häufig unter den Tisch, da die Funktionalität des Dienstes und dessen .Umsetzung

priorisiert werden, nicht die Erstellung der datenschutzrechtlichen Dokumentation. Dennoch wurde mit

Beharrlichkeit erreicht, dass einige Ministerien mittlerweiie bei neuen Projekten datenschutzrechtfiche

Aspekte bereits von Anfang an in den Konzeptionen berücksichtigen und Ressourcen für Datenschutz-

konzepte, IT-Sicherheitskonzepte und Datenschutz-Folgenabschätzungen planen.

Der Vorsitzende (Brandenburg) fasst als Ergebnis der Diskussion zusammen, dass der Austausch im AK

Verwaltung zur Umsetzung von OZG-Projekten, zu Beteiligungen und Bewertungen der Aufsjchtsbe-

hörden über die MailEng-Liste intensiviert werden soll. Der informationsfluss soll es zumindest ermögli-

chen, dass eine Aufsichtsbehörde auf Anfrage aus ihrem Bundesland eine grundiegende Einschätzung

zur Nachnutzbarkeit eines OZG-Dienstes geben kann, der in einem anderen'Land entwickelt und von

der dortigen Aufsichtsbehörde bewertet wurde. Ob es gelingt, aus den Stellungnahmen und daten"

schutzrechtlichen Dokumentationen grundlegende und allgemeine Anforderungen, Checklisten, Leitfä-

den o.a. zu abstrahieren, ist abzuwarten und kann erst dann entschieden werden, wenn hinreichend

Material vorliegt.

Der Vorsitzende bittet den Bund darum, die Kontaktgruppe OZG 2.0 über die weiteren Entwicklungen

zu den oben von Berlin erwähnten Arbeiten zu Anforderungen an ein Datenschutzkonzept zu informie-

ren und ggf. Unterlagen zu übersenden.

Der Anregung Hessens, kurzfristig eine Sondersitzung des AK Verwaltung einzuberufen, sobald der

Gesetzentwurf für das 02G 2.0 vorliegt, stimmt der Vorsitzende zu und geht davon aus, dass die Kon-

taktgruppe OZG 2.0 den Vorschlag aufgreifen wird.
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TOP 8: Künftige Ausrichtung des AK Verwaltung
Berichterstatter: alle .

Der Vorsitzende (Brandenburg) verweist auf die Anmeldung des TOPs aus Baden-Württemberg und
erinnert an die E-Maii Niedersachsens vom 10. Februar 2022, in der über eine Sitzung des IT-Planungs"
rates berichtet und darauf hingewiesen wird. dass es einer strategischen Ausrichtung der Arbeiten des
AK Verwaltung bedarf. Zwar wird die weitere Begleitung der Umsetzung des OZG durch Bund und
Länder sicher eine wichtige Rolle spielen (s. TOP 7), allerdings sollen auch andere Themen eruiert und
die zukünftige Ausrichtung und Arbeitsweise des AK Verwaltung besprochen werden.

Hamburg teilt mit, dass die dortige Zuständigkeit für E-Government eine gewisse Auffangzuständigkeit
ist, ähnlich wie der breite Zuständigkeitsbereich des AK Verwaltung, in den Themen geleitet werden,
für die kein anderer Arbeitskreis zuständig ist. Gleichzeitig erfolgt in Hamburg die Arbeit in diesem Be-
reich oftmals fach übergreifend, etwa zum Einsatz von in der öffentlichen Verwaltung. Ein kon-
kretes Mandat für den AK Verwaltung festzulegen, ist schwierig; Kernmaterie bleibt sicher das OZG.
Ein Ansatz aus dem AK Grundsatz war, dass Grundsatzfr-agen, die nur im öffentlichen Bereich auftre"
ten, an den AK Verwaltung gehen.

Der Vorsitzende (Brandenburg) fragt, welche Querschnitts- oder übergreifenden Themen für den AK
Verwaltung gesehen werden, die alle Länder betreffen, in der Vergangenheit wurde im AK oft festge-
stellt, dass es in den einzehen Ländern im öffentlichen Bereich unterschiedliche Rechtsgrundiagen und
Umsetzungen gab. Man hat sich zwar über Einzelfragen einer konkreten Verwaltungsprobiematik aus-
getauscht, eine gemeinsame Haftung war jedoch schwer zu erzielen. Nur wenige Themen betrafen alle
Länder gleichermaßen wie Z.B. OZG, Registermodernisierung oder auch E-Post-Brief.

Baden-Wurttemberg sieht großen Bedarf für einen Austausch über Einzelfragen der Verwaltung auch
bei unterschiedlichen Umsetzungsnormen in den Ländern, bspw. im kommunalen Datenschutz (Schorn-
stemfegerwesen, Gemeinderatssitzungen inn digitalen Format, Kommunikation der Gemeinderäte u.a.).
Diese Einzeifragen stellen Aufsichtsbehörden oftmals vor Herausforderungen; ein Austausch zu Bewer-
tungen und Argumentationen oder zu Umsetzungsvarianten könnte allen helfen. Derzeit ist der AK
Verwaitung vorrangig mit dem OZG befasst ist. Dies könnte zukünftig zugunsten des Austauschs zu
anderen.Themen zurückgefahren werden.

Brandenburg stimmt der Beobachtung bzg!. der aktuellen OZG-Lastigkeit des AK Verwaltung zu und
teilt die Auffassung, daneben den Austausch über Fragen des kommunalen Datenschutzes nicht zu
vernachlässigen. Im Übrigen war Letzteres auch Praxis des AK vor dem OZG.

Berlin befürwortet eine Diskussion über idassische Verwaltungsthemen, betrachtet Jedoch die OZG-
Umsetzung im Moment als Schwerpunktthema, da alle Länder betroffen sind und datenschutzrechtli-
ehe Bewertungen hierzu vornehmen. Eine Abstimmung der Aufsichtsbehörden ist deshalb notwendig.
Daneben sind Fragen der aligemeinen Verwaltungsdigitalisierung wichtig (z.B. Einführung der E-Akte)
und sollten intensiver im AK erörtert werden - etwa auch über die Mailing-Liste.

Nordrhein-Westfaien würde sich gern mehr beim Thema OZG einbringen, kann dies jedoch aus Kapazi-
tätsgründen sowie wegen anderer Schwerpunkte und einer Vielzahl von Datenschutzthemen im'Be-
reich der öffentlichen Verwaltung nicht leisten. Bei der Arbeitsweise des AK Verwaltung soilte der zeit-
Siehe Vorlauf für die Einbindung anderer Fachreferate bedacht werden. Bspw. war die Befassung mit
dem Gutachten zu TOP 5 aufgrund der notwendigen Abstimmung im Haus kaum möglich.
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Hamburg schließt sich Berlins Auffassung an. Die Hauptthemen dort sind Verwaltungsmodernisierung

und VerwaltungsdigitalEsEerung, insbesondere Projekte- zur Einführung neuer Software sowohl im als

auch außerhalb des OZG-Kontextes. Fragen der al!gemeinen Verwaltung treten jedoch kaum auf; mög-

llcherweise aufgrund des Unterschiedes zwischen Stadtstaaten und Flächenländern. Hamburg könnte

sich bei deren Kiärung jedoch einbringen unter Berücksichtigung der Kapazitäten und der erfordern"

chen Abstimmungen im Haus.

Auch Niedersachsen schließt sich Berlins Auffassung an. Dort gibt es häufig Themen außerhalb des

OZG und des Niedersächsischen EGovG, daher ist ein Austausch hierzu sinnvoll. Hintergrund der E-

Mail vom Februar 2022 war die Frage, wie mit den damals aktuellen Arbeitsaufträgen des AK Verwai-

tung umgangen werden sollte, da die Verantwortlichen ietztlich weiter agieren und Fakten schaffen.

Nun gibt es die Kontaktgruppe OZG 2.0. Aktuell stelit sich die Frage, wie mit den interimslösungen zur

Zuweisung der VerantwortHchkelt im OZG-Kontext bis zum Inkrafttreten des OZG 2.0 umgegangen

werden soll (z,B. Verwaltungsvereinbarung, Kommunalvertretermodell NRW, Kette von AV-Verfcrägen,

einzelne AV-Verträge). Zu klaren ist z.B„ ob diese Modelle geprüft und ggf. AbhElfemaßnahmen der

Aufsichtsbehörden dngeieitet werden.

Mecklenburg-Vorpommern unterstützt die Auffassung, dass sich der AK auch mit anderen Fragen ais

dem OZG befasst. Dabei soliten einheitliche Bewertungen angestrebt werden. So zeigte Z.B. das Thema

Bereichsausnahme für die Datenschutz beauftragte n aus dem E-Government-Gesetz in Verhandlungen

mit dem dortigen Ministerium unterschiedliche Auffassungen der Länder auf. Ein anderes Beispiel ist

die Beratung von externen Datenschutzbeauftragten, die oftmals sowohl im Öffentlichen als auch im

nichtöffentlichen Bereich tätig sind und die Auslegung von Art. 4 Nr, 7 DS-GVO zur Verantwortlichkeit

Hessen berichtet, dass das entsprechende Referat sowohl für die Verwaitungsmodernisierung als auch

für Kommunen zuständig ist Häufig ist bei spezifischen Themen das hessische Landesrecht einschlägig,

so dass ein Austausch hierzu nur begrenzt sinnvoll erscheint Gieichwohl gibt es übergreifende Themen,

wie Z.B. Bundesmeldegesetz und Meldewesen. Hessen unterstützt die Ansicht Niedersachsens, eine

gemeinsame Haltung zu den Themen OZG als auch Registermodernisierung zu finden, auch um zu ver-

hindern, dass die Datenschutzaufsichtsbehärden gegeneinander ausgespielt werden. Der Austausch zu

den Kontaktgruppen Registermodernisterung und OZG 2.0 sollte enger und regelmäßiger erfolgen, um

Themen effizient zu strukturieren.

Berlin votiert dafür, Fragen der Verwaltungsdigitalisierung im AK Verwaltung nicht als isolierten The-

menbereich zu betrachten; es ergeben sich dort häufig Grundsatzfragen, Z.B. zur datenschutzrechtii-

chen Verantwortiichkeit ~ auch zur gemeinsamen Verantwortung - etwa bei der Nutzung von Basis"

komponenten oder der Umsetzung von iT-Fachverfahren. Oft besteht die Herausforderung, dass die

Auslegungshilfen und Rechtsprechung diesbezüg!ich nur den wirtschaftlichen Bereich betrachten und

der Verwaltung von den Beratern pauschale Lösungen angeboten werden, die zu datenschutzrechtli-

chen Probleme führen. Manche der Grundsatzfragen sind auch von wissenschaftlicher Seite und an der

Fachliteratur nicht hinreichend beleuchtet.

Schfeswig-Holstein weist auf verschiedene Themen hin, die sich in anderen Arbeitskreisen unterbrin-

gen lassen, bspw. im AK Personalwesen (Beihilffi-App) oder im AK Sanktionen (Maßnahmen gegen

öffentliche Stelien). Über den AK Grundsatz wurde kürzlich erfragt, ob man sich auf das Hausrecht

einer Dienststelle stützen kann, Gesundheltsdaten zu erheben (Impfstatus von Besuchern von Dienst-

gebäuden öffentlicher StelEen) - das Thema hätte auch beim AK Verwaltung verortet werden können,

Nach Auffassung von Schleswig-Holstein gibt es davon unabhängig eine ganze Bandbreite von Themen

des AK Verwaltung, die mehrere Bundesländer betreffen, in der Vergangenheit waren dies Z.B. Perso-

nalausweisrecht, Meldewesen, Personenstandsrecht, Tätigkeiten der Eigenbetriebe und Gemeinderäte.
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Selbst eine länderspezifische Diskussion von Fragen im AK kann für die Auslegung im eigenen Zustän-
digkeitsbereich hilfreich sein. Auch Fragen des Art, 26 DS-GVO oder von Öffent!ich"rechtlichen Verträ-
gen, die Datenverarbeitungen regeln, sind Themen für den AKVerwaStung.

Der Vorsitzende (Brandenburg) fasst zusammen: Der AK Verwaltung wird sich weiter dem OZG und
dessen Umsetzung widmen. Als zusätzlicher Schwerpunkt wurden Themen der allgemeinen Verwal-
tungsdigitaSisierung genannt. Dabei auftretende rechtliche und technische Grundsatzfragen müssen
einer KSärung zugeführt werden, bestenfalls indem gemeinsame Standpunkte erarbeitet werden, die
dann nach außen transportiert werden, und verhindern, bei Kontakten mit Verantwortiichen auseinan-
derdividiert zu werden. Daneben sollen im AK EinzeSfragen der Verwaltung auf Landes- und kommuna-
ler Ebene thematisiert werden, trotz der Unterschiede im Landesrecht und der unterschiedlichen Um-
setzung in den Ländern. Der Vorsitzende motiviert zudem zur Nutzung der MailEng-Liste des AK, über
die z,B. Themenvorschläge, Umfragen oder Meinungsaustausche jederzeit möglich sind.

Nordrhein-Westfalen fragt bezüglich der avisierten Herbstsitzung in Präsenz in Stuttgart nach einem
konkreten Termin und erbittet eine Hybrid-Sitzung, um weiteren Referenten aus den Häusern eine
Teiinahme zu ermöglichen, insbesondere bei dem weiten Thema Verwaltungsdigitalisierung.

Baden-Württemberg sichert eine zeitnahe Terminabstimmung zu, diese wird über den E-Mail-Verteller
erfolgen. Eine Hybrid-SEtzung ist unproblematisch. Eine Präsenzveranstaitung ist lediglich ein Angebot,
da nach dortiger Auffassung der Austausch bei Präsenz und Gesprächen außerhalb der Tagesordnung
einen Mehrwert bieten. Der Vorsitzende (Brandenburg) regt an, die Terminabfrage um eine Umfrage
zur Art der Veranstaltung (Präsenz, Hybrid) zu ergänzen.

TOP 9: Verschiedenes

9.1 Einbindung von Bezahldienstleistern bei OZG-Dienstleistungen

Mecklenburg-Vorpömmem berichtet über die Anfrage eines externen DSB, der öffentliche Stellen
vertritt. Er wandte sich an die Aufsichtsbehörde mit der Frage, ob für die Einbindung von Zahlungs-
dienstleistern (z.B. PID bei kostenpflichtigen OZG-Dienstleistungen Auftragsverarbeitungsverträge
geschlossen werden sollen oder ob es sich um eine gemeinsame Verantwortlichkeit handelt Ohne Be-
wertung der Drittstaatenproblermatik ist die Auffassung der Aufsichtsbehörde, dass insoweit kein Auf-
tragsverarbeitungsvertrag infrage kommt, da der Zahiungsdienstieister in der Regel eigene Zwecke
verfolgt (z.B. Hf). Bzgl. der gemeinsamen Verantwortlichkeit wird um die Auffassung der AK-
Mitglieder gebeten, ob eine Joint Controller-Vereinbarung geschlossen werden müsste. Darüber hinaus
ist Mecktenburg-Vorpommern an Hinweisen zu der Frage interessiert, ob ZahlungsdEenstleister einge-
bunden werden können, wenn diese im Drittland ansässig sind,

Auf die Bitte Berlins zu konkretisieren, wie genau 1|i| in diesem Fall bei der Erbringung von Verwa!-
tungsleistungen einbezogen werden soll, antwortet Mecklenburg-Vorpommern, dass insoweit keine
Informationen vorliegen, sondern lediglich die pauschale Anfrage des DSB.

Hamburg verweist auf die Einbindung von bei der vergleichbare Fragen auftauchen. Meist wird
der Aufsichtsbehörde entgegengehalten, dass Verantwortliche, die Verträge abschließen wollen, prak-
tisch den Anbietern ausgeliefert und keine VerhandSungen möglich sind. Zur Einbindung von
wSrd angemerkt, dass eine gemeinsame Verantwortlichkeit schwer vorstellbar ist. Dies wäre auch im
Vergleich zu anderen Zahlungsvarianten (z.B. Überweisung) ungewöhnlich. Insofern ist fraglich, was das
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Besondere an dieser ffiB^-EEnbindung sein soll. Mecklenburg-Vorpommern ergänzt, dass auch

nur die zwingend für die Abwicklung des Zahlungsvorgangs notwendigen Daten, verarbeiten soll.

Brandenburg berichtet über Projekte weit vor dem 02G zu Verwaltungsdienstleistungen, die kosten-

pflichtig waren und bei denen ebenfalls geklärt werden musste, wie Zahlungsdienstleister datenschutz-

gerecht eingebunden werden. Seinerzeit wurde die Forderung formuliert, dass nur die unbedingt erfor-

derlichen Daten (Datenminimierung) zwischen Verwaltung und Zahlungsdlenstleister übermittelt wer-

den dürfen. Bei der Rückmeldung an die Verwaltung reicht aus, dass die Zahlung erfolgte. Aus bran-

denburgischer Sicht verfolgt der Zahlungsdienstleister eigene Zwecke und ist eigener Verantwortliche r;

es bedarf somit keines Auftragsverarbeitungsvertrags. insofern wurde eine getrennte Verantwortlich-

keit angenommen.

Meckienburg-Vorpommern teilt mit, dass es im Sinne der digitalen Souveränität Alternativen zu

geben solite, jedoch woh! nicht untersagt werden würde. Be! Zulassung soll auf Alternativen

bestanden werden, die ohne Drittstaatentransfer funktionieren. Eine solche Empfehlung bestätigt auch

Brandenburg. Seinerzeit wurde gleichfalls darauf gedrungen, dass es A!ternativen gibt und der Zah-

lungspflichtige nicht auf eine bestimmte Zahlungsvariante festgelegt wird.

Niedersachsen schließt sich der Einschätzung an, dass im genannten Fall weder eine Auftragsverarbei-

tung noch eine gemeinsame Verantwortlichkeit vorliegen. Weiterhin wird auf den Basisdienst E-Pay-

ment (ePayBL) für Verwaltungsleistungen hingewiesen, der für die Abwicklung von Zahlungen für Ver-

waltungsleistungen bereitgestellt wird. Zum allgemeinen Vorgehen bei derartigen Anfragen berichtet

Niedersachsen, dass die Aufsichtsbehörde in der Regel den DSB um eine eigene Bewertung mit Be-

gründung bittet. Meckienburg-Vorpommern ergänzt, dass in diesem Fall eine vorläufige kurze Bewer"

tung der Aufsichtsbehörde erfragt wurde, bevor eine vertiefte Befassung des Verantwortlichen erfol"

gen sollte.

Hamburg verweist zum Thema Aitemativen und Drittstaatentransfer auf Parallelen zu l—. Soweit

Einwilligungen in eine Drittstaatenübermittlung zum Einsatz kommen sollen, kann eine FreiwiliigkeEt

nur angenommen werden, wenn wirkliche Alternativen ohne Drittstaatentransfer bestehen.

Berlin ergänzt, dass der Einsatz von im Öffentlichen Bereich für E-Government-Zwecke nicht

neu ist, Das Thema wurde Z.B. bereits vor 7 Jahren im Landtag von NRW erörtert. Zu finden sind auch

mehrere Leitfäden hierzu, die von der ekom21 veröffentlicht wurden.

In Bezug auf informiert Meckienburg-Vorpommern, dass die Aufsichtsbehörde zu einer Untörsa-

gung von angehört hat Im Endeffekt musste allerdings nicht untersagt werden, weii der Verant-

wörtliche freiwillig kooperiert hat. Unter Berücksichtigung der tatsächlichen Verarbeitungs Vorgänge

wurde in diesem Fail nicht von einer Auftragsverarbeitung ausgegangen. Auch bei sprechen

vermutlich die tatsächlichen Verarbeitungen gegen eine Auftragsverarbeitung,

9.2 Sonstiges

Hamburg erfragt, ob im Arbeitskreis der Austausch von Dokumenten über den BSCW-Server der DSK

gewünscht Ist (neben der Mailing-Liste). Hierzu gibt es zumindest teilweise Zustimmung.

Der Vorsitzende (Brandenburg) sagt zu, über den BfDI zu klären, ob der seinerzeit für den Arbeitskreis

beantragte Arbeitsbereich auf dem BSCW-Server noch existiert und fragt an, ob alle Bundesländer

Zugang zum BSCW-Server haben und sich darüber austauschen möchten.
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geben sollte, _ jedoch wohl nicht untersagt werden würde. Bei Zulassung soll auf Alternativen 
bestanden werden, die ohne Drittstaatentransfer funktionieren. Eine solche Empfehlung bestätigt auch 
Brandenburg. Seineneit wurde gleichfalls darauf gedrungen, dass es Alternativen gibt und der Zah— 

lungspflichtige nicht auf eine bestimmte Zahlungsvariante festgelegt wird. ' 

Niedersachsen schließt sich der Einschätzung an, dass im genannten Fall weder eine Auftragsverarbei- 
tung noch eine gemeinsame Verantwortlichkeit vorliegen. Weiterhin wird auf den Basisdienst E-Pay- 

ment (ePayBL) für Vemtaitungsleistungen hingewiesen, der für die Abwicklung von Zahlungen für Ver— 

Waltungsleistungen bereitgesteilt wird. Zum allgemeinen Vorgehen bei derartigen Anfragen berichtet 

Niedersachsen, dass die Aufsichtsbehörde in der Regel den DSB um eine eigene Bewertung mit Be— 

gründung bittet. Mecklenburg—Vorpommern ergänzt, dass in diesem Fall eine vorläufige kurze Bewer- 

tung der Aufsichtsbehörde erfragt würde, bevor eine vertiefte Befassung des Verantwortlichen erfoi— 

gen soilte. ' 

Hamburg verweist zum Thema Alternativen und Drittstaatentransfer auf Parallelen zu _ Soweit 
Einwilligungen in eine Drittstaatenübermittlung zum Einsatz kommen sollen, kann eine Freiwilligkeit 

nur angenommen werden, wenn wirkliche Alternativen ohne Drittstaatentransfer bestehen. 

Berlin ergänzt, dass der Einsatz von _ im öffentlichen Bereich für E—Government-Zwecke nicht 
neu ist. Das Thema wurde 2.8. bereits vor 7 Jahren im Landtagvon NRW erörtert. Zu finden sind auch 
"mehrere Leitfäden hierzu, die von der ekom21 veröffentlicht wurden. 

In Bezug auf _ informiert Mecklenburg-Vorpommern, dass die Aufsichtsbehörde zu einer Untersa— 
gung von _ angehört hat. im Endeffekt musste allerdings nicht untersagt werden, weil der Verant- 

wortliche freiwillig kooperiert hat. Unter Berücksichtigung der tatsächlichen Verarbeitungsvorgänge 

wurde in diesem Fail nicht von einer Auftragsverarbeitung ausgegangen. Auch bei _ sprechen 

vermutlich die tatsächlichen Verarbeitungen gegen eine Auftragsverarbeitung. 

9.2 Sonstiges 

Hamburg erfragt, ob im Arbeitskreis der Austausch von Dokumenten über den BSCW—Server der DSK 

gewünscht ist (neben der Mailing-Liste). Hierzu gibt es zumindest teiIWeise Zustimmung. 

Der Vorsitzende (Brandenburg) sagt zu, über den BfDl zu klären, ob der seinerzeit für den Arbeitskreis 
beantragte Arbeitsbereich auf dem BSCW—Server noch existiert und fragt an, ob alle Bundesländer 
Zugang zum BSCW—Server haben und sich darüber austauschen möchten. 
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Thüringen spricht sich gegen den (alleinigen) Austausch über den BSCW-Server aus, da nicht für a!le
Personen Zugriffsberechtigungen vorhanden sind und immer eine Übernahme in das dortige Vorgangs-
bearbeitungssystem nötig ist. Bei per Mail ausgetauschten Dokumenten wäre die Übernahme leichter.
Es wird deshalb für eine parallele Verteilung der Dokumente pladiert.

Der Vorsitzende (Brandenburg) verweist hierzu auf die Schwierigkeit der „Doppelbespielung zweier
Datenspeicher mit Dateien und das Problem der Synchronisierung. Er schlägt vor, die Thematik zu-
nächst zurückzustellen und beim BfDI nach dem aktuellen Stand des Arbeitsberdches zu fragen. An-
schließend wird eine Rundmail zur Meinungsbildung übermittelt Nach seiner Beobachtung wird der
BSCW-Server auch nicht in al!en Arbeitskreisen genutzt, und wenn überhaupt, dann eher als Archiv
von Dokumenten und nicht als Austauschwerkzeug oder Arbeitsplattform zur Kommentierung.

Weiter bittet Hamburg bzgl. der Mailing-Liste des AK um Prüfung, ob diese anders konfiguriert ist als
die MaiSing-Listen der anderen Arbeitskreise. Konkret wurde ein abweichendes Verhalten dieser Liste
im Hinblick auf die Benachrichtigung des Autors bei selbst versandten Mails sowie im Hinbiick auf die
Zustellung an weitere Adressaten Em gleichen Haus festgestellt. Der Vorsitzende sagt zu, das Problem
mit dem Betreiber in Schleswig-Holstein zeitnah zu besprechen.

Der Vorsitzende (Brandenburg) bedankt sich abschließend für die rege Beteiligung aller Mitglieder des
Arbeitskreises sowie für die offene und konstruktive Diskussion. Er schließt damit die Sitzung.

Ende: 14:00 Uhr
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04.02.2022

Protokoll
der 16. Sitzung des AK „Verwaltung

am 21. September 2021 ais Video- / Telefonkonferenz

DLenstag, 21. September 2021 - BeEJnn: 10:00 Uhr

TOP l Festlegung der Tagesordnung
Protokolikontroile

Es gibt keine Fragen zur Tagesordnung, die Tagesordnung ist angenommen.
Das Protokoll der letzten Sitzung ist angenominen.

TOP 2 Berichte aus den Ländern
Sachstandsdarsteliung
Berichterstatter: alle

Berlin berichtet hinsichtlich der DtgitaSisierung der Verwaltung, dass die Einführung der E-Akte bis
2025 erfolgen und insgesamt 70.000 Arbeitsplätze angeschlossen sein sollen. Beriin ist bei der OZG-
Umsetzung für Querschnitfcsleistungen zuständig und bei der Umsetzung der Basiskomponente Nach-
weisabruf beratend beteiligt In Bezug auf eine Evaiuation des Berliner E-Government-Gesetzes wur-
den die Unternehmensberatung^a^^ffin^i^ffileinbezogen und ein Gutachten erstellt.
Befragungen von Verwaltungsmitarbeitern ergaben, dass das Thema Datenschutz auf Platz 7 von 11
eingeschätzt und eher nicht als Hindernis verstanden wird.

NRW berichtet, dass die Service-Portal-NRW-Verordnung seit Ende letzten Jahres gilt. Es wird ein
Antragsportal zur Anmeldung und Identifizierung am Nutzerkonto bereitgestellt. Die Dienstleistung
selbst wird in Fachportale weitergeleitet, somit ist eine Kette n verantwortlich keit gegeben, Zudem wur-
den Verwaitungsvocschriften zum E-Payment nach dem E-Government-Gesetz NRW geschaffen. Die
Behörden des Landes können eine bereitgestelite IT-Basiskoinponente nutzen " bestehend aus einer
Software und einer vorgegebenen verträglichen Grundlage.

Saarland hat keine Neuigkeiten zu berichten.

Niedersachsen ist hinsichtlich der OZG-Umsetzung bei dem SoziaSministerium und im Bereich Gesund-
heit (Schwerbehindertenausweis) beratend tätig, im November erfoigt ein Gespräch zum Nachnut-
zungssystem.

in Baden-Württemberg ist die Evaluierung des Landesdatenschutzgesetzes geplant, in das insbesonde"
re VerschwiegenheitspfJichten für DSB aufgenommen werden solien. In einem ArdkeSgesetz sollen
zudem auch Anpassungen im E-Government-Gesetz vorgenommen werden.

Mit der OZG-Umsetzung ist man bislang nicht befasst und hat auch keine Kapazitäten für entsprechen-
des Engagement Bezüglich der E-Akfce in der Landesverwa!tung wurde zwischenzeitlich eine Daten-
schutzfo!geneinschatzung erstellt !m Weiteren verweist man auf einen Gesetzgebungsvorschiag zur
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Geschäftspartnerdatei, weiche auch Privatpersonen betrifft, die ein Landesticket erhaiten haben und in

den Zahlungsverkehr mit dem Land und somit in ein verträgliches Verhä!tnis eintreten.

Der BfDI teilt mit, dass am Nutzerkonto und der weiteren Umsetzung des Bundesportais gearbeitet

wird. Unter Verweis auf die bisherigen Aktivitäten im Bereich RegistermodernEsierung bewertet der

BfDI nochmals die Idee der Steuer-ID als Identifikator im Rahmen der Registermodernisierung. im AK

Verwaltung/UAG PZK (Personenkennzi.ffer) wurde für die Registermodernisierung seinerzeit die Steu-

er-!D als identtflkator (Säule l) vorgeschlagen. Mit der Entscheidung ist man grundsätzlich nicht glück-

lich. Gemäß SäuSe 2 der RegistermodernisEerung und den Umsetzungsprojekten erfolgte eine Analyse

einer möglichen Umsetzung und der Anwendung der Steuer-lD. Mit Umsetzung eines Koordinierungs-

Projektes für den iT-Planungsrats gehen nun die Zielvorstellungen zurück an den IT-Planungsrat mit der

Frage, wie die Registermodernisierung umgesetzt werden sol!. Ein Entwurf an den IT-Planungsrat ist

vorbereitet. Der Bund nimmt für die Kontaktgruppe „Registermodernisierung" an den weiteren Gespra-

chen teii, um die gesamte DSK zu vertreten. In den Arbeitsgruppen (Recht und Architektur) wird an-

schließend die Umsetzung projektiert

Hinsichtlich des Projekts Datenschutzcockpit wurde die Projektstruktur aufgestellt, nun erfolgt die

Durchführung. Das BMI kam hier proaktiv auf den BfDi zu, um eine datenschutzrechtliche Unterstüt-

zung.der Kontaktgruppe zu gewährieisten. Der BfDE wird hierzu über die Kontaktgruppe weiter berich-

ten.

Sachsen berichtet aus dem AK Schule und Bildung über ein Pilotprojekt Ki (künstliche Intelligenz) in der

Schule. Es sollen Lehrbuchinhajte in die entsprechende Plattform eingespeist und den SchüSern im Ho-

me-Office per Kl übermittelt werden.

Sachsen-Anhait ist bezüglich des OZG für Bafög-Digital zuständig und verweist hier auch auf die Arbei-

ten der UAG OZG-Porta!lösungen. Das Ministerium für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitalisiemng ist

hier „zentraler" Betreiber des AntragsdEenstes und stelit die Antragsdaten und zuständigen Stellen (iän-

derübergreifend) zur Verfügung

Thüringen ist aufgrund Vertretungstätigkeit kein Beitrag möglich.

Hessen - Kein Beitrag aufgrund von Kommunikationsprobiemen während der Videokonferenz)

Bayern (LfD) im Bereich E-Government wurde seitens der Staatsregierung ein Entwurf zum Bay. Digi-

tafgesetz auf den Weg gebracht Grundsätzlich sehen die Regelungen des Entwurfs die Einrichtung

eines Nutzerkontos des Freistaates Bayern vor und setzen Regelung zur datenschutzrechtlichen Ver-

antwortlichkeit hinsichtlich der Verwaltungsstrukfcur um. Bei behördenübergreifender Nutzung der

digitalen Verwaitungsstruktur liegt die Verantwortung grundsätzlich bei den nutzenden Steilen, wobei

ausdrücklicher darauf hingewiesen wird, dass eine gemeinsame Verantwortlichkeit nicht ausgeschlos-

sen ist.

Hamburg informiert über behördliche Anfragen aus dem Bereich Meldewesen zur Umsetzung im OZG-

Kontext Hier gibt es nur eine sehr langsame Fortentwicklung der Dienstebereitstellung und es ist frag-

lich, wie die Frist zur Umsetzung des OZG in diesem Bereich bis zum 1.1.2023 (OZG-Frist) umgesetzt

werden kann. Es liegen keine genaueren Informationen zur Umsetzungsplanung in Hamburg vor.

Brennen informiert, dass auch sie eine Einladung zur Sitzung bezüglich des Projekts Datenschutzcockpit

erhalten haben. Die Umsetzung soii sich grundsätzlich am Projekt „ELFE" (Einfach Leistungen für Eltern)

orientieren. Die Umsetzungsverantwortung für das Datenschutzcockpit soll von Bremen übernommen
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werden. Detaiis können erst nach der Sitzung mitgeteiit werden. Der BfDI merkt hierzu an, dass Bre-
men eigentlich auch in die Kontaktgruppe gehört, da Brennen die Umsetzungsver^ntworfcung obliegt

Brandenburg berichtet, dass es derzeit keine neuen initiativen im Rahmen von Gesetzgebungsverfah-
ren oder Anpassungen rechtlicher Regelungen gibt. Im Bereich KommunaSes erfolgt eine Anpassung der
Kommunalverfassung aufgrund der Auswirkungen der bestehenden Pandemie-lage. Es gibt Bedenken
über die Zulässigkeit von Videoüberwachungen im öffentlichen und nicht öffentlichen Bereich, insbe-
sondere Aufzeichnung im Rahmen von Versammlungstätigkeiten. Derzeit finden auch Gespräche mit
dem Innenminssterium hierzu statt. Das Nutzerkonto Brandenburg wurde zur Verfügung gestellt und
aktuell eine landesinterne Anwendung eingebunden. Im Bereich OZG-Umsetzung und dem von Bran-
denburg geführten Themenfeld Ein-und Auswanderung erfolgt eine weitere Abstimmung mit den Län-
derkoliegen (Fachministerien) zur Nachnutzung.

In Rheinland-Pfafz ist das E-Govern m ent- Gesetz seit einem % Jahr in Kraft. Es gibt erste Anfragen aus
dem Bildungsministerium hinsichtlich einer Begleitung der Pilotierung der Leistung digitales Zeugnisses.
Hier befindet sich Rheinland-Pfalz mit Berlin und NRW in der Pilotphsse.

Mecklenburg-Vorpommern berichtet über ein EfA-ProJekt im Themenfeld Bauen und Wohnen, dass
derzeit schleppend verläuft. Zurzeit gibt es lediglich in einer Kommune in eihem Amt seit März 2021
ein Genehmigungsfreistellungsverfahren als vollständiges Onlineverfahren. Dieses sol! demnächst auch
in Sachsen-Anhalt und Rheiniand-Pfaiz genutzt werden. Es weist jedoch eine vergleichsweise niedrige
Komplexität auf, bei Bauantragsverfahren lediglich die EinreEchung des Bauantrages.
Das E-Government-Gesetz enthäit 2ur weiteren Umsetzung entsprechende Verordnungsermächtigung,
Auch die Frage der Umsetzung von Basisdiensten soil dort geregelt werden. Der Einsatz von Basis-
diensten kann aber abgelehnt werden, wenn datenschutzrechtiiche Bestimmungen nicht eingehalten
werden. Das Serviceportal kann auch ohne den Einsatz eines permanenten Nutzerkontos verwendet
werden. Brandenburg fragt hinsichtlich des OZG-UmsetzungsproJekts in nur einer Kommune nach, ob
dieses von der Kommune selbst erstellt bzw, projektiert wurde. Mecklenburg-Vorpommern teilt mit,
.dass IT-Basisdienste aufgrund von RechtsVO bereitgestellt werden können. Die Dienstebereitstel!ung
erfolgt vornehmiich durch die Zweckverbände und die daran angeschlossenen Kommunen. Die Nicht-
nutzung der bereitgesteliten Basisdienste und Impiementierung eigener Leistung wird als nicht zielfüh-
rend angesehen.

TOP 3 Umsetzungsstand 02G - Begleitung der Umsetzung des Online-Zugangsgesetzes durch die
DSK (Arbeitsschwerpunkt der AK-Sitzung)

- Information über Arbeitsstand der UAG OZG-Portaliösungen zum Arbejtspapier des AK Verwaltung
zur Unterstützung der Erarbeitung einer datenschutzrechtiichen Dokumentation für die vereinfachte
Nachnutzung der Anwendungen aus dem OZG-Leistungskatalog und Anbindungen an OZG-
Portallösungen

- Stand der Gespräche mit dem Bundesmlnisterium des Innern, (für Bau) und Heimat bzgl. der daten-
schutzrechtlichen Bewertung der OZG-Umsetzungvon Portalen und auch Fachanwendungen sowie
die möglichen Konsteilatiorien von B'etreibermode!!en in Bezug auf deren datenschutzrechtliche Ver-
antwortlichkeit ' .

Berichterstatter: Brandenburg, Mitglieder der UAG OZG-Portaliösungen (BfDI, Beriin, Sachsen-
Anhalt, Sachsen, Niedersachsen, Saarland, Hessen)
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denburg geführten Themenfeld Ein-und Auswanderung erfolgt eine weitere Abstimmting mit den Län- 

derkollegen (Fachmini$terien) zur Nachnutzung. . ' . 

ln Rheiniand- Pfalz ist das E- Government—Gesetz seit einem % Jahr in Kraft. Es gibt erste Anfragen aus 

dem Bildungsministerium hinsichtlich einer Begleitung der Pilotierung der Leistung digitales Zeugnisses. 
Hier befindet sich Rheinland Pfalz mit Berlin und NRW' m der Pilotphase. 

Mecklenburg-Vorpommern berichtet über ein EfA-Projekt im Themenfeld Bauen und Wohnen, dass 

derzeit schleppend verläuft. Zurzeit gibt es ledigiich in einer Kommunein einem Amt seit März 2021 

ein Genehmigungsfreistellungsverfahren als vollständiges Onlineverfahren. Dieses soll demnächst auch 

in Sachsen-Anhalt und Rheinland-Pfalz genutzt werden, Es weist jedoch eine vergleichsweise niedrige 

Komplexität auf, bei Bauantragsverfahren lediglich die Einreichung des Bauantrages. 

Das E-Government-Gesetz enthält zur weiteren Umsetzung entsprechende Verordnungsermächtigung, 

Auch die Frage der Umsetzung von Basisdiensten soil dort geregelt werden. Der Einsatz von Basis- 

diensten kann aber abgelehnt werden, wenn datenschutzrechtliche Bestimmungen nicht eingehalten 

werden. Das Serviceportal kann auch ohne den Einsatz eines permanenten Nutzerkontos verwendet 

werden. Brandenburg fragt hinsichtlich des OZG- Umsetzungsprojekts m nur einer Kommune nach, ob 

' dieses von der Kommune selbst erstellt bzw. projektiert wurde. Mecklenburg-Vorpommern teilt mit, 

dass lT-Basisdienste aufgrund von RechtsV0 bereitgesteilt werdenkönnen. Die Dienstebereitstellung 

' erfolgt vornehmlich durch die Zweckverbände und die daran angeschlossenen Kommunen. Die Nicht- 

nutzung der bereitgestellten Baslsdienste und lmpiementierung eigener Leistung wird als nicht zielfüh- 

rend angesehen. 

TOP 3 Urhsetzungsstand 026 - Begleitung der Umsetzung des Online-Zugangsgesetzes durch die 
DSK (Arbeitsschwerpunkt der AK-Sitzung) ‘ 

— Information über Arbeitsstand der UAG OZG-Portallösungen zum Arbeitspapier des AK Verwaitung 

zur Unterstützung der Erarbeitung einer datenschutzrechtlichen Dokumentation für die vereinfachte 

Nachnutzung der Anwendungen aus dem OZG- -Leistungskatalog und Anbindungen an OZG— 

Portailösungen 

- Stand der Gespräche mit dem Bundesministerium des inhern, (für Bau} und Heimat bzgl. der daten- 

schutzrechtlichen Bewertung der OZG—Umsetzung von Portalen und auch Fachanwandungen sowie 

die möglichen Konstellation'en von B'etreibermodelien in Bezug auf deren datenschutzrechtiiche Ver- 
antwortlichkeit 

Berichterstatter: Brandenburg, Mitglieder der UAG OZG- -Portallösungen (BfDl, Berlin, Sachsen- 

Anhalt, Sachsen, Niedersachsen, Saarland Hessen) 



Brandenburg informiert über das dem AK zur Verfügung gesteifte Arbeitspapier. Das Arbeitspapier

„Datenschutzrechtiiche Herausforderungen der OZG-Umsetzung insbesondere im Zusammenhang mit

dem „Einer für alle/vie!e(<-Prinzip ist das Ergebnis der UAG OZG-Porfcaliösungen zur Darstellungen

wie OZG-Porta!e und Fachanwendungen datenschutzkonform im Rahmen der Umsetzung des OZG

bereitgeste[!t und betrieben werden können.

Grundlage für das Arbeitspapier des AK Verwaltung war neben den erörternden Gesprächen mit dem

l zum datenschutzrechtlichen Verantwortlich-BMI auch ein Papier von

keitsprinzip als Herausforderung für die Verwaftungsdigstalisierung. Dieses Papier stellt im wesentiiche

auch die Auffassung des BMI dar. Seitens des BMI soil eine Rechtsanpassung im OZG erfolgen, um die

vereinfachte Bereitstellung und Nachnutzung von OZG-Diensten und Portal zu ermöglichen.

Em Juni 2021 gab es ein Vemetzungstreffen mit FITKO, BMI, Ländern und Themenfeldinhabern über

Sachstand und Probleme bei der OZG-Umsetzung. Seitens der Länder wurde hier auch die Frage nach

einer iänderübergreifenden rechtlichen Regelung gestelit.

• Im Nachgang des Vernetzungstreffens, bei dem sich auch der AK Verwaltung i

(LDA Brandenburg)) für Kontakt und informationsaustauch angeboten hatte, erfolgte keine Rück-

meldung seitens der Länder. Es konnte somit kein neuer Sachstand in Bezug auf die rechtlichen

Grundlagen der Umsetzung in den Ländern und den technischen Architekturen der Umsetzung von

OZG-Anwendungen generiert werden.

» Das Ziel der vereinfachten Nachnutzung von OZG-Leistungen ist schwer erreichbar, wenn aus

datenschutzrechtiicher Sicht Unklarheiten über die fachliche und rechtliche Zuständigkeit beste-

hen. Dies stellte ein Grundsatzproblem für die Arbeit der UAG OZG-Portaliösungen dar. Der An-

satz einer datenschutzrechtlichen Dokumentation für die vereinfachte Nachnutzung zu erarbeiten,

wurde zurückgesteHt und im Rahmen des vorliegenden Arbeitspapiers über die derzeitige Problem-

läge der OZG-Umsetzung aus Sicht derAufslchtsbehörden dargestellt. Das Arbeitspapier wird im

AK zur Diskussion gestellt mit dem Ziel, diesen dann der DSK zu übergeben und nach entspre-

chender Zustimmung dem BMI zur Verfügung zu steilen.

Das Arbeitspapier/der Sachstandsbericht stellt im Anschluss die Grundlage für weitere Gespräche

mit dem BMI dar.

Berlin erläutert nochmais die Sachlage in Bezug auf die EfA-Nachnutzung und die durch den Bund be-

reitgestellten Fördermittel. Grundsätzlich sollen OZG-Dienste „einmalig entwickeit und zur Nachnut-

zung angeboten werden. Es liegen entsprechende Verwaltungsvereinbarungen zum Abruf entspre-

chende Mittel vor, jedoch fehlen Regelungen zur datenschutzrechtlichen Umsetzung. Grundsätzlich

wird ein gesetzgeberischer Handlungsbedarf auf Bundesebene gesehen. Mit dem Arbeitspapjer wurde
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der bisherige Problemstand zusammengefasst. Dieser dient als weitere Diskussionsgrundlage mit dem
BMi und stellt für die weitere OZG-Umsetzung auch unsere datenschutzrechtiichen Positionen für
mögliche weitere gesetzliche Regelungen dar.

Brandenburg erläutert nochmals den unterschiedlichen Sachstand in den Ländern und auch die jeweili-
gen Beteiligungen der Datenschutzaufsichtsbehörden. Im Wesentlichen befassen sich die zuständigen
Landesministerien in den Ländern mit den Möglichkeiten der Nachnutzung, insbesondere auf Kosten"
ebene, ohne die sich daraus ergebenen Verantwortu n gs prob lerne zu losen. Zur Umsetzung des EfA-
Prinzips müssen die Vertragsgestaltung und Verantwortlichkeit im Rahmen der Zuständigkeit im Vor-
feld geregelt der Nachnutzung geregelt werden.

Im Weiteren wird über die inhaltliche Ausrichtung des Arbeitspapiers diskutiert und das weitere Vor"
gehen abgesprochen.

der bisherige Problemstand zusammengefasst. Dieserdient als weitere Diskussionsgrundlage mit dem 
_ BMI und steilt für die weitere 02G=Urnsetzung auch unsere datenschutzrechtlichen Positionen für 

mögliche Weitere gesetzliche Regelungen dar. 

Brandenburg erläutert nochmals den unterschiedlichen Sachstand in den Ländern und auch die ]eweiii- 

gen Beteiligungen der Datenschutzaufsichtsbehörden.' Im Wesentlichen befassen sich die zuständigen 
Landesministerien in den Ländern mit den Mögiichkeiten der Naehnutzung, insbesondere auf Kosten» , 

ebene, ohne die sich daraus ergebenen Verantwortungsprobleme zu lösen. Zur Umsetzung des EfA— 

Prinzips müssen die Vertragsgestaltung und Verantwortlichkeit im Rahmen der Zuständigkeit im Vor- 

feld geregelt der Nachnutzung geregelt warden. 

Im Weiteren wird über die inhaltliche Ausrichtung des Arbeitspapiers.diskutiert und das weitere Vor— 
gehen abgesprochen. 



Im Rahmen der Diskussion werden sowohl das Arbeitspapier a!s auch der „Entwurf zur datenschutz-

rechtlichen Dokumentation erörtert und Anpassungsverschläge diskutiert Die Probieme der länder-

übergreifenden Verarbeitung werden erörtert. AV-Verträge können ein Mittel sein, sind Jedoch auf"

grund des möglichen Abschlusses einer erheblichen Anzahl von Verträgen ggf. nicht praxistauglich

(Vertragsmanagement). Länderübergreifehde Verarbeitung auf Grundlage einer gemeinsamen Verant"

wortung sind auf Grund der Länderzuständigkeit und bestehenden landesrechtiichen Regelungen nur

schwer umsetzbar.

Grundsätzlich soll das Arbeitspapier die Arbeitsergebnisse der UAG OZG-Portallösungen darstellen und

einen Arbeits" und DiskussEonsstand wiedergeben. Er dient als Positionierung gegenüber dem BMi.

Im Ergebnis der Diskussion wird das Arbeitspapier zu abscMießenden Anpassung zurück in die UAG

gegeben. Die UAG stellt im Anschluss den Entwurf eines Sachstandesberichtes dem AK zur Verfügung,

welche nach Abstimmung der DSK übergeben wird.

Update/Hinweise;

Der Sachsfcandsbericht wurde in zwei Varianten (ein nachträglicher Anpassungsvorschiag) an die DSK

übergeben und auf der 102. Konferenz am 24.11,2022 behandelt. Der durch die Kollegen aus Nieder-

Sachsen vorgelegte Anderungsvorschiag wurde bestätigt und konnte im Nachgang an das BMI überge-

ben werden.

Im Rahmen der Diskussion werden sowohl das Arbeitspapier als auch der „Entwurf zur datenschutz- 

rechtlichen Dokumentation“ erörtert und Anpassungsverschläge diskutiert. Die Probieme der Iänder- 
übergreifenden Verarbeitung_werden erörtert. AV-Verträge können ein Mittel sein, sind jedoch auf» 

grund des möglichen Abschlusses einer erheblichen Anzahl von Verträgen ggf. nicht praxistauglich 

(Vertragsmanagement). Länderübergreifehde Verarbeitung auf Grundlage einer gemeinsamen Verant- 

wortung sind auf Grund der Länderzuständigkeit und bestehenden landesrechtiichen Regelungen nur 
schwer umsetzba r. 

Grundsätzlich soll das Arbeitspapier die Arbeitsergebnisse der UAG OZG-Portaliösungen darstellen und 
einen Arbeits» und Diskussionsstand wiedergeben. Er dient als Positionierung gegenüber dem BMI. 

_ Im Ergebnis der Diskussion wird das Arbeitspapier zu abschließenden Anpassung zurück in die UAG 
gegeben. Die UAG steilt im Anschluss den Entwurf eines Sachstandesberichtesdem AK zur Verfügung, 
welche nach Abstimmung der DSK übergeben wird. 

Update] Hinweise: . 

Der Sachstandsbericht wurde in zwei Varianten (ein nachträglicher Anpassungswmchlag) an die DSK 

übergeben und auf der 102. Konferenz am 24.11.2022 behandelt. Der durch die Kollegen aus Nieder- 

sachsen vorgelegte Änderungsvorschlag wurde bestätigt und konnte im Nachgang an das BMI überge- 

ben werden. ' 



Im Nachgang der Bereitstellung des „Sachstandsberichtes des AK Verwaltung zur daten-
schutzrechtiichen Begleitung der OZG-Umsetzung durch die DSK Hier: Datenschutzrechtiiche
Herausforderungen der OZG-Umsetzung insbesondere im Zusammenhang mit dem „Einer für
alle/vieie "Prinzip ist bisher keine weitere Rücksprache mit dem BMI erfoigt Unsererseits ist weiterer
Gesprächsbedarf beim BMI angemeldet.

Anlagen:

Anschreiben BMI
Sachstandsbericht

TOP 4 elD-Strategie / Interoperable Nutzerkonten
- Bericht aus der Projektgruppe eiD-Strategie des IT-Planungsrates zum Einsatz von Enteroperablen
Nutzerkonten

Berichterstatter: Brsndenburg, ggf. Hamburg

Hamburg berichtet über den Stand der Arbeiten in der Projektgruppe elD-Strategie des IT-
Planungsrates, insbesondere der Umsetzung der länderübergreifenden Nutzung von Dienstleistung
über Nutzerkonten. Nutzerkonten sind in zwei Bereich zu klassifizieren, Nutzerkonten sind ein Ober-
begriff für Bürgerkonten und Organisationskonten. Die angestrebte interoperable Nutzung von Nut-
zerkonten wird nur für Bürgerkonten angestrebt Es wurde eine technische Richtlinie des BSI TR (tech-
nische Richtlinie) -03160 zum Einsatz von Servicekonten verabschiedet.

• Tel! l Identifizierung und Authentisierung
e Teil 2 Snteroperables identitätsmanagement für Bürgerkonten

Schwerpunkte sind technischer Art, die technische Umsetzung ist gewährleistet.
In Bezug auf die Frage der Rechtsgrundlage des Einsatzes von Nutzerkonten spricht das OZG von einer
Einwiliigungslösung, Diskutiert wurde die Anwendbarkeit eine Einzelfalleinwliligung bzw. der Genera!-
einwilligung. Die Datenschutz beauftragte n in der Projektgruppe haben sich für Einzeifalleinwilligung
ausgesprochen, so auch beschlossen.

Es liegt ein Mustertext für EmwiHigung in interoperable Nutzung nach § 8 Abs. 6 OZG sowie
eine Ergänzung zur Datenschutzerklärung vor. Auch besteht eine VerwaStungsvereinbarung zum „Föde-
eierten Identitätsmanagement interoperabler Nutzerkonten (FINK)" inkl, Vereinbarung über die gemein-
same VerantwortlichS<eit gemäß Art. 26 DS-GVO, Hier sind auch Vorgaben über Datenstcherheit und
Datenaustausch geregelt.

Der Einsatz der nicht interoperablen Nutzung wurde von der Projektgruppe nicht thematisiert, sondern
erfoigt länderspezifisch. Es gab keine abschließende Beurteilung der Einwilligung nach § 9 OZG „Be-
kanntgabe des Verwaltungsaktes" (bis Oktober 2021 im Digitaltauglichkeitsscheck'VBMi), auch ohne
Zustimmung muss eine Leistung mögiich sein (Zugang im E-Mail-Postfach, Frage der Protokollierungs"
pfiicht).

In diesem Kontext hinterfragt Brandenburg, ob eine Vergleichbarkeit mit dem De-Mail-Modei! besteht
Dies wird bestätigt, wobei eine andere Situation im Rahmen der Zusteilung vorliegt.
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Schwerpunkte sind technischer Art, die technische Umsetzung ist gewährleistet. . 
in Bezug auf die Frage der Rechtsgrundlage des Einsatzes von Nutzerkonten spricht das OZG von einer 
Einwilligungslösung. Diskutiert wurde die Anwendbarkeit eine Einzelfalleinwilligung bzw. der General- 

> einwilligung. Die Datenschutzbeauftragten in der Projektgruppe haben sich für Einzelfalleinwilligung 

ausgesprochen, so auch beschlossen. ‘ 

Es liegt ein Mustertext für Einwilligung in interoperable Nutzung nach 5 8 Abs. 6 026 sowie 

eine Ergänzung zur Datenschutzerklärung Vor. Auch besteht eine Verwaltungsvereinbarung zum „Föde— 

rierten ldentitätsmanagement interoperabler Nutzerkonten (FlNK)" inkl. Vereinbarung über die gemein- 

same Verantwortlichkeit gemäß Art. 26 DS-GVO. Hier sind auch Vorgaben über Datensicherheit und 

Datenaustausch geregelt. 

Der Einsatz der nicht interoperablen Nutzung wurde von der Projektgruppe nicht thematisiert, sondern 
erfolgt länderspezifisch. Es gab keine abschließende Beurteilung der Einwilligung nach 5 9 026 „Be- 

kanntgabe des Verwaltungsaktes" (bis Oktober 2021 im Digitaltauglichkeitsscheck“/BMl), auch ohne 
Zustimmung muss eine Leistung möglich sein (Zugang im EMail—Postfach, Frage der Protokollierungs— 

pfli'cht). 

In diesem Kontext hinterfragt Brandenburg, ob eine Vergleichbarkeit mit dem De-Mail-Modell besteht. 

Dies wird bestätigt, wobei eine andere Situation im Rahmen der'Zusteilung vorliegt. 



In Bezug auf das Vertrauensni.veau von Bürgerkonten hat die ProjektgruppedieVertrauensnEveaus für

Bürgerkonten (niedrig, substanziell, hoch) gemäß elDAS-VO beschlossen und zusätzlich bestimmt das

„nlcht-Vertrauensniveau" Basisregistnerung -keine Identifizierung-- (bsp. Beantragung einer Mülltonne)

einzuführen. Bund und Länder haben beschlossen, dass das Vertrauensniveau niedrig bei den Bürger-

kanten bis auf weiteres nicht eingesetzt wird.

Brandenburg hinterfragt, ob Vorgaben bestehen, welche Vertrauensniveaus für Dienste gefordert sind

und ob diese auch gegenüber dem Bürger mitgeteilt werden. Dies wird bestätigt, da das Nutzerprofil

das Vertrauensniveau abbildet, und der Bürger darüber informiert wird ob diese Vertrauensmveau aus-

reichend ist bzw. mit welchem Vertrauensniveau er sich anmelden muss.

Kritisch werden Sonderfäl!e betrachtet, welche sich bspw, auch mit dem Wechsel des Ausweises ein-

hergehen. Dies bezieht sich bspw. auf Melderegisterabfragen beim Wechsel des PersonaiausweEses

und damit sich ändernden Pseudonymen der elD. Grundsätzlich bietet die Onlineausweisfunktion für

Nutzung auf Vertrauensniveau „hoch" an, bei einem PA-Wechsel verändert sich aber das Pseudonym

des PA. Somit sind automatisierte Meideregisterabfragen bei PA-Wechsei erforderlich, wenn gieichzei-

tig Name und / oder Anschrift im Ausweis verändert wird (Hersteilung / Vergleichbarkeit / Wiederer-

kenhung). Eine Softwarekomponente zur Nutzung in den Ländern wird bis August 2022 erstellt; nicht

alle Sonderfälle werden abgedeckt (u.a. Auskunftssperre, Umzug in das Ausland, Personen ohne Mel-

deanschrift).

Ziel ist auch die Einbindung der Smart-elD in Nutzerkonten. Eine Smart-elD kann unter einmaiiger Nut-

zung des Rersonalausweises auf dem Smartphone dauerhaft gespeichert werden. Ein Produktvertrieb

der Smart-elD ist für Dezember 2021 durch geplant Die elD des PA und Smart-elDs haben

unterschiedliche Pseudonyme. Ein Handiungsleitfaden des BSI zur Einbindung wird erarbeitet.

Der Rollout von interoperabler Postfächern steht an, die Umsetzung ist bis Ende 2021 geplant und

erfolgt in Eigenregie durch die Länder.

Weiterhin ist ein einheitliches Unternehmenskonto auf Basis von ELSTER geplant: Minimallösung bis

Herbst 2021, Pilotierungsphase erfolgt zum l. Quartal 2023

» Weitere Entwicklungen:

q Entwurf einer neuen elDAS-Verordnung

o Wunsch mehrerer Bundesländer, ELSTER-Zertifikate längerfristig als Authentisie-

rungsmittel im Bereich der Bürgerkonten anzubieten

• Wunsch einer Entfristung des Einsatzes von ELSTER-Zertifikaten wird in diesem Zusammen-

hang geäußert.

RheinIand-Pfalz hinterfragt, warum nicht auch ein einheitliches Nutzerkonto umgesetzt wird, wenn für

Unternehmenskonten eine zentralisierte Lösung angedacht ist In Bezug auf Bürgerkonten wird eine

dezentrale Lösung favorisiert (unterschiedliche Einsatzzwecke / Datentrennung).

Anlage:

Kurzgufachten

'Präsentation elD-Strategie/ Interoperable Nutzerkonten
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das Vertrauensniveau abbildet, und der Bürger darüber informiert wird ob diese Vertrauensniveau aus- 
reichend ist bzw. mit weichem Vertrauensniveau er sich anmelden muss. 

Kritisch werden Sonderfäiie betrachtet, welche sich bspw. auch mit dem Wechsel des Ausweises ein- 

hergehen. Dies bezieht sich bspw. auf Meideregisterabfragen beim Wechsel des Personaläusweises ‘ 
und damit sich ändernden Pseudonymen der elD. Grundsätzlich bietet die Onlineausweisfunktion für 

Nutzung auf Vertrauensniveau „hoch“ an, bei einem PA-Wechsei verändert sich aber das Pseudonym 
des PA. Somit sind automatisierte Meideregisterabfragen bei PA—Wechsei erforderlich, Wenn gleichzei— 

tig Name und / oder Anschrift im Auswais verändert wird (Herstellung / Vergleichbarkeit / Wiederer- 
ken'nung). Eine Softwarekornponente zur Nutzung in den Ländern wird bis August 2022 erstellt; nicht 
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unterschiedliche Pseudonyme. Ein Handiungsieitfaden des BSI zur Einbindung wird erarbeitet. 
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0 Wunsch mehrerer Bundesländer, ELSTER- Zertifikate längerfristig als Authentisie- 
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_ - Präsentation eiD-Strategie / interoperabie Nutzerkonten 



Top 5 Bericht aus der Compliance, E-Government and Health Expert Subgroup
Bericht über ArbejtsergebnEsse .
Bericht über aktuelle Themen
Berichterstatter: Ländervertreter (LDA Bbg)
Bf D l

Der ArbeJtsschwerpunkt der GEH liegt aktuell im Bereich Verhaltensregeln (CoC) sowie Zertifizierung.
Fortiaufend werden die eingereichten Akkreditierungskriterien für Überwachungssteilen von Verhal-
tensregeln der Mitgliedsstaaten geprüft Parallel wurden auch erste nationale Verhaltensregeln einge-
reicht, die derzeit bearbeitet werden. In Bezug auf den Bereich Zerfcifizierung wurde Akkredifcierungskri-
terien für Zertfizierungsstellen arbeitet und erste Zertfizierungsprogamme im EDSA eingereicht, die in
der CEH bearbeitet werden.

Den AK Verwaltung erreichten zwei Anfragen nach Art. 61 DS-GVO zum Einsatz von Drohnen, die
entsprechend gegenüber der ZAST (iMI) beantwortet werden konnten. Grundsätzlich gestaltet sich die
Beantwortung und Steilungnahme schwierig, da kurze Fristen wegen verzögertem [nformationsfluss
entstehen.'

Weiterhin gab es u.a. ein eine Anfrage zur Fluggastbeförderungen in Bezug auf die Datenerhebung bei
Flügen in die USA, welche durch die Airlines zu erheben waren. Hier gingen auch mehrere Anfragen bei
den LandesdatenschutzbehÖrden zum Umgang ein. Es erfoigte eine Einbindung des AK Gesundheit

Hoher Arbeitsaufwand entsteht für die deutschen Vertreter in der CEH (Bund, Brandenburg, Sachsen)
durch das wiederkehrende Proofreading von Stellungnahmen des EDSA. Auch ist hier eine Abstimmung
mit den österreichischen Koiiegen vorzunehmen. Fristen sind zum Teil schwer einzuhalten,

TOP 6 AG DSK - zur datenschutzrechtlichen Bewertung der Auftragsverarbeitung im Rahmen von

:; Abstimmung
weiteres Vorgehen (siehe Voriage zur 3. Zwischenkonferenz der DSK am 22.09.2021
Berichterstatter: Brandenburg, Mitglieder der AG DSK (falls anwesend)

Brandenburg berichtet über die Forfcführung der seinerzeit im AK Verwaltung betrachteten Prüfung der
Auftragsverarbeitung im Rahmen von

der DSK zu den
Es wurde eine neue AG

unter Leitung LDA Bayern / LDA Brandenburg gegründet.
Ziel war unter anderem die Kritikpunkt des AK Verwaltung aufzugreifen (Transparenz der DV, Einbin-
düng von Unteraufragnehmern, Zwecke der Verarbeitung, eigene Verantwortlichkeit, legitime Ge-
schäftszwecke,...), diese auch in Bezug auf den nicht öffentlichen Bereich zu betrachten und zusammen
mit auf die Anpassung der Verträge hinzuwirken. Gleichzeitig sollten auch die Auswirkungen
des Schrems ll-Urteils und notwendige Anpassungen in die Gespräche einffießen.
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Hierzu wurden mehrere Gespräche mit geführt. Die Gespräche werden auch noch fortge-

setzt Ein ZwEschenbericht wurde der DSK übergeben.

Sachsen ergänzt, dass grundsätzlich nicht nur nationale Fragen im Raum stehen.

Niedersachsen hinterfragt, warum nicht mehr direktes Thema des AK Verwaltung ist. Bran-

denburg erläutert nochmals den Arbeitsauftrag der DSK und die Umsetzung durch die neue AG, in der

auch Vertreter des nichtöffentlichen Bereichs dngebunden sind. Die AG DSK|

ist keinem AK der DSK direkt zugeordnet

Der AG ist bewusst, dass weiterhin viele Anfragen bzgl. des datenschutzkonformen Einsatzes von

bei den Aufsichtsbehörden eingehen. Da die Gespräche noch laufen, kann kein konkre-

ter Stand mitgeteilt werden. Ziel ist es den Teil Auftragsverarbeitung bis Ende 2021 abzuschließen

(Update; Ende. l. Quartal 2022). Brandenburg stellt kurz das Ansinnen von

Datenverarbeitung En Bezug auf das Projekt EU DATA Boundary vor.

Izurkontinentalen

TOP 7 Schrems il in der Verwaltung

- Austausch - angemessene Umsetzung der Schrems II -Auswirkungen im privaten und öffentlichen

Bereich

Berichterstatter: Hamburg, alle

Hamburg berichtet über den Versuch Schrems Ei möglichst im privaten wie Öffentlichen Bereich ange-

messen umzusetzen. Dem EuGH-Urteil wird insoweit Rechnung getragen, dass eine Aussetzung des

internationaien Datenverkehrs angestrebt wird, wenn keine geeigneten Maßnahmen zur Herstellung

eines vergleichbaren SchutznEveaus getroffen werden.

Leider findet eine Beteiligung oder Information über-Digitalisierungsprojekfce und somit ausreichende

Information, die ggf. im Konflikt hierzu stehen, nur unzureichend statt

Insbesondere wird auf den Einsatz von Videokonferenzsystemen wie verwiesen. Beispielsweise

hat man über den Einsatz von erst erfahren, nachdem das Zentrum für Aus- und Fortbildung die

.AufsichtsbehÖrden informierte, dass VK über möglich seien, Die DSB wurden nicht einbezogen.

Das Videokonferenztool wurde über IT-Dienstleister Dataport zur Verfügung gestellt. Aktuell

laufen Nachfragen hinsichtlich datenschutzrechtlicher Vorgaben.

Hamburg berichtet auch über die Auseinandersetzung mit

Eine Anhörung der l war nicht erfolgreich und führt nicht zum Umdenken. Der Einsatz von

wurde fortgeführt, woraufhin der HamBfDI einen Verwaltungsakt eriassen hat. Aktuell klagt die

gegen diesen,

l wird auch an der | eingesetzt, Korrespondenz mit der |

hierzu verläuft schleppend.

Über isin/das das Projekt Auto-Akte (Autovervollständigung) hat Hamburg erst durch eine StA-Anfrage

erfahren. Über^B^^^—i^^^^Datenverarbeitung in Verbindung mit einer Cloudlösung (verein-

facht dargestellt)} soll die Aktenführung einer automatisierten Verschlagwortung unterliegen. Im Be-
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reich Strafakten wurde diese Verfahren bereits eingestellt. Auch der weitere Test sollte laut DSB sofort
eingesteilt werden. Gegenüber der Aufsichtsbehörde wurde der Vorwurf der Verweigerung gegen mo-
derne Softwareverfahren geäußert.

Hessen berichtet von ähniichen Erfahrungen im l Auch hier wurde wieder die
Aufsichtsbehörde zu spät eingebunden. Grundsätzlich behaupten Dienstleister DS-GVO-konform zu
agieren, jedoch steht der Nachweis in Bezug auf die eingesetzte Webex-Lösung aus. Grundsätziich
zeigt sich ein generelles Unverständnis gegenüber der Aufsichtsbehörde beim Einsatz von VK-
Lösungen. Es wird auch vielfach auf andere Länder verwiesen, in den ähnlichen Anwendungen umge-
setzt werden. Es wird darauf hingewiesen, dass die hessischen Kollegen ihre Duldung gegenüber Vide"
okonferenzsystem aufgehoben haben.

Rheiniand-Pfalz fragt nach, wann ist die Duldung für Schulbereich aufgehoben wurde? Hessen: Bis
1.7.2021 wurde geduldet, dann aber nicht verlängert, also quasi nicht aufgehoben. Die Hochschulen

l, wird derzeit geduldet bei hoher Teiinehmerzah! an
nutzen hauptsächlich
VK. Die DSK riet zu Sensibilisterungsschreiben seitens der Aüfsichtsbehörden an Hochschulen, Aus-
wertungen stehen noch aus.

Hamburg erwidert, dass SensibHisierungen gegenüber Hochschulen mit entsprechender Arguinentation
erfolgen. Häufig wird auf eine andere Sachlage bzw, die unbedingte Notwendigkeit verwiesen.

Brandenburg teilt mit, das auch hier für alternative VK-Plattformen geworben wird. im Schulbereich
steht im Rahmen ! und mit eine .alternative zur Verfügung. Ein um-
schwenken ist häufig möglich. Dem kommen die Schulen auch nach.

Sachsen verweist auf den Einsatz vielfachen Einsatz von
Einsatz fraglich. Kommunen und Schulen nutzen vielfach

ä. Auch hier ist der datenschutzgerechte

Niedersachsen berichtet das auch hier als VK-System vorgestellt wurde, sollte dann später von
ersetzt werden. Auch hier gab es im Schulbereich Sensibifisiemngsschreiben zum

Umgang mit VK-System.

Der Bund infornniert ebenfalls über den Einsatz von mit einer eigenständig umgesetzten Platt-
formlösung. Durch Eigenebetrieb bzw. eigene Administration ist diese aber frei konfigurierbar. Jedoch
ist noch nicht abschließend geklärt, ob diese vollständig datenschutzkonform ist.

Hessen fragt hinsichtlich Ausschreibungsverfahren und die späte Einbindung der Aufsichtsbehörden,
ob es möglich wäre eine Guideline für Ausschreibungen/Vergaben zu erstellen.
Der Ansatz wird von mehreren Ländern kritisch gesehen, da dass Vergabeverfahren selbst nur indirekt
datenschutzrechtiichen Bezug hat. Vielmehr ist die Frage des Nachweises der Vergabeanforderungen
zu betrachten. Es ist zu klären, wir die Vergabekritenen zu erfüllen sind und ob zum Zeitpunkt der
Vergabe hinreichend die Datenschutzkonformität bzw. die Anforderungen nachgewiesen wurden. Dies
ist ein Problem der Vergabestelie im Rahmen der Prüfung, nicht der Beschreibung der Anforderungen.

Niedersachsen teilt mit, dass in einem Fall eine Warnung gegenüber dem Einsatz von ausgespro"
chen wurde. Nach mehreren Gesprächen wurde die Warnung zurückgenommen. Die war jedoch vor
noch vor dem Schrems 11-Urteil.
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TOP 8 Sonstiges

Von Baden-Württemberg wird die Frage aufgeworfen ob § 8 Abs. l S. 2 Nr. 2, 2. HS OZG als Rechts-

gmndlage bzgl. Beschäftigter von Unternehmen dienen kann.

Niedersachsen und Hamburg hinterfragen die Bewertung des Einsatzes privater Identifikationsmedien

bei Nutzerkonten, wenn Arbeitnehmer für ein Unternehmen tätig werden. Es ist fraglich, ob hier eine

Identifikation der Person im Sinne vom § 8 OZG gegenüber einer Behörde vorliegt Ggf. wäre hier nicht

auf die Person, sondern das Unternehmen zu referenzieren, mit entsprechendem Vermerk oder Kenn-

Zeichnung. Grundsätzlich ist es keine Datenverarbeitung des Unternehmens, sondern der Behörde die

das Verfahren führt

• Der Bund sieht die Sphäre für die eigentliche Identifikation Überschriften. Nach der Identifikation

im Bürgerkonto ist die Verarbeitung nur als verwaltungsrechtliche Angelegenheit zu betrachten.

» Hessen teilt die Auffassung und hält dies für eine arbeitsrechtliche Thematik. Diese ist im Vorfeld

der Nutzung privater Daten im dienstlichen Kontext zu prüfen. Grundsätzlich sollte hier der Einsatz

von Unternehmenskonten vorgezogen werden. Entsprechende Berechtigung der Nutzung des Un"

ternehmenskontos durch Mitarbeiter sind arbeitsrechtlich zu klären.

Berlin stellt kurz die Idee der Einführung von digitalen Schulzeugnlssen, auch unter Einsatz der Block"

chain-Technologie, vor. Hierbei geht es vorerst um ein Projekt auf Einwilligungsbasis, um ZeiTgnisse

digita! abrufbar zu gestalten. Berlin fragt an, ob hier auch Bestrebung in anderen Ländern bestehen und

wie ggf. Anpassungen in Schulgesetzen bzw. dem Verwaltungsverfahrensgesetz umzusetzen sind.

Grundsätzlich wird seitens der Kollegen nachfragt, ob es sich hier um einen vot!ständigen Ersatz der

Papierform handelt Rheinland-PfaIz teilt mit, dass digitale Schulzeugnisse bisher nur auf Abiturzeug"

nisse beschränkt werden und entsprechende Einwilligungen eingeholt werden. Seitens Sachsen wird

der technologische Ansatz, hier Blockchain, hinterfragt Klassische Mittel zu elektronischen Unterschrift

wären ggf. ausreichend.

Berlin ergänzt, dass digitale Zeugnisse Tel! des OZG-Umsetzungsprojektes sind und im Themenfeld

Bildung erarbeitet werden. Der Biockchain-Ansatz ist auch nicht nachvoilziehbar.

Sachsen bittet nochmals um kurze Ausführung zur datenschutzrechtiichen Bewertung des Einsatzes

von Telefax. Die Einschätzung anderer Länder, ob der Einsatz datenschutzrechtlich noch möglich ist

oder nicht und ob er sanktioniert wird.

Seitens des Kollegenkrelses (Hessen führt aus) wird grundsätzlich auf die Risiken hingewiesen und

festgehalten, das Telefax kein sicheres Kommunikationsmitte! mehr ist Es sollen Alternativen genutzt

werden. Bremen ergänzt und teilt mit, dass insbesondere vom Einsatz im medizinischen Bereich abge-

raten wird. Eine Sanktionierung ist noch nicht erfolgt

TOP 9 Neuer Termin

Es wird ggf. ein Frühjahrstermin geplant, insbesondere in Bezug auf die weitere Entwicklung im Bereich

der OZG-Umsetzung.

Termin für den 9. März 2022 als VK ggf. Präsenzveranstaitung.
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TOP 8 Sonstiges 

Von Baden-Württemberg wird die Frage aufgeworfen ob 5 8 Abs. 1 S. 2 Nr. 2, 2. HS ÖZG‘aI5 Rechts— 
grundlage bzgl; Beschäftigter von Unternehmen dienen kann. 

Niedersachsen und Hamburg hinterfragen die Bewertung des Einsatzes privater ldentifikationsmedien 
bei Nutzerkon'ten, Wenn Arbeitnehmer für ein Unternehrhen tätig werden. Es ist fragiich, ob hier eine 
identifikation der Person im Sinne vom 5 8 OZG gegenüber einer Behörde voriiegt. Ggf. wäre hier nicht 

amc die Person, sondern das Unternehmen zu referenzierén, mit entsprechendem Vermerk oder Kenn— 

zeichnung. Grundsätzlich ist es keine Datenverarbeitung des Unternehmens, sondern der Behörde die 
das Verfahren führt. 

0 Der Bund sieht die Sphäre für die eigentliche Identifikation überschritten. Nach der Identifikation 

im Bürgerkonto ist die Verarbeitung nur als verwaltungsrechtliche Angelegenheit zu betrachten. 

. Hessen teilt die Auffassung und hält dies für eine arbeitsrechtliche Thematik. Diese ist im Vorfeld 

der Nutzung privater Daten im dienstlichen Kontext zu prüfen. Grundsätzlich sollte hier der Einsatz 

von Unternehmenskonten vorgezogehwerden. Entsprechende Berechtigung der Nutzung des Un— 

ternehmenskontos durch Mitarbeiter sind arbeitsrechtlich zu klären. 

Berlin stellt kurz die Idee der Einführung von digitalen Schulzeügnissen, auch unter Einsatz—der Biock— 

chain-Technologie, vor. Hierbei geht es vorerst um ein Projekt auf Einwilligungsbasis,um Zedgnisse 

digitai abrufbar zu gestalten. Beriin fragt an, ob hier auch Bestrebung in anderen Ländern bestehen und _ 
wie ggf. Anpassungen in Schulgesetzen bzw. dem Verwaltungsverfahrensgesetz umzusetzen sind. 

Grundsätziich wird seitens der Kollegen nachfragt, ob es sich hier um einen vollständigen Ersatz der 

Papierform handelt. Rheinland$falz teilt mit, dass digitale Schulzeugnisse bisher nur auf Abitufzeug— 

nisse beschränkt werden und entsprechende Einwilligungen eingeholt werden. Seitens Sachsen wird 

der technologische Ansatz, hier Blockchain, hinterfragt. Klassische Mittel zu elektronischen Unterschrift 

wären ggf. ausreichend. ‘ ' 

Berlin ergänzt, dass digitale Zeugnisse Tel! des OZG- Umsetzungsprojektes sind und '  un Themenfeld 

Bildung erarbeitet werden. Der Blockchain- Ansatz ist aueh nicht nachvollziehbar. 

Sachsen bittet nochrhals um kurze Ausführung zur datenschutzrechtlichen Bewertung des Einsatzes 

von Telefax. Die Einschätzung anderer Länder, ob der Einsatz datenschutzrechtlich noch möglich ist 

oder nicht und ob er sanktioniert wird. 

Seitens des Koliegenkreises (Hessen führt aus) wird grundsätzlich auf die Risiken hingewiesen und 

festgehalten, das Telefax kein sicheres Kommunikationsmittel mehr ist. Es sollen Aiternativen genutzt 

Werden. Bremen ergänzt und teilt mit, dass insbesondere vom Einsatz im medizinischen Bereich abge- 
raten wird. Eine Sanktionierung ist noch nicht erfolgt. 

TOP 9 Neuer Termin1 

Es wird ggf. ein Frühjahrstermin geplant, insbesondere' m Bezug auf die weitere Entwicklung im Bereich 

der OZG- Umsetzung. 

Termin für den 9. März 2022 als VK ggf. Präsenzveranstaltung. 
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Protokoll

der 15. Sitzung des AK „Verwaltung"
am 15. September 2020 als Video- / Telefonkonferenz

Dienstag, 15. September 2020 - Beginn: 10:00 Uhr

Begrüßung - Hinweis auf Corona-Pandemie und Home-Office
Begrüßung der Gäste/
Vorstellungsrunde

TOP l Vortrag/Berichterstattung:
Umsetzung des Online-Zugangsgesetzes in Bund und Ländern -Austausch zu den datenschutzrecht-
lichen Fragen der Einordnung von Verwaltungsportalen und sonstigen Aspekten der OZG-Umsetzung
Vortragende:

Die Umsetzung des Online-Zugangsgesetzes (OZG) und die damit verbundene Ausgestaltung von interoperab"
ien Nutzerkonten und Verwaltungsportalen stellen sowohl erhebliche technische als auch datenschutzrechtli-
ehe Herausforderungen für Bund und Länder dar. An den AK Verwaltung wurde seitens des BMI, bzw.der in
beratender Funktion tätigen Kanziei die Bitte herangetragen/ in einen Austausch u. a.
zu der übergreifenden Frage des Datenschutzrechts bei Portailösungen im Rahmen der OZG-Umsetzung zu
treten.

Dein haben wir gern zugestimmt, mit dem Ziel, sich über die aktuellen Entwicklungen auf Bundesebene auszu"
tauschen und sowohi unsere Erwartungshaltung als auch die des BMI an die notwendige Beteiligung der Auf-
sichtsbehörden des Bundes und Länder bei Gesetzesvorhaben und der Verfahrensumsetzung zu diskutieren.

BMS machte folgende Ausführungen:
Das OZG macht einen konstruktiven Informationsaustausch der damit befassten Stellen notwendig, da es diese
vor datenschutzrechtliche Herausforderungen stellt. Im Allgemeinen besteht der Auftrag, bis Ende des Jahres
2022 alle Verwaltungsleistungen zu digitalisieren. Das bisherige Angebot der digitalen Verwaitungsieistungen in
Deutschland ist begrenzt. Zuständigkeiten im föderalen Kontext erschweren die Umsetzung umso mehr, da die
Nutzerfreundlichkeit im besonderen Fokus steht. Bisher sind zwei Programme für die Umsetzung des OZG im
Gespräch, zum einen für Bundesleistungen und zum anderen für föderale Leistungen. Das Bundesministerium
des Innern (BMI) übernimmt hierbei die Koordinierung, Die Kommunen sollen keine eigenhändige Digitalssie-
rung vornehmen, sondern im Gleichklang arbeiten. Hierfür wurden 14 Themenfelder geschaffen und jeweils
federführende Länder den einzelnen Themenfeidern zugeordnet (Bund-Länder-TandembiSdung}. Es erfolgte
eine Entwicklung von „Klick-Dummies//, eine individueile Entwicklung der Länder soll damit vermieden werden.
Dies führt zu dem Erfordernis, dass die tatsächlichen Entwickiungen in den weiteren Ländern implementiert
werden.

Verfahrensbeteiligte sind die Bundesländer, Ministerien, Kommunen, der IT-Planungsrat und die Innenminis-
terkonferenz. Die Planungsphase ist fast abgeschlossen. Die ersten 25 Projekte wurden bereits umgesetzt. Die
Umsetzung weiterer ca. 30 Projekte ist bis Ende des Jahres 2020 geplant.

Protokoll 

der 15. Sitzung des AK „Verwaltung“ 
am 15. September 2020 als Video- / Telefonkonferenz 

Dienstag, 15. Seýember 2020 -— Beginn: 10:00 Uhr 

Begrüßung — Hinweis auf Corona-Pandemie und Home-Office 

Begrüßung der Gäste. _ 
Vorstellungsrunde 

TOP 1 Vortrag/Berichterstattung: — 

Umsetzung des Online-Zugangsgesetzes in Bund und Ländern — Austausch zu den datenschutzrécht- 

lichen Fragen der Einordnung von Verwa'ltuhgsportaien und sonstigen Aspekten der OZG—Umsetzung 

Vortragendez — 
_ 

Die Umsetzung des Online-Zugangsgesetzes (026) und die damit verbundene Ausgestaltung von interoperab- 

len Nutzerkonten und Verwaltungsportalen stellen sowohl erhebliche technische als auch datenschutzrechtli- 

che Herausforderungen für Bund und Länder dar. An den AK Verwaltung wurde seitens des BMI, bzw. der in 

beratender Funktion tätigen Kanzlei _ ,  die Bitte herangetragen, in einen Austausch u.a. 

zu der übergreifenden Frage des Datenschutzrechts bei Portallösungen im Rahmen der 026 Umsetzung zu 

treten. 

Dem haben wir gern zugestimmt, mit dem Ziel, sich über die aktuellen Entwicklungen auf Bundesebene auszu— 

tauschen und sowohl unsere Erwartungshaltung als auch die des BMI an die notwendige Beteiligung der Auf- 

sichtsbehörden des Bundes und Länder bei Gesetzesvor_haben und der Verfahrensumsetzung zu diskutieren. 

_ vom BMI machte folgende Ausführungen: 

Das 026 macht einen konstruktiven Informationsaustausch der damit befassten Stellen notwendig, da es diese 

‘ vor datenschutzrechtliche Herausforderungen stellt. Im Allgemeinen besteht der Auftrag, bis Ende des Jahres 

2022 alle Verwaltungsleistungen zu digitalisieren. Das bisherige Angebot der digitalen Verwaltungsleistungen in 

Deutschland ist begrenzt. Zuständigkeiten im föderalen Kontext erschweren die Umsetzung umso mehr, da die 

Nutzerfreundlichkeit im besonderen Fokus steht. Bisher sind zwei Programme für die Umsetzung des 026 im 

Gespräch, zum einen für Bundesieistungen und zum“ anderen für föderale Leistungen. Das Bundesministerium 

des Innern (BMI) übernimmt hierbei die Koordinierung. Die Kommunen sollen keine eigenhändige‘ Digitalisie- 

rung vornehmen, sondern Im Gleichklang arbeiten. Hierfür wurden 14 Themenfelder geschaffen und jeweils 

federführende Länder den einzelnen Themenfeldern zugeordnet (Bund-Länder—Tandembildung). Es erfolgte 

eine Entwicklung von „Klick-Dummies“, eine individuelle Entwicklung der Länder soll damit vermieden werden. 

Dies führt zu dem Erfordernis, dass die tatsächlichen Entwicklungen in den weiteren Ländern implementiert 

werden. 

' Verfahrensbeteiligte sind die Bundesländer, Ministerien, Kommunen, der lT-Planungsrat und die Innenminis- 

terkonferenz. Die Planungsphase ist fast abgeschlossen. Die ersten 25 Projekte wurden bereits umgesetzt. Die 

Umsetzung weiterer ca. 30 Projekte ist bis Ende des Jahres 2020 geplant. 



führt weiter aus, dass die OZG-Umsetzung mit Mitteln aus dem Konj'unkturpaket mit einem

Volumen von 3 Mrd, Euro erfolgen soil und daher ein beschleunigtes Handeln erfordert. Das Konjunkturpaket

definiert das Ziel, im „Einer-für-Alle"-Prinzlp zu arbeiten. Nach diesem Prinzip wurde ein konkretes Arbeitspro- •

gramm entwickelt. Das BMI schafft die Rechtsgrundiage dafür, wie und durch wen Mittel des Bundes an die

Länder weitergegeben werden können. erläutert dies am Beispiel Wohngeid, Hierbei wird eine

zentrale Organisation durch das federführende Land übernommen. Die übrigen Länder bedienen sich eigener

Dienstleister, die mit den ausgearbeiteten Anträgen versorgt werden. Eine gemeinsame Projektentwicklung ist

anschiießend im Austausch bzw, in fachlicher Abstimmung der Länder möglich. Die Betriebskosten der Entwick-

jung sollen durch die Mitwirkenden geteilt werden, stellt die 14 Themenfelder anhand der Onli-

ne-Präsentation „Das Onlinezugangsgesetz - Umsetzung und aktueller Stand" (Aniage l) vor und betont/ dass

nicht alle Leistungen Im „Einer-für"Alle"-Prinzip umgesetzt werden können, da lokal unterschiedäiche Regelun-

gen bestehen.

als Kanzlejvertreter kündigt an/ dass er den Ländern ein Papier zur Verfügung stellen wird/ um

konkrete Lösungsansätze hinsichtlich der datenschutzrechtlichen Fragen darzulegen. Hierfür ist zunächst je-

doch die Rücksprache mit dem BMI erforderiich.

Im Anschluss daran erläutert Herr in einer Onllne-Präsentation (Anlage 2) wesentiiche datenschutz-

rechtliche Fragen zum OZG und stellt im Foigenden einen Online-Antragsassistenten vor, der dem Grundsatz

nach für alle 575 Verwaitungsleistungen zur Anwendung kommen soll:

ZUL.berücksichtißende.Herausforderunßen:

l. Der DS-GVO-Gesetzgeber hat auf die föderalistische Struktur der Bundesrepublik wenig Rücksicht genom-

men. Auch die BGH-Rechtsprechung berücksichtigt diese unzureichend.

2. Es werden zusätzliche Datenverarbeitungsvorgänge durch die Djgitalisierung erfordedich/ indem weitere

Beteiligte und Verarbeitungsschritte hinzukommen.

3. Die Regelungen der DS-GVO, des BDSG/ der Landesdatenschutzgesetze und der Fachgesetze sind bei der

Umsetzung jeweils zu berücksichtigen.

4, Art. 91 c GG fordert eine Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern sowie innerhalb der Länder. Hierbei

soll die Verwaltungskooperation gefördert werden, ohne das Verbot der Mischverwaltung aus dem Blick zu

verlieren.

5. Verwaitungsverfahrensrechtlich muss die Schlussentschesdung beim jeweiligen Verwaitungsträger der

zuständigen Verwaltungsbehörde verbleiben,

hebt ebenfalls hervor, dass das Datenschutzrecht nicht die einzigen Problempunkte bei der

OZG-Umsetzung birgt und weitere fachspezlfische Dimensionen zu berücksichtigen sind, die aufgrund des zelt-

nahen Fristablaufs kaum reaiislerbar erscheinen. Die Aufsichtsbehörden müssten entlastet werden, da das

Datenschutzrecht einen wesentlichen Teil der OZG-Umsetzung darstellt.

Ve ra rbe it ungssc h ritte;.

a} Registrierung des Betroffenen für eine Leistung (Bsp. Bauantrag, Überbrückungshilfe}

b) identifizierung und Authentisierung (verschiedene Mögiichkeiten: Portalkonten/ Elster-iD - hier Einwi!li-

gung als Rechtsgrundlage)

c) Anmeldung (Passwort, E-Mailadresse, Cookies)

d) Eingabe von Antragsdaten (wer ist Betroffener, Dritter Z.B. Lebenspartner)

e) Zwischenspeicherung (Problem: Nutzerfreundlichkeit/ BearbeitungszeEtvon Unterlagen)

f) Offenlegung und Ubermittlung an mehrere Antragsbehörden (Problem: Assistenz bei der Antragseingabe,

Weiterleitung und sodann Durchführung der Vorgangsbearbeitung)

g) Langzeitspeicherung (Daten sollen in Datenbank gespeichert werden, wenn z. B, Antrag in einem Jahr wie-

derholt werden sol

_ führt weiter aus, dass die OZG-Umsetzung mit Mitteln aus dem Konjunkturpaket mit einem 

Volumen von 3 Mrd. EUro erfolgen soil und daher ein beschleunigtes Handeln erfordert. Das Konjunkturpaket 

deýniert das Ziel, im „Einer-für—Aile"-Prinzip zu arbeiten. Nach diesem Prinzip'wurde ein konkretes Arbeitspro—- 

gramm entwickelt. Da5BMI schafft die Rechtsgrundlage dafür, wie und durch wen Mittel des Bundes an die 

Länder weitergegeben werden können. _ erläutert dies am Beispiei Wohngeld. Hierbei wird eine 
zentrale Organisation durch das federführende Land übernommen. Die übrigen Länder bedienen sich eigener 

Dienstleister, die mit den ausgearbeiteten Anträgen versorgt werden. Eine gemeinsame Projektentwicklung ist 

anschließend im Austausch bzw. in fachlicher Abstimmung der Länder möglich. Die Betriebskosten der Entwick— 
lung sollen durch die Mitwirkenden geteilt werden. _ stellt die 14 Themenfelder anhand der Onli— 
ne—Präsentation „Das Onlinezugangsgesetz — Umsetzung und aktüeller Stand“ (Anlage 1) vor und betont, dass 

nicht alle Leistungen im „Einer-für-Alle"— —Prinzip umgesetzt werden können, da lokal unterschiedliche Regelun— 

gen bestehen. 

_ als Kanzleivertreter kündigt an, dass er den Ländern ein Papier zur Verfügung stellen wird, um 
konkrete Lösungsansätze hinsichtlich der datenschutzrechtlichen Fragen darzulegen. Hierfür ist zunächst je- 

doch die Rücksprache mit dem BMI erforderlich. ‘ 

im Anschluss daran erläutert H e r r _  in einer Online-Präsentation (Anlage 2) Wesentliche datenschutz— 
rechtliche Fragen zum 026 und stellt im Folgenden einen Online-Antragsassistenten vor, der dem Grundsatz 

nach für alle 575 Verwaitungsleistungen zur Anwandung kommen soll: 

Zu berücksichtigende Herausfmderuneen: - 
1. Der DS-GVO-Gesetzgeher hat auf die föderalistische Struktur der Bundesrepublik wenig Rücksicht genom- 

men. Auch die BGH—Rechtsprechung berücksichtigt diese unzureichend. 

2. Es werden zusätzliche Datenverarbeitungsvorgänge durch die Digitalisierung erforderlich, indem weitere 

Beteiligte und Verarbeitungsschritte hinzukommen. 

3. Die Regelungen der DS- GVO, des BDSG, der Landesdatenschutzgesetze und der Fachgesetze sind bei der 

Umsetzung jeweils zu berücksichtigen. 

4. Art. 91 c GG fordert eine Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern sowie innerhalb der Länder. Hierbei 

soll die Verwaltungskooperation gefördert werden, ohne das Verbot der Mischverwaltung aus dem Blick zu 

verlieren. 

5. Verwaitungsverfahrensrechtlich muss die Schlussentscheidung beim jeweiligen Verwaltungsträger der 

zuständigen Verwaltungsbehörde verbleiben. 

_ hebt ebenfalls hervor, dass das Datenschutzrecht nicht die einzigen Probiempunkte bei der 
OZG-Umsetzung birgt und weitere fachspezifische Dimensionen zu berücksichtigen sind, die aufgrund des zeit- 

nahen Fristablaufs kaum realisierbar erscheinen. Die Aufsichtsbehörden müssten entlastet werden, da das 

Datenschutzrecht einen wesentlichen Teil der OZG-Umsetzung darstelit. ' 

Verarbeitungsschritte: 

3) Registrierung des Betroffenen für-eine Leistung (Bsp. Bauantrag, Überbrückungshilfe) 

b) identifizierung und Authentisierung (verschiedene Möglichkeiten. Portalkonten, Elster- iD— hier Einwilli— ‘ 

gung als Rechtsgrundlage) 

_ c) Anmeldung (Passwort, E-Mailadresse, Cookies) 

d) £ingabe von Antragsdaten (wer ist Betroffener, Dritter z.B. Lebenspartner) 

e) Zwis'chenspeicherung (Problem: Nutzerfreundlichkeit, Bearbeitungszeit von Unterlagen) 

f) Offenlegung und Übermittlung an mehrere Antragsbehörden (Problem: Assistenz bei der Antragseingabe, 

Weiterleitung und sodann Durchführung der Vorgangsbearbeitung) 

g) Langzeitspeicherung (Daten sollen in Datenbank gespeichert werden, wenn 2. B. Antrag in einem Jahr wie'— 

derholt werden soll) 



h) Rückfragen (Kontaktaufnahme der Behörde mit dem Antragstelier)
i) Zustellung des Bescheides (digitale/eiektronische Zusteiiung)
j) Löschung
k) Korrektur von Daten

Einschlägige ß6chtsfiry,ndlaßen;_

Zuerst werden die Fachgesetze herangezogen, wenn sie unionsrechtskonform sind.
§ 8 OZG enthält datenschutzrechtliche Regelungen/ insbesondere hinsichtlich des Vorgangs der Identifizierung.
Zum Thema Datenverarbeitung (Antragsdatenverarbei-tung) gibt es jedoch keine Vorgaben, § 8 Abs. 3 OZG
enthält lediglich Vorgaben zur Speicherung. Auch zu originären Verarbeltungsvorgängen enthält das OZG keine
ausreichenden Normierungen. Hier sollen die Fachgesetze Anwendung finden (z.B. BundeseSterngeldgesetz,
Portal-Gesetz und E-Government-Gesetz).

Es ist fraglich, wie die Antragsdatenverarbeitung hinsichtlich der Verantwortlichkeit der Verwaltungsbehörde
zuzuordnen ist. Das „Ob" und das „Wie" sind klärungsbedürftig. Es besteht die Möglichkeit, die Antragsverar"
beitung dem Fachüerfahren oder dem vorgelagerten Verfahren zuzuordnen.
Das vorgelagerte Verfahren betrifft das sog, Assistenz-Verfahren (Registrierung). Die Datenverarbeitung ist mit
Blick auf den Zweckbestimmungsgrundsatz zwischen dem vorgelagerten Verfahren und dem Fachverfahren
grundsätzlich zu trennen. Als Rechtsgrundlagen könnten die Landesclatenschutzgesetze, Verwaitungsgesetze
und § l OZG im vorgelagerten Verfahren herangezogen werden. Generalklauseln sind hierbei eher restriktiv
auszulegen. Ein Rückgriff auf § 22 BDSG erscheint jedoch möglich. Ebenfalls angedacht ist, auf Einwilligungser"
klärungen zurückzugreifen. Das BM! steht dieser Variante offen gegenüber, hält jedoch eine Abstimmung Im AK
Verwaitung für notwendig, da gegenüber Behörden Einwilligungen als Rechtsgrundlage ebenfal!s restriktiv
angewendet werden sollen. Zusätzlich erscheint problematisch, ob dem Einwilligenden eine echte Wahlmög-
lichkeit im digitalen Verfahren zur Verfügung steht, sowohl die Widerrufsmögiichkest der Einwilligung als auch
die gesetzlich vorgegebene Datenverarbeitung stehen dem entgegen, Zudem sind nur höchstpersönliche Ein-
willigungen möglich.

Datenschutzrecht!icheVerantwort!ichkelt:
Generelle Regeiungen können bei der datenschutzrechtlichen Verantwortlichkeit nicht getroffen werden, da
nicht immer von einer gemeinsamen Verantwortlichkeit (Art, 26 DS-GVO) ausgegangen werden kann. Die Beur-
teliung der tatsächlichen Verantwortlichkeit muss nach herrschender EuGH-Rechtsprechung phasenspezifisch
und abgestuft erfolgen. Es muss jeweils eine gemeinsame Entscheidung und ein bestimmender Einf!uss aller
Mitwirkenden zumindest für bestimmte Phasen erkennbar sein, um eine gemeinsame Verantwortlichkeit an-
nehmen zu können. Daneben muss die datenschutzrechtliche Verantwortlichkeit des Antragsassistenten im
vorgeiagerten Verfahren geklärt werden. Mit einem Hinweis auf Art. 4 Nr. 7 DS'GVO wird auf eine sog. Ketten-
Verantwortlichkeit aufmerksam gemacht. Der Bund oder das Land sind datenschutzrechtlich aufgrund des
bestehenden Behördenprinzlps niemals verantwortliche Stelle, sondern immer die Behörde. Fraglich ist in die-
sem Zusammenhang, ob die Jeweils verantwortliche Behörde ein Mitbestimmungsrecht bei der Verarbeitung
der Antragsdaten durch den Antragsassistenten hat,

!m Fachverfahren liegt die Verantwortlichkeit ausschließlich bei der zuständigen Verwaltungsbehörde, der die
/'Durchführung obliegt. Hierbei ist eine abgestufte Bewertung erforderlich und nach dem Zweck der Datenverar-

beitung zu bemessen. ~

Ungeklärt ist die Verantwortlichkeit während der Durchiestung der Daten vom Antragsasslstenzverfahren an die
zuständige Behörde. Es besteht die Überlegung, ob die Projektbeteiiigten über Art. 4 Nr. 7 2. HS DS"
GVO die innere Verantwortlichkeit regeln können. Das BMI geht davon aus, dass das Verwaltungsinnenrecht in
dieser DS-GVO-Regelung erfasst wird, Es kommt lediglich auf die entsprechende rechtliche Bindungswirkung

h) Rückfragen (Kontaktaufnahme der Behörde mit dem Antragsteller) 

l) Zustellung des Bescheides (digitale/elektronische Zustellung) 

]) Löschung 

k) Korrektur von Daten 

Einschlägige Rechtsgrundlagen: 

Zuerst werden die Fachgesetze herangezogen, wenn sie unlonsrechtskonform sind. 

5 8 OZG enthäit datenschutzrechtllche Regelungen, insbesondere hinsichtlich des Vorgangs der Identifizierdng.‘ 

Zum Thema Datenverarbeitung (Antragsdatenverarbeitung) gibt es jedoch keine Vorgaben, 5 8 Abs. 3 OZG 

enthält lediglich Vorgaben zur Speicherung. Auch zu origlnären Verarbeitungsvorgä'ngen enthält das OZG keine 

ausreichenden Normierungen. Hier sollen die Fachgesetze Anwendung finden (z.B. Bundeseiterngeldgesetz, 

Portal-Gesetz und E-Govern ment-Gesetz}. ' 

Es ist fraglich, wie die Antragsdatenve'färbeitung hinsichtlich der Verantwortlichkeit der Verwaltungsbehörde 

zuzuordnen ist. Das „Ob” und das „Wie" sind klärungsbedürftig. Es besteht die Möglichkeit, die Antragsverar— 

haltung dem FachVer'fahren oder dem vorgelagerten Verfahren zuzuordnen. 

Das vorgelagerte Verfahren betrifft das sog. Assistenz—Ve'rfahren (Registrierung). Die Datenverarbeitung ist mit" 

Blick auf den Zweckbestimmung'sg'rundsatz zwischen dem vorg'elagerten Verfahren und dem Fachverfahren 

grundsätzlich zu trennen. Als Rechtsgrundlagen könnten die Landesdatenschutzgesetze, Verwaltungsgesetze 

und 5 1 OZG im vorgelagerten Verfahren herangezogen werden. Generalklauseln sind hierbei eher restriktiv 

auszulegen. Ein Rückgriff auf 5 22 BDSG erscheint jedoch möglich. Ebenfalls angedacht ist, auf Einwilligungser— 

klärungen zurückzugreifen. Das BM! steht dieser Variante offen gegenüber, hältjedoch eine Abstimmung im AK ' 
Verwaltung für notwendig, da gegenüber Behörden Einwilligungen als Rechtsgrundlage ebenfalls restriktiv 

angewendet werden sollen. Zusätzlich erscheint problematisch, ob dem Einwilllgenden eine echte Wahlmög— 

lichkeit im digitalen Verfahren zur Verfügung steht, sowohl die Widerrufsmögilchkelt der Einwilligung als auch 

die gesetzlich vorgegebene Datenverarbeltung stehen dem entgegen. Zudem sind nur höchstpersönliche Ein— 

willigungen möglich; ' 

Datenschutzrechtiiche Vera ntwortiichkeit: 

Generelle Regelungen können bei der datenschutzrechtllchen Verantwortlichkeit nicht getroffen werden, da 

nicht immer von einer gemeinsamen Vérantwortllchkeit (Art. 26 DS- GVO) ausgegangen werden kann. Die Beur— 

teiiung der tatsächlichen Verantwortlichkeit muss nach herrschender EuGHRechtsprechung phasenspezlfisch 

und abgestuft erfolgen. Es muss jeweils eine gemeinsame Entscheidung und ein bestimmender Einþuss aller ' 

Mitwirkenden zumindest für bestimmte Phasen erkennbar sein, um eine gemeinsame Verantwortlichkeit an- 

nehmen zu können. Daneben muss-die datenschutzrechtliche Verantwortlichkeit des Antragsassistenten im 

vorgelagerten Verfahren geklärt werden. Mit einem Hinweis auf Art. 4 Nr. 7 DS-GVO wird auf eine sog. Ketten- 

VerantWortllchkeit aufmerksam ‚gemacht. Der Bund oder das Land sind datenschutzrechtlich aufgrund des 

bestehenden Behördenprinzips niemals verantwortliche Stelle, sondern immer die Behörde. Fragiich ist in die; 

sem Zusammenhang, ob die jeweils verantwortliche Behörde ein 'Mitbestimmu'ngsrecht bei der Verarbeitung 

der Antragsdaten' durch den Antragsassistenten hat. 

im Fachverfahren liegt die Verantwortlichkeit ausschließlich bei der zuständigen Verwaltungsbehörde, der die 

Durchführung obliegt Hierbei ist eine abgestufte Bewertung erforderlich und nach dem Zweck der Datenverar- 

beitung zu bemessen. ' ' 

Ungeklärt ist die Verantwortlichkeit während der Durchieitung der Daten vom Antragsasslstenzverfahren an die 

zuständige Behörde. Es besteht die Überlegung, ob die Projektbeteiligten über Art. 4 Nr. 7 2. HS DS— 
GVO die innere Verantwortlichkeit regeln können. Das BMi geht davon aus, dass das Verwaltungslnnenrecht in 

dieser DS-GVO-Regelung erfasst wird. Es kommt lediglich auf die entsprechende rechtliche Bindungswirkung 



an, Verwaltungsvereinbarungen weisen die erforderliche Bindungswlrkung auf. Zu betonen ist, dass hierüber

nur die Verantwortlichkeit geregelt werden kann, es jedoch nicht zur Schaffung einer Rechtsgrundlage kommt.

Die gemeinsame Verantwortlichkeit gemäß Art. 26 DS-GVO scheint ein gangbarer Weg im Rahmen des An-

tragsassistenzverfahrens zu sein. Hierbei genügt es jedoch nicht, einen bloßen Hinweis auf eine gemeinsame

Verantwortlichkeit zu geben. Zur Beantwortung, ob eine gemeinsame Verantwortlichkeit vorliegt, sind insbe-

sondere foigende Fragen zu berücksichtigen:

• An welche Stellen werden die Betroffenendaten offengeiegt?

• Wer verarbeitet die Daten?

• Welche rechtlichen Regelungen kommen dabei zur Anwendung?

» Wer ist der Ansprechpartner bei Ausübung von Betroffenen rechten?

SonstiRe Probleme;

Ein besonderes Problem wird in der internen Abstimmung derverantwortiichen Stelien mit ihren behördlichen

Datenschutzbeauftragten gesehen. Ein weiteres Problem stellt die Zuständigkeitsfrage der Jeweiligen Daten-

schutzaufsichtsbehörden dar. Im Fachverfahren ist die Aufsichtsbehörde zuständig/ in deren Bundesland die

öffentliche Stelle, welche das Fachverfahren führt, Ihren Sitz hat. Unklar ist jedoch die Zuständigkeit im Rahmen

des Assistenzverfahrens,

Darüber hinaus besteht die Frage der Erforderlichkeit einer Datenschutz-Folgenabschätzung (DSFA), Angedacht

ist; über Art, 35 Abs. l S. 2 DS-GVO eine DSFA zu schaffen, die für alte Projektteilnehmer anwendbar ist Ferner

ist noch nicht geregelt, wie mit den Informationspflschten, Insbesondere nach Art. 14 DS-GVO, bei

der Datenverarbeitung von Dritten umzugehen ist.

Auch hinsichtlich eines erforderiichen Löschkonzepts gibt es offene Fragen im Rahmen des Assistenzverfahrens/

da das Verwa!tungsverfahren erst mit der Abgabe bzw. Ubermittlung der Daten an die zuständige Behörde

beginnt. Das Assistenzverfahren endet zu diesem Zeitpunkt/ so dass die Erfordedichkeit einer weiteren Daten-

speicherung möglicherweise entfäilt. Diesbezüglich wird auch auf die Problematik verwaister Benutzerkonten

verwiesen.

Des Weiteren soli geklärt werden, wie das Einwilligungsmanagement zu gestalten ist/ d.h. beispielsweise/ wie

eine Einwilligung protokolliert wird und wie lange Protokolldaten vorgehalten werden können. Daneben ist die

Thematik zur Auftragsdatenverarbeitung innerhalb des Fachverfahrens ktärungsbedürftig, da die Jeweils beauf-

fragten ST-Dlenstlelster eine konsequente Datentrennung gewähr!eisten müssen. Ais Lösungsansatz wird der

Abschluss von AV-Verträgen in Vertretung durch die Ministerien vorgeschlagen, es sei denn, die IT'Dienstleister

sind in den Landesbetrieben angesiedelt (vgl. Art. 28 DS-GVO). im letztgenannten Fall besteht die Möglichkeit

zur Regelung durch einen Runderlass. Zuletzt hat eine Einordnung der jeweiligen Daten in entsprechende

Schutzbedarfsniveauszu erfolgen.

Der Vorsitzende eröffnet sodann die Fragerunde,

Der BfDI erfragt, ob die Möglichkeit untersucht wurde/ dem Betreiber des Antragsassistenten die digitale Ver-

waltungsleistung im Rahmen einer Aufgabenübertragung mit eigener Zuständigkeit und Verantwortlichkeit

zuzuweisen. Diese könnte mit Übermittlung an die jeweilige Fachbearbeitung enden.

! teilt mit, dass es sich bei den vom Antragsassistenten übernommenen Aufgaben eindeutig um

Verwaltungsleistungen, nicht jedoch um die Durchführung eines Verfahrens handelt. Er hält bindende Verwal-

tungsvereinbarungen der Länder aber grundsätzlich für möglich. Die Länder können über zielführende Struktu-

ren entscheiden und ggf. eine Federführung festlegen. Es wird vorgeschlagen, zur Schaffung von Rechtssicher-

an. Verwaltungsvereinbarungen weisen die erforderliche Bindungswirkung auf. Zu betonen ist, dass hierüber- 

nur die Verantwortlichkeit geregelt werden kann, es jedoch nicht zur Schaffung einer Rechtsgrundlage kommt. 

Die gemeinsame Verantwortlichkeit gemäß Art. 26 DS-GVO scheint ein gangbarer Weg im Rahmen des An- 

tragsassistenzvedahrens zu sein. Hierbei genügt es jedoch nicht, einen bloßen Hinweis auf eine gemeinsame 

Verantwortlichkeit zu gehen. ‚Zur Beantwortung, ob eine gemeinsame Verantwortlichkeit vorliegt, sind insbe- 

sondere foigende Fragen zu berücksichtigen: ‘ 

- An welche Stéilen werden die Betroffenendaten offengelegt? 

. Wer verarbeitet die Daten? 

0 Welche rechtlichen Regelungen kommen dabei zur Anwendung? 

( Wer ist der Ansprechpartner bei Ausübung von Betroffenenrechten? 

Sonstige Probleme: . 

Ein besonderes Problem wird in der internen Abstimmung der verantwortlichen Stellen mit ihren behördlichen 

}Datenschutzbeauftragten gesehen. Ein weiteres Problem stellt die Zuständigkeltsfrage der jeWeiligen Daten- 

schutzaufsichtsbehörden dar. im Fachverfahren ist die Aufsichtsbehörde zuständig, in deren Bundesland die 

öffentliche Stelle, welche das Fachverfahren_führt, ihren Sitz hat. Unklar ist jedoch die Zuständigkeit im Rahmen 

des Assistenzverfahrens. 

Darüber hinaus besteht die Frage der Erforderlichkeit einer Datenschutz—Folgenabschätzung (DSFA). Angedacht _ 

ist, über Art. 35 Abs. 1 S. 2 DS-GVO eine DSFA zu schaffen, die für alle, Projektteilnehmer anwendbar ist. Ferner 

ist noch nicht geregelt, wie mit den informationspflichten, insbesondere nach Art. 14 DS—GVO, bei 

der Datenverarbeitung von Dritten umzugehen ist. ' 

Auch hinsichtlich eines erforderiichen töschkonzepts gibt es offene Fragen im Rahmen des Assistenzverfahrens, 

da das Verwaltungsverfahren erst mit der Abgabe bzw. Übermittlung der Daten an die zuständige Behörde 

beginnt. Das Assistenzverfahren endet zu diesem Zeitpunkt‚so dass die Erforderlichkeit einer weiteren Daten- 

speicherung möglicherweise entfällt. Diesbezügllch wird auch auf die Problematik verwalster Benutzerkonten 

verw;esen. 

Des Weiteren soil geklärt werden, wie das Einwilligungsmanagement zu gestalten ist, d.h. beispielswäse, wie 

eine Einwilligung protokolliert wird und wie lange Protokolldaten vorgehalten Werden können. Daneben ist die 

Thematik zur Auftragsdatenverarbeitung innerhalb des Fachverfahrens klärungsbedürftig, da “die jeweils beauf- 

tragten iT-Dienstleister eine konsequente Datentrennung gewährleisten müssen. Als Lösungsansatz wird der 

Abschluss von AV-Verträgen in Vertretung durch die Ministerien vorgeschlagen, es sei denn, die lT—Dienstleister 

sind in den Lendesbetrieben a'ngesiedelt (vgl. Art. 28 DS—GVO}. im letztgenannten Fall besteht die Möglichkeit 

zur Regelung durch einen Runderlass. Zuletzt hat eine Einordnung der jeweiligen Daten in entsprechende 

Schutzbedarfsniveaus zu erfolgen. ' 

Der Vorsitzende eröffnet sodann die Fragerunde. 

Der BfDl erfragt, ob die Möglichkeit untersucht wurde, dem Betreiber des Antragsassistenten die digitale Ver- 

waltungsleistung im Rahmen einer Aufgabenübertragung mit eigener Zuständigkeit und Verantwartlichkeit 

zuzuweisen. Diese könnte mit Übermittlung an diejeweilige Fachbearbeltung enden. 

_ t e i l t  mit, dass es sich bei den vom Antragsassistenten übernommenen Aufgaben eindeutig um 
Venualtungsleistungen, nicht jedoch um die Durchführung eines Verfahrens handelt. £r hält bindende Verwal- 

tungsvereinbarungen der Länder aber grundsätzlich für möglich. Die Länder können über zielführende Struktu— 

ren entscheiden und ggf. eine Federführung festlegen. 25 wird vorgeschlagen, zur Schaffung von Rechtssicher- 
. . \ 
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heit eine OZG-Ergänzung vorzunehmen/ die eine entsprechende datenschutzrechtliche Regelung beinhaltet.
Dies würde zur Entlastung der Generaiklausel des § 3 BDSG bzw. der Landesdatenschutzgesetze führen, da
keine weiteren Prüfpfiichten mehr bestünden,
Der Nachteil einer solchen fachgesetzlichen Regelung ist jedoch, dass für andere Fachverfahren keine Fiexibili-
tat mehr besteht. In diesem Kontext wird auf die Vorzüge von VerwaStungsvereinbarungen, die für sich präzise
gestaltet werden können, verwiesen.

Auf die Frage des BfDI/ ob Portalbereiter die digitale Aufbereitung in Foige einer Aufgabenübertragung in eige-
ner Zuständlgkeit vornehmen können, -teilt mit, dass dies aufgrund der Regelung in § l OZG
nicht erforderlich ist/ Jedoch eine solche Regelung in eine Verwaltungsvorschrlft aufgenommen werden kann,
Der BfDI nimmt insoweit Bezug auf das Projekt „ELFE", in welchem es bereits häufig Unstimmigkejten hinsicht-
lich der vorgenannten Problematik gab.

Sachsen weist darauf hin, dass das Sächsische E-Government-Gesetz die erforderlichen Regelungen bereits
enthält, wie Z.B. konkrete Löschfristen (3 Jahre) und Regelungen zur Auftragsverarbeitung (Staatskanzlei und
Kommunen sind gemeinsame Verantwortiiche). Weiterhin wird auf verfassungsrechtiiche Bedenken hinsicht-
iich einer Aufgabenzuweisung per Verwaltungsvereinbarung verwiesen. Darüber hinaus sind Informations"
pflichten nach Art 14 DS-GVO in den meisten Fällen nicht einschlägig, da diese Daten E.d.R. aufgrund einer
entsprechenden gesetzlichen Rechtsgrundlage erhoben werden dürfen.

problematisiert, dass eine Datenverarbeitung bezogen auf Art. 14 DS-GVO nicht immer auf
einer gesetzlichen Grundlage erfolgt, bestätigt jedoch, dass iandesrechtliche Regelungen immer möglich sind
und schließt sich diesbezüglich Sachsens Auffassung an, Eine Lösung für das „Einef-für-Alle/'-Prinzip kann hier-
über jedoch nicht erzielt werden, vertritt die Auffassung, dass die Aufgabenzuweisung über
eine Verwaltungsvereinbarung möglich ist, da sie unter Art. 4 Nr, 7 2. HS DS-GVO fällt. Verfassungsrechtiiche
Bedenken werden hierbei jedoch nicht beleuchtet.

Sachsen-AnhaIt erkundigt sich, ob eine Regelung des Onlsne-Antragsassistenten im OZG oder im EGovG des
Bundes geplant sei. Das BMI bestätigt, dass eine Novellierung des OZG vorgesehen ist, Jedoch nicht hinsichtlich
der Regelungen zur Verantwortlichkeit. verweist insoweit auf die Regelungen innerhalb des
Glückspieirechts sowie auf den Rundfunkstaatsvertrag. Dort liegt die Zuständigkeit für die Antragsassistenzver-
fahren bei den jeweiligen Verwaltungsbehörden. Somit handelt es sich nicht um eine neue Verfahrensweise
und aus Betroffenensicht steile dies eine erhebliche Erleichterung hinsichtlich der abgestuften Verantwortlich-
keit dar. Eine solche betroffene no rientierte und nutzerfreundliche Verantwortlichkeitsregeiung sei begrüßens-
wert. Sachsen gibt zu bedenken, dass die Regelung über eine solche Verwaitungsvereinbarung gerade nicht
ausreichend sein könnte, verweist auf das EU-Recht, wonach es sich um eine rechtlich bin-
dende Regelung handeln muss und diese in einer Verwaltungsverelnbarung zu finden ist,

Die Länder bitten um die grundsätz!lche Subsumtion des Begriffs „Antragsassistent" unter § 2 OZG,
verdeutlicht/ dass der Antragsassistent als Portal einzuordnen ist und verweist auf die Portal-Lösung.

Der Begriff könne jedoch nicht vollständig unter § 2 Abs. l OZG subsumiert werden, da auch, wie in § 2 Abs, 2
OZG zum Ausdruck gebracht wird, dass ein konkreter Ansprechpartner, Z.B. das Land, zur Verfügung stehen
muss. Der Begriff Antragsassistent soll die konkrete Zweckbestimmung näher beschreiben.
Brandenburg fragt an, wie zeitnah die Projektumsetzung zu erfolgen hat. Der BMI teilt insoweit mit, dass das
Konjunkturpaket eine erhöhte Erwartungshaltung mit sich bringt und bereits pragmatische Möglichkeiten ge"
schaffen wurden, es Jedoch sinnvoll sei, übergreifende Regelungen zu formulieren, appelliert
an ein möglichst gründliches Vorgehen, das im Zweifel auch etwas Zeit in Anspruch nehmen kann. Der Erhalt
flexibler Lösungen sei zwar zu begrüßen, Jedoch soilte die datenschutzrechtliche Umsetzung überzeugend und
vertretbar sein. Der BMI schließt sich der Auffassung an.

heit-eine OZG—Ergänzung vorzunehmen, die eine entsprechende datenschutzrechtliche Regelüng beinhaltet. 

Dies würde zur Entlastung der Generaiklausel des 5 3 BDSG bzw. der Landesdatenschutzgesetze führen, da 4 

keine Weiteren Prüfpfiichten mehr bestünden. ' 
Der Nachteil einer solchen fachgesetzlichen Regelung ist jedoch, dass für andere Fachverfahren keine Flexibili— 

tät mehr besteht. In diesem Kontext wird auf die Vorzüge von Verwaltungsvereinbarungen, die für sich präzise 

- gestaltet werden können, venviesen. ‘ 

' Auf die Frage des BfDl, ob Portalberelter die digitale Aufbereitung in Folge einer Aufgabenübertragung In eige— 

ner Zuständigkeit vornehmen können, teilt _ mit, dass dies aufgrund der Regelung in 9 1 026 
nicht erforderlich ist, jedoch eine solche Regelung in eine Verwaltungsvorschrift aufgenommen werden kann. 

Der BfDl nimmt insoweit Bezug auf das Projekt „ELFE“, in welchem es bereits häufig Unstimmigkeiten hinsicht- 

lich der vorgenannten Problematik gab. 

Sachsen weist darauf hin, dass das Sächsische E-Govemment—Gesetz die erforderlichen Regelungen bereits 

enthält, wie z.B. konkrete Löschfristen (3 Jahre) und Regelungen zur Auftragsverarbeitung (Staatskanzlei und 

Kommunen sind. gemeinsame Verantwortliche). Weiterhin wird auf verfassungsrechtliche Bedenken hinsicht- 

lich einer Aufgabenzuweisung per Verwaltungsvereinbarung verwiesen. Darübér hinaus sind informations— 

pfiichten nach Art. 14 DS- GVO in den meisten Fällen nicht einschlägig, da diese Daten i.d. R. aufgrund einer 

entsprechenden gesetzlichen Rechtsgrundlage erhoben werden dürfen. 

_ problematisiert, dass eine Datenverarbeitung bezogen auf Art. 14 DS-GVO nicht immer auf 
einer gesetzlichen Grundlage erfolgt, bestätigt jedoch, dass iandesrechtliche Regelungen immer möglich sind 
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Bundes geplant sei. Das BMI bestätigt, dass eine Novellierung des-026 vorgesehen ist, jedoch nicht hinsichtlich 

der Regelungen zur Verantwortlichkeit. _ verweist insoweit auf die Regelungen innerhalb des 

Glückspielrechts sowie auf den Rundfunkstaatsvertrag. Dort liegt die Zuständigkeit für die Antragsassistenzver— 

fahren bei den jeweiligen Verwaltungsbehörden. Somit handelt es sich nicht um eine neue Verfahrensvlreise 

und aus Betroffenensicht stelle dies eine erhebliche Erieichterung hinsichtlich der abgestuften Verantwortlich— 

keit der. Eine solche betroffenenorientierte und nutzerfreundliche Verantwortlichkeitsregelung sei begrüßen9 

wert. Sachsen gibt zu bedenken, dass die Regelung über eine solche Verwaltungwereinbarung gerade nicht 

ausreichend sein könnte. _ verweist auf das EU-Recht, wonach es sich um eine rechtlich bin- 
dende Regelung handeln muss und diese in einer Verwaltungsvereinbarung zu finden ist. 
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_verdeutlicht, dass der Antragsassistent als Portal einzuordnen ist und verweist auf die Portal-Lösung. 
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026 zum Ausdruck gebracht wird, dass ein konkreter Ansprechpartner, z.B. das Land, zur Verfügung stehen 
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Brandenburg fragt an, wie zeitnah die Projektumsetzung zu erfolgen hat. Der BMI teilt insoweit mit, dass das 
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an ein möglichst gründliches Vorgehen, das im Zweifel auch etwas Zeit in Anspruch nehmen kann. Der Erhalt 
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Der Vorsitzende verabschiedet den BM! sowie

TOP 2 Festlegung der Tagesordnung

Protokollkontrolle

Der Vorsitzende bittet um Mitteilung von Fragen.

Sachsen verweist auf seine Themenanfrage bezüglich der Bitte des vom AK Technik, während

der Durchführung des AK Verwaltung über den Einsatz biometrischer Daten zur Ausweiskontroile zu sprechen.

Das Thema wurde an den AK Technik innerhalb einer Anfrage der ungarischen AufsichtsbehÖrde herangetra-

gen. Der Punkt wird unter TOP Sonstiges behandelt

TOP 3 Berichte aus den Ländern

Sachstandsdarstellung

Berichterstatter: alle

Brandenburg berichtet darüber, dass sich ein Zweckverband (Digitale Kommunen Brandenburg) durch den Zu-

sammenschfuss mehrerer Kommunen gegründet hat. Der Zweckverband entstand aus einer Uberführung des

IT-Eigenbetriebs der Stadt Cottbus (Kommunales Rechenzentrum KRZ), der bereits bislang mit der Führung des

Personenstandsregisters befasst war. Gegenüber der LDA Brandenburg hat sich der Zweckverband bisher noch

nicht vorgestellt, die Begleitung des Zweckverbandes ist jedoch eine Aufgabe, bei der die LDA sich einen Erfah"

rungsaustausch durch Mecklenburg-Vorpommern wünscht.

Hamburg gibt einen Überblick über Corona-bedingte Verfahren des Setzten Jahres und teiit mit, dass zwei Vor"

gange zum Umgang mit Kehrbüchern von Schornsteinfegern bearbeitet wurden. Zudem hat Hamburg das digi-

tale Projekt „kinderleicht zum Kinderge!d'/ umgesetzt.

Sachsen berichtet ebenfalis von Corona-bedingten Vorgängen und weist auf die Änderung des sächsischen E-

Govemment-Gesetzes hin.

Sachsen-Anhalt führt an, dass es seit dem 26.02,2020 über ein Datenschutz-Grundverordnungs-

Ausfüllungsgesetz (DSAG) verfügt.

Bremen informiert über das Projekt „ELFE" (Einfach Leistungen für Eltern).

Schleswig-Holstein berichtet, dass das Landesdatenschutzgesetz evaluiert wurde.

Berlin informiert über die Fertigsteliung des Projekts ITK-Basisdienste im Rahmen der OZG-Umsetzung sowie

die Teilnahme beim Digitalisierungslabor zum Datenschutz-Cockpit Hierbei ging es um die Anforderungen an

das Cockpit, insbesondere um die Hersteiiung der Transparenz für den Bürger, Das E-Government-Gesetz Berlin

wird 2021 evaluiert.

Nordrhein-Westfalen berichtet von der Schaffung des Wlrtschafts-Portal-Gesetzes NRW/ das die Unterteilung

in Antragsassistent und Fachverfahren kennt. Das Gesetz wurde von der Kanztej be-

gleitet, in das Verwa!tungszustellungsgesetz des Landes wurde eine Regelung eingefügt, dass die Zustellung bei

öffentlichen Bekanntmachungen durch eine Bekanntmachung im Amtsblatt nur noch in der elektronischen

Version erfoigen darf, Hintergrund ist die Löschungspflicht im Amtsblatt, die nur in der elektronischen Fassung

umgesetzt werden kann.

Der Vorsitzende verabschiedet den BM! sowie _ .  

TOP 2 Festlegung der Tagesordnung 

Protokolikontrolie 
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der Durchführungdes AK Verwaltung'über den Einsatz biometrischer Daten zur Ausweiskontrolle zu sprechen. 
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Sachsen-Anhalt führt an, dass es seit dem 26.02.2020 über. ein Datenschutz-Smndverordnungs- 

Ausfüilungsgesetz (DSAG) verfügt. ' 

Bremen informiert über das Projekt „ELFE” (Einfach Leistungen für Eltern). 

Schleswig-Holstein berichtet, dass das Landesdatenschutzgesetz evalüiert wurde. 

Berlin informiert über die Fertigstellung des Projekts ITK-Basisdienste im Rahmen der OEG—Umsetzung sowie 

die Teilnahme beim Digitalisierungslabor zum Datenschutz—Cockpit. Hierbei ging es um die Anforderungen an 

das. Cockpit, Insbesondere um die Herstellung der Transparenz für den Bürger. Das E-Government—Gesetz Berlin 

wird 2021 evaluiert. ' 

Nordrhein—Westfalen berichtet von der Schaffung des Wirtschafts-Portal—Gesetzes NRW, das die Unterteilung 

in Antragsassistent und Fachverfahren kennt. Das Gesetz wurde von der Kanzlei _ be- 

gleitet. in das Verwaltungszuste’llungsgesetz des Landes wurde eine Regelung eingefügt, dass die Zustellung bei 

öffentlichen Bekanntmachüngen durch eine Bekanntmachung im Amtsblatt nur noch in der elektronischen 

Version erfolgen darf. Hintergrund ist die Löschungspflicht im Amtsblatt, die nur in der elektronischen Fassung 

. umgesetzt werden kann. ' 



Der BfDI verweist auf die Durchführung des Projekts „ELFE", die Registermodermsierung, das Datenschutz-
Cockpit und das Personenstandsgesetz.

Rheinland-Pfalz plant, die Vorschriften zur Umsetzung des OZG in das E-Government'Gesetz einfiießen zu las-
sen,

Niedersachsen verabschiedete am 23,10.2019 das Gesetz über digitale Verwa!tung und Informationssicherheit
(NDIG) zur Umsetzung des OZG. Weiterhin berichtet es von einer Anfrage zur elektronischen Beantragung des
Schwerbehindertenausweises.

Baden-Württemberg teilt mit/ dass im Rahmen der Einführung der E-Akte eine DSFA erstellt wird, die als Vorla-
ge für andere Häuser dienen soll in die Umsetzung des OZG ist der LfDi BW bislang nicht eingebunden. Es wird
angeboten, bei Bedarf über den Stand der Umsetzung In Baden-Würtfemberg zu berichten.

Thüringen berichtet über eine Anhörung zur Änderung der Thüringer Kommunalordnung (ThürKO, insbesonde-
re mit dem Verweis auf die Frage der ZuSässigkeit von Live-Ubertragung öffentlicher Sitzungen. Darüber hinaus
informiert Thüringen über den weiteren Einsatz der E-Akte in der Thüringer Verwaltung und verweist auf aktu-
eiie Tests im Thüringer Rnanzministerium,

Die übrigen Länder nehmen Bezug auf Corona-bedingte Vorgänge.

TOP 4 Bericht aus der Compliance, E-Government and Health Expert Subgroup
Bericht über Arbeitsergebnisse
Bericht über aktuelle Themen

Berichterstatter: Ländervertreter (LDA Bbg)
BfDi

Brandenburg berichtet aus der Compliance'Subgroup:

Die aktuellen Schwerpunkte liegen derzeit bei Verfahren der Akkreditierung der Zertifizierungsstelien und der
Ausarbeitung der Akkreditierungskriterien für Überwachungsstellen von Verhaitensregeln (CoC). Der Europäi-
sehe Datenschutzausschuss (EDPB) hat bereits Ste!!ungnahmen im Rahmen des Art. 64 zu den deutschen Ver-
fahren zur Akkreditierung von Zertifizierungsstellen und zu den Akkreditierungskriterien für Überwachungsstei-
len zur Einhaltung von Verhaitensregeln verabschiedet.

Aktueil liegen im Rahmen des Art. 64-Verfahrens zu prüfende Unterlagen seitens Dänemarks, Österreichs (Ak-
kreditierung der Zertifizierungsstellen) und Polens (Akkreditierungskriterien für Überwachungssteiien von Ver-
haltensregeln) vor, die derzeit durch die Drafting-Teams bearbeitet und in der SG diskutiert werden.

Die Vergleichbarkejt der Länder in Bezug auf die einheitlichen Kriterien ist teilweise, trotz bestehender Guide-
lines, schwer zu erreichen und führt zu erheblichen Diskussionsbedarf. Die landesspezifischen Individuaiisie-
rungen müssen grundsätzlich eine Vergleichbarkei-t und ein ähnliches Anforderungsniveau wie die der anderen
Länder gewährleisten.

Im Rahmen der Umsetzung rechtlicher Studien im Auftrag des EDPB wird angestrebt, eine Studie zur Verarbei-
tung personenbezogener Daten zu Forschungszwecken umzusetzen. Hierbei sind noch der Umfang und die
spezifische Ausrichtung auf die Leitlinien zur Verarbeitung personenbezogener Daten in der wissenschaftlichen
Forschung unklar und wurde kritisch hinterfragt. Die Umsetzung soll im ersten Quartal 2021 erfolgen.

Der BfDl verweist auf die Durchführung des Projekts „ELFE”, die Registermodernisierung, das Datenschutz— 

Cockpit und das Personenstandsgesetz. ' 

Rheinland-Pfalz plant, die Vorschriften zur Umsetzung des 026 in das E-Government—Gesetz einþießen zu las- 

sen. ' 

_ Niedersachsen verabschiedete am 23.10.2019 das Gesetz über digitale Verwaltung und lnformatlonssicherheit 

(NDIG) zur Umsetzung des 026. Weiterhin berichtet es von einer Anfrage 'zur elektronischen Beantragung des 

Schwerbehindertenausw‘eises. 

Baden—Württemberg teilt mit, dass im Rahmen der Einführung der E—Akte eine DSFA erstellt wird, die als Vorla— 

ge für andere Häuser dienen sb". in die Umsetzung des 026 ist der LfDi BW bislang nicht eingebunden. Es wird 

angeboten, bei Bedarf über den Stand der Umsetzung in Baden—Württemberg zu berichten. - 

Thüringen berichtet über eine Anhörung zur Änderung der Thüringer Kommunalordnung (Thürl<0, insbesonde- 

re mit dem Verweis auf die Frage der Zulässigkeit von Live-Übertragung öffentlicher Sitzungen. Darüber hinaus 

_ informiert Thüringen über den weiteren Einsatz der E-Akte in der Thüringer Verwaltung und verweist auf aktu- 

elle Tests im Thüringer Floänzministerium. ' 

Die übrigen Länder nehmen Bezug auf Corona—bedingte Vorgänge. 

TOP 4 ' Bericht aus der Compliance, E-Government and Health Expert Subgroup 

' Bericht über Arbeitsergebnisse - 

Bericht über aktuelle Themen 

Berichterstatter: Ländervertreter {LDA Bbg) 

BfDl 

Brandenburg berichtet aus der Compliance—Subgroup: _ 

Die aktuellen Schwerpimkte liegen derzeit bei Verfahren der Akkreditierung der Zertifizierungsstellen und der 

Ausarbeitung der Akkreditierungskriterien für Überwachuyngsstellen von Verhaltensregeln (CoC). Der Europäi- 

sche Datenschutiausschuss (EDPB) hat bereits Stellungnahmen im Rahmen des Art. 64 zu den deutschen Ver— 

fahren zur Akkreditierung von Zertifizierungssteilen und zu den Akkreditierungskriterien für Überwachungsstel» 

len zur Einhaltung von Verhaltensregeln verabschiedet. 

Aktuell liegen im Rahmen des Art. 64-Verfahrens zu prüfende Unterlagen seitens Dänemarks, Österreichs (Ak- 

kreditierung der Zertifizierungsstellen) und Polens (Akkreditierungskriterien für Überwachungsstellen von Ver— 

haltensregeln) vor, die derzeit durch die Draftlng-Teams bearbeitet und in der SG diskutiert werden. 

Die Vergleichbarkeit der Länder in Bezug auf die einheitlichen Kriterien ist teilweise, trotz bestehender Guide- 

lines, schwer zu erreichen und führt zu erheblichen Diskussionsbedarf. Die landesspezifischen lndividualisle- 

rungen müssen grundsätzlich eine Vergleichbarkeit und ein ähnliches Anforderungsniveau wie die der anderen 

Länder gewährleisten. 

Im Rahmen der Umsetzung rechtlicher Studien im Auftrag des EDPB wird angestrebt, eine5tudie zur Verarbei- - 

tung personenbezogener Daten zu Forschungszwecken umzusetzen. Hierbei sind noch der Umfang und die 

speziýsche Ausrichtung auf die Leitlinien zur Verarbeitung personenbezogener Daten in der wissenschaftlichen 

Forschung unklar und wurde kritisch hinterfragt. Die Umsetzung soll im erslten Quartal 2021 erfolgen. 



Insgesamt sollen Studien zu Forschungsvorhaben unterstützt werden. Die Studien sollen, wenn sie auf Gesund-

heitsdaten (auch im Zusammenhang mit Covid-19} gerichtet sind, erleichtert werden und es wird versucht, die

Vereinbarkeit der datenschutzgerechten Verarbeitung von Gesundheitsdaten und für Forschungszwecke zu

erreichen,

Es besteht Diskusslonsbedarf zum „proof reading", da die Übersetzungen des EDPB zeitlich sehr aufwändig

sind. Es wird vorgeschlagen/ dass nicht nur eine Person diese Aufgabe übernimmt/ sondern eine Aufteilung

erfolgen soll. Der BfDI meint, dass diese umfangreiche Thematik ggf. auf europäischer Ebene diskutiert werden

sollte. Er verweist auf die „proof r'eading"-Aufgabe für Standardvertragskiausein Dänemarks, die bisher in engii-

scher Sprache geführt werden, Die deutsche Übersetzung war für die Opinion bisher ausreichend, ist aber für

die Standard-Vertragsklauseln nicht brauchbar. Eine brauchbare amtliche Nutzung ist bei der bisherigen Art der

wörtlichen Übersetzung nicht möglich. Aus Sicht des BfDi besteht die Frage, welche Ubersetzungsart erwartet

wird, eine Hilfestellung oder eine amtliche Übersetzung.

Brandenburg fragt an, ob dies durch den AK Organisation/Struktur geklärt werden soli. Der BfDI kündigt an/ mit

dem Europareferat zu sprechen und eine Rückmeldung zu geben. Die Aufgabenverteliung wird durch Branden-

bürg erfolgen. Zunächst soll die Übersetzung vom Board weiter genutzt werden.

Brandenburg berichtet, dass Unter-AGs zum Entwurf von Verhaltensregeln gebildet wurden und sich derzeit

das formelle Verfahren zu den Kurz-Sessions, d.h. wer beteiligt wird, in der Absprache befindet.

TOP 5 Sachstandsbericht Koordinierungsprojekt Registermodernisierung (Personenkennziffer)

® Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer Identifikationsnummer in die öffentilche Verwaltung

und zur Änderung weiterer Gesetze (Registermodernisier'ungsgesetz)

® Umlaufverfahren 27/2020: Entschließung zum Entwurf des Registermodernlsierungsgesetzes

(Einführung einer Identifikationsnummer)

Bericht aus der Bund-Lander-Arbeitsgruppe „Verfassungs- und datenschutzkonformer

fdentifjer"

* Bericht aus Unterarbeltsgruppen des Koordinlerungsprojektes

o Z.B. UAG Rechtsprüfung (geeignete Rechtsgrundlagen, GeneraJkSausei/genauere Rege-

lungen. Rolle der Einwilligung- hier unabhängig von der PKZ)

Berichterstatter: BfDI (AK Grundsatz}

LDABbg (AK Verwaltung} .

ggf.LfDNds (AK Technik)

Der BfDI führt kurz in die Kritikpunkte ein. Die DSK wurde 2020 darüber unterrichtet, wie die grundsätzliche

Gestaltung des Projekts vorgesehen ist, Die PKZ-Betrachtung sollte In zwei Säulen unterschieden werden, wo-

bei die erste Säule den Identifikator (Bund-Länder-Experten-Gruppen) und die zweite Säule das „was mit dem

Identifikator möglich ist" (Umstände der Verarbeitung} zum inhalt hat. Das Datenschutz-Cockpit ist der zweiten

Säule zugeordnet, insbesondere soil dadurch die Transparenz für OZG-Lesstungen erhöht und zunehmend das

Cockpit ein Werkzeug für den eigentlichen Identifikator werden.

Säule l:

Die Bund-Länder-Experten-Gruppe unterstützt das BMI bei der Entwicklung der PKZ. Die Vorstellung ist, dass

die Steueridentifikationsnummer hierbei herangezogen wird. Das BMF hat seine Beteiiigung an der Entwicklung

nur unter der Bedingung zugesagt, dass an dem Steueridentifikationssystem selbst nichts verändert wird. Die

Aufsichtsbehörden haben deutlich gemacht; dass die Verwendung der Steuer-identifikationsnummer ohne

weitere Änderungen nicht verfassungskonform ist. Die Entscheidung zum Mikmzensus und die Betrachtung des

Volkszählungsurteiis haben bei der Ausgestaitung des Identlfiers jedoch keine konkreten Anhaltspunkte vorge-

geben, sondern zeigen eben nur die eindeutige Verfassungswidrigkeit von klassischen Personenkennzeichen

Insgesamt sollen Studien zu Forschungsvorhaben unterstützt werden. Die Studien sollen, wenn sie auf Gesund- 

heitsdaten (auch im Zusammenhang mit Covid—19) gerichtet sind, erleichtert werden und es wird versucht, die 
Vereinbarkeit der datenschutzgerechten Verarbeitung von Gesundheitsdaten und für Forschungszwecke zu 
erreichen. 

Es besteht Diskussionsbedarf zum „proof reading", da die Übersetzungen des EDPB zeitlich sehr aufwändig 

sind. Es wird vorgeschlagen, dass nicht nur eine Person diese Aufgabe übernimmt, sondern eine Aufteilung 

erfolgen soll. Der BfDl meint, dass diese umfangreiche Thematik ggf. auf europäischer Ebene diskutiert werden 

sollte. Er verweist auf die „proof reading“—Aufgabe für Standardvertragsklausein Dänemarks, die bisher in engli— 

scher Sprache geführt werden. Die deutsche Übersetzung war für die Opinion bisher ausreichend, ist aber für 

die Standard-Vertragsklausein nicht brauchbar. Eine brauchbare amtliche Nutzung ist bei der bisherigen Art der 

wörtlichen Übersetzung nicht möglich. Aus Sicht des BfDi besteht die Frage, welche Übersetzungsart erwartet 

wird, eine Hilfestellung oder eine amtliche Übersetzun'g. 

Brandenburg fragt an, ob dies durch den AK Organisation/Struktur geklärt werden soll. Der BfDl kündigt an, mit 

dem Europareferat zu sprechen und eine Rückmeldung zu geben. Die Aufgabenverteiiung wird durch Branden- 

burg erfolgen. Zunächst soll die Übersetzung vom Board weiter genutzt Werden. 

Brandenburg berichtet, dass Unter—AGs zum Entwurf von Verhaltensregeln gebildet wurden und sich derzeit 

das formelle Verfahren zu den Kurz-Sessions, d.h. wer beteiiigt wird, in der Absprache befindet. 

TOP 5 Sachstandsbericht Koordinieru ngsprojekt Registermodernisierung (Personenkennzü‘fer) 

' Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer identifikationsnummer in die öffentliche Verwaltung 
und zur Änderung weiterer Gesetze (Registermodernisierungsgesetz) 

. Umiaufverfahren 27/2020: Entschließung zum Entwurf des Registermodernisierungsgesetzes 
(Einführung einer identifikationsn'ummer) ‘ 

Bericht aus der Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Verfassungs- und datenschutzkonformer 

identlýer” — 
0 Bericht aus Unterarbeitsgruppen des Koordinierungsprojektes 

o ' z.B. UAG Rechtsprüfung (geeignete Rechtsgrundlagen, Generalklausel/genauere Rege- 

lungen, Rolle der Einwilligung — hier unabhängig von der PKZ) 

Berichterstatter: BfDl (AK Grundsatz) 

LDA Bbg (AK Verwaltung) ‚ 
ggf. i.fD Nds (AK Technik) 

Der BfDi führt I<urz__in die Kritikpunkte ein. Die DSK wurde 2020 darüber unterrichtet, wie die grundsätzliche 

Gestaitung des Projekts vorgesehen ist. Die PKZ-Betrachtung sollte in zwä.5äuien unterschieden Werden, wo- 

bei die erste Säule den identifikator (Bund-Länder-Experten—Gruppen) und die zweite Säule das „was mit dem 

identiflkator möglich ist” (Umstände der Verarbeitung) zum inhalt hat. Das Datenschutz—Cockpit ist der zweiten 

Säule zugeordnet, insbesondere soll dadurch die Transparenz für OZG—Leistungen erhöht und zunehmend das 

Cockpit ein Werkzeug für den eigentlichen Identiýkator werden. 

Säule 1: 

Die Bund.-Länder—Experten—Gruppé unterstützt das BMI bei der Entwicklung der PKZ. Die Vorstellung ist, dass 

die Steueridentifikationsnummer hierbei herangezogen wird. Das BMF hat seine Beteiligung an der Entwicklung 

nur unter der Bedingung zugesagt, dass an dem Steueridentifikationssystem selbst nichts verändert wird. Die 

Aufsichtsbehörden haben deutlich gemacht, dass die Verwendung der Steuer-identifikationsnummer ohne 

weitere Änderungen nicht verfassungskonform ist. Die Entscheidung zum Mikrozensus und die Betrachtung des 

Volkszählungsurteils haben bei der Ausgestaltung des Identifiers jedoch keine konkreten Anhaltspunkte vorge- 

geben, sondern zeigen eben nur die eindeutige Verfassungswidrigkeit von klassischen Personenkennzeichen 
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auf. Fraglich ist jedoch, ob es eine grundrechtsschonendere Variante eines Kennzeichens gibt, der sich durch
bestimmte Schutzmaßnahmen ausreichend von den Problemen beim klassischen PKZ distanzlert. Die Auf-
sichtsbehörden haben daher entsprechende Kriterien für ein Personenkennzeichen entwlcke!t, die die Immer
noch gültigen allgemeinen Ausführungen des BVerfG beachten. Die ESemente gliedern sich in

l. Transparenz

2. Verantwortlichkeitsmansgement

3. strukturelle architektonische Hemmnisse.

Der BfDI weist darauf hin, dass ein einheitiiches Personenkennzeichen auch im Four-Corner-Modell (FCM) we-
nigstens an den fehlenden strukturellen architektonischen Hemmnissen scheitert, da ein Schutz gegen Umge-
hung und nach außen nicht möglich ist Es muss eine dezentrale Personenkennzifferstruktur geschaffen wer-
den. Dies bedeutet nicht, dass das FCM gar keine Wirkung hat. Es entspricht vielmehr dem optimalen Stand der
Technik für die Ubermlttlung innerhalb elnes Systems. Es kann aufgrund seiner Ausgestaltung aber eben nur für
das System selbst Wirkung entfalten. Das erarbeitete Cockpit ist 2war hinsichtlich der Transparenz zunächst
ausreichend. Die Aufsichtsbehörden wünschen sich jedoch eine gesetzliche Festlegung der Weiterentwicklung,
so dass auch das Auskunftsrecht gemäß Art. 15 DS-GVO über das Cockpit erfolgen kann.

Bezüglich der Zweckbindung ist § 5 IDNrG-E dürftig formuliert, da lediglich eine Zweckbeschreibung enthalten
ist. Beispielhaft führt der BfDi die Idee der Bundesagentur für Arbeit an, dass über eine zweckändernde Ver-
Wendung die SteueND für die Aufdeckung von Betrugstatbeständen genutzt werden könnte. Dieses Beispiel
verdeutlicht die bisher unzureichenden Sicherungsmaßnahmen nach dem Iderrtifikationsnummerngesetz. Das
Element des Beteiiigungsmanagements ist eine nachgeordnete Problematik. Der BfDI nimmt Bezug auf das
Urtei) des Bundesfinanzhofs, das die Verfassungsmäßigkeit der Verwendung der Steuer-lD zwar richtig festge-
steiit hat, aber nur unter der Voraussetzung der für die Steuer-ID geltende, besonders strenge Zweckbindung,
Die Feststellung der Verfassungsmäßigkeit kann daher nicht auf das Identifikationsnummernverfahren übertra-
gen werden.

Brandenburg fasst zusammen, dass eine Feststellung der Verfassungskonformität jeweils abhängig von der
Zweckbsridung im Einzelfall erfolgen muss. Der Vorsitzende erfragt beim BfDI, ob jnformationen dahingehend
vorliegen, ob die Stei!ungnahmen der Landesdatenschutzbehörden beim Sund zur Kenntnis genommen und
welche Änderungen aufgegriffen wurden. Der BfDI führt dazu aus, dass bisher keine wesentlichen Änderungen
vorgenommen wurden und eine Berücksichtigung der Stellungnahme der Länder auch nicht bekannt ist.

Brandenburg verweist sodann auf eine Besprechung der UAG „Rechtsprüfung" im Rahmen der 2. Säule. Aufga-
be der DAG ist die Prüfung, welche Form von Rechtsgrundlagen (Einwilligung oder gesetzliche RechtsgrundSage)
für die Begründung der im Rahmen der Verwattungsmodernisierung (u. a. OZö-Umsetzung) notwendigen Da-
tenverarbeitungsmaßnahmen durch die öffentliche Verwaltung infrage kommt. Hierbei erfolgte eine Ausarbel-
tung des Papiers zum genannten Thema. Innerhalb der UAG war eine starke Tendenz dahingehend ersichtlich,
dass eine Einwilligung regelmäßig an der Freiwilligkeit scheitern dürfte. Eine Unterscheidung zwischen Leis-
tungs- und Eingriffsverwaltung wird teilweise zur Abgrenzung für tauglich erachtet. Die Lgndesinnenverwaltun-
gen halten es aber für die Akzeptanzsteigerung in der Bevölkerung für erforderlich, dass die Bürger eine Wahl
bei ihrer Entscheidung haben. Eine Mitarbeiterin des BMi hatte für das Papier den ersten Aufschlag gemacht,
die UAG sollte im Nachgang dazu Anmerkungen machen. Der BfDI wurde im Rahmen der Zweitkorrektur zur
Abstimmung hinzugezogen. Aktuell läuft die zweite Abstimmungsrunde beim BMI. Am 30.09. und 01.10.2020
wird sich die UAG erneut zusammensetzen. Eine kontinuierliche Kontroiie und Begleitung durch die Aufsichts-
behörden hält Brandenburg für dringend erforderlich und empfiehlt daher, die Teilnahme eines anderen Ver-
treters der Aufsichtsbehörden, da Brandenburg selbst an einer Teilnahme gehindert ist,

auf. Fraglich ist jedoch, ob es eine grundrechtsschonendere Variante eines Kennzeichens gibt, der sich durch 

bestimmte Schutzmaßnahmen ausreichend von den Problemen beim klassischen PKZ distanziert. Die Auf—. 
sichtsbehörden haben daher entsprechende Kriterien für ein Personenkennzeichen entwickelt, die die immer 
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nigstens an den fehlenden strukturellen architektonischen Hemmnissen scheitert, da ein Schutz gegen Umge- 

hung und nach außen nicht möglich ist. Es muss eine dezentrale Personenkennzifferstruktur geschaffen Wer- 

den. Dies bedeutet nicht, dass das FCMgar keine Wirkung hat. Es entspricht vielmehr dem optimalen Stand der 

Technik für die Übermittlung innerhalb eines Systems. Es kann aufgrund seiner Ausgestaltung aber eben nur für 

das System selbst Wirkung entfalten. Das erarbeitete Cockpit ist zwar hinsichtlich der Transparenz zunächst 

ausreichend. Die Aufsichtsbehörden wünschen sich jedoch eine gesetzliche Festlegung der Weiterentwickluhg, 

so dass auch das Auskunftsrecht gemäß Art. 15 DS—GVO über das Cockpit erfolgen kann. 

Bezüglich der Zweckbindung ist 5 5 IDNrG—E dürftig formuliert, da lediglich eine Zweckbeschreibung enthalten 
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wendung die Steuer-ii) für die Aufdetkung von Betrugstatbeständen genutzt werden könnte. Dieses Beispiel" 

verdeutlicht die bisher unzureichenden Sicherungsmaßnahmen nach dem identifikationsnummerngesetz. Das 

Element des Beteiligungsmanagements ist eine nachgeordnete Problematik. Der BfDI nimmt Bezug auf das 
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Die Feststellung der Verfassungsmäßigkeit kann daher nicht auf das ldentiýkationsnummernverfahren übertra- 

gen werden. 

Brandenburg fasst zusammen, dass eine Feststellung der Verfassungskonforrhität jeweils abhängig von der 

Zweckbiridung im Einzelfall erfolgen muss. Der Vorsitzende erfragt beim BfDI, ob informationen dahingehend 

vorliegen, ob die Stellungnahmen der Landesdatenschutzbeh'örden beim Bund zur Kenntnis genommen und 

weiche Änderungen aufgegriffen wurden. Der BfDI führt dazu aus, dass bisher keine wesentlichen Änderungen 

vorgenommen wurden und eine Berücksichtigung der Stellungnahme der Länder auch nicht bekannt ist. 
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tenverarbeitungsmaßnahmen durch die öffentliche Verwaltung infragekommt. Hierbei erfolgte eine Ausarbei- 

tung des Papiers zum genannten Thema. innerhalb der UAG war eine starke Tendenz dahingehend ersichtlich, 

dass eine Einwilligung regelmäßig an der Freiwilligkeit scheitern dürfte. Eine Unterscheidung zwischen Leis— 

tungs- und Eingriffsverwaitung wird teilweise'zur Abgrenzung für tauglich erachtet. Die Landesinnenverwaltun- 

gen halten es aber für die Akzeptanzsteigerung in der Bevölkerung für erforderlich, dass die Bürge;r eine Wahl 

bei ihrer Entscheidung haben. Eine Mitarbeiterin des BMI hatte für das Papier den ersten Aufschlag gemacht, 

die UAG sollte im Nachgang dazu Anmerkungen machen. Der BfDI wurde im Rahmen der Zweitkorrektur zur 

Abstimmung hinzugezogen. Aktuell läuft die zweite Abstimmungsrunde beim BMI. Am 30.09. und 01.10.2020 

wird sich die UAG erneut zusammensetzen. Eine kontinuierliche Kontrolle und Begleitung durch die Aufsichts- 

behörden hält Brandenburg für dringend erforderlich und empfiehlt daher, die Teilnahme eines anderen Ver— 

treters der Aufsichtsbehörden, da Brandenburg selbst an einer Teilnahme gehindert ist. 



Brandenburg erfragt bei Berlin in Bezug auf das Datenschutz-Cockpit den aktuellen Sachstand. Berlin führt aus,

dass es Anfang des Jahres einige Vor-Ort-Treffen gab. Thematisch ging es um die Querschnittsleistungen zur

OZG-Umsetzung. Zur Veranschaulichung wurde das Digitalisierungslabor herangezogen/ das verschiedene

technische und rechtliche Modelle durchspielte, Hierbei wurden LÖsungsmöglichkeiten erprobt und Zidrich-

tungen ausgelotet. Eine Einigung auf ein Modell konnte erzie!t werden. Zu der Frage, ob die Speicherung eines

Datensatzes aller Bürger, die dieses Cockplt nutzen, erfolgen soll und ob diese Daten entnommen und dem

Bürger transparent zur Verfügung gesteiit werden können, antwortete Berlin, dass der Bürger die Möglichkeit

hat, eine Anfrage zu stellen. Die Anfrage des Bürgers geht an alle Register. Die Jeweiligen Antwortzeiten der

Registerbehörden sind unterschiedlich lang. Eine zügigere und dennoch datenschutzgerechte Lösung soll erar-

beitet werden. Im August 2020 wurde ein Abschlussbericht des Digitalisierungslabors zur Verfügung gestellt,

der die Lösung vorschlägt/ dass sich der Bürger den Austausch der Daten der Registerbehörden über seine.

Person anzeigen lassen kann.

Brandenburg äußert die Erwartung/ dass ein Bericht des Digita!isierungs!abors an alle Beteiligten übermittelt

wird so!L Der Bürger so!! transparent informiert werden, jedoch wird ihm keine Möglichkeit eingeräumt, auf die

Datenverarbeitung Einfiuss zu nehmen. Berlin gibt bekannt, dass der Abschlussbericht zum Datenschutz-

CockpEt auf der Internetseite des BMI heruntergeladen werden kann.
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Abstimmung:

Hamburg:
Sachsen-Anhalt

Bremen:

SaarSand:

ULD:

MV;

Bf D):

Sachsen:

LfD Bayern:

BW:

NRW:

Berlin:

RP:

Brandenburg:

Thüringen:

Nledersachsen:

Hessen:

LDA Bayern:

Brandenburg kündigt an, dass es den Beschlussentwurf am 16.9,2020 der DSK zuleiten wird. Das Ergebnis der
DSK wird dem AK Verwaltung anschiießend weitergegeben.
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Sachsen-Anhalt weist darauf hin; dass der von unter TOP 2 vorgestellte Mechanismus eines

Online-Antragsassls-tenten dem geplanten Online-Antragsassistenten von BAfÖGdigital entspreche. Diesen habe

Sachsen-Anhalt bereits bewertet und den Vorschlag, die datenschutzrechtliche Verantwortiichkeit durch eine

Verwaitungsvereinbarung zu regeln, für problematisch geha!ten. Sachsen-Anhait gehe davon aus, dass der

Portalbetrieb in gemeinsamer Verantwortlichkeit nach Art. 26 DS-GVO erfoige. Rechtsgrundlage für die Verar-

beitung personenbezogener Daten mit Bezug zu Sachsen-Anhalt sei das Landesrecht Problematisch sei die

Rechtsgrundlage für die Verarbeitung personenbezogener Daten ohne Bezug zu Sachsen-Anhait Als Rechts-

grundlage komme Auftragsverarbeitung nach Art. 28 Abs. 3 DS-DGVO oder ein Staatsvertrag in Betracht. Man

habe daher die Aufslchtsbehörden der Länder mit E-Mail vom 2.9,2020 zwecks Abstimmung um eine Stellung-

nähme gebeten. Das hiesige Wirtschaftsminlsterium erwarte eine Rückmeldung zum Projekt BAfÖG-Digitai.

Dass Abstimmungsbedarf bestehe, zeige auch der Vortrag von, Herrn Böllhof, demzufolge der Antrags a ss istent

grundsätzlich bei Jeder Verwaltungsleistung zum Einsatz kommen solle.

Sachsen schließt sich der Auffassung Sachsen-AnhaIts an.

Der Vorsitzende teilt mit, dass er bereits Rücksprache mit (Sachsen-Anhait) gehalten hat und

Probleme diskutiert werden/ die sich bei 'der Aufgabenübertragung in eigener Verantwortung mangejs entspre-

chender Rechtsgrundlage ergeben.

Sachsen-Anhalt erfragt, ob die UAG zu diesem Problem Stellung nehmen so!!, was Brandenburg bejaht.

Sachsen schlägt die Schaffung einer Rechtsgrundlage vor/ um das Problem der gemeinsamen Verantwortlich-

keit zu lösen.

Sachsen-Anhait hält dies für eine denkbare Lösung.

Berlin nimmt Bezug auf die Mitwirkung beim Projekt „BAfÖG Digital" im vergangenen Jahr und erfragt, welchen

Zeitplan Sachsen-Anhalt für die Rückme!dung der Länder vorgesehen hat.

Sachsen-AnhaIt antwortet, dass eine Mitwirkung so rasch wie möglich erfolgen sol! und verweist darauf, dass

die geplanten Verwaltungsvereinbarungen den Aufsichtsbehörden vorgelegt werden müssen. Es verweist auf

die Dringäichkeit der Rückmeldungen, um eine Abstimmung zu ermöglichen.

Berlin gibt an, dass sich die Verwaltungsverelnbarung zum Projekt „BAfOG Digital" in der Abstimmung befindet

und die Senatsverwaltung Berlin, wie der Pressemitteilung vom 18.8,2020 zu entnehmen war/ bereits darüber

beschlossen hat.

Sachsen-Anhalt teilt mit, dass es einen Fragekatalog übermittelt und auf die erforderliche Abstimmung der

Aufsichtsbehörden gegenüber dem zuständigen Wirtschaftsministerium (Land) hingewiesen hat. Die weitere

Vorgehensweise will Sachsen-Anhalt auch von der Einschätzung der anderen Aufsichtsbehörden abhängig ma"

chen,

Rheinland-Pfalz berichtet, dass es eine Anfrage vom Wissenschaftsministerium des Landes zum Entwurf einer

Verwaltungsvereinbarung und eines Datenschutzkonzepts erhalten hat. In die Bewertung wird auch das Papier

von Sachsen-Anhalt einfließen. Auch Rheinland-Pfalz will seinem Wlssenschaftsministerium eine Rückmeldung

geben, kann dafür aber keinen Zeithorizont nennen.

Sachsen-Anhalt erfragt beim BfDI, ob eine NoveSlierung des E-Government-Gesetzes geplant ist.
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Der BfDI teilt mit, dass er Formuiierungshilfen für den Bundestag im Rahmen der ELFE-Gesetzgebung mit aus"
gearbeitet hat. Der BfDI regt an, dass der UAK rasch Optimalvorstellungen für eine datenschutzrechtiiche Rege-
lung im OZG finden sollte.

Sachsen-Anhait informiert auf Nachfrage, dass das Projekt „BAfOG-Digital" nach Jetzigem Stand im Oktober
starten soll.

Der Vorsitzende regt an, dass alle Beteiligten das hier betreffende Papier zur Kenntnis und anschließend SteS-
!ung nehmen.

TOP 7 UAK

Weitere Erklärungen folgten nicht.
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Der Vorsitzende teilt mit/ dass er nun auf den Auftrag der DSK wartet.

TOP 8 Einsatz von Open-Source-Anwendungen

Austausch und Diskussion zum Einsatz und Bewertung von Open-Source-Anwendungen und deren

möglicher VorteESe gegenüber Closed-Source-Lösungen (z.B. Microsoft 365).

Hier u.a. auch die Frage, Inwieweit der Bund und die Länder bestrebt sind, den Einsatz von Open-

Source-Anwendungen zu forcieren bzw. auszubauen.

Berichterstatter: TLfDI,

a!le

Thüringen leitet ein, dass § 4 EGovG Thüringen dahingehend geändert wurde, dass Open-Source-

Anwendungen vorrangig zu verwenden sind. Daraus resultiert die Frage, ob nunmehr kompiett auf Open-

Source-Anwendungen umgestellt werden kann. Thüringen sieht diesbezügiich Schwachstellen bei der Transpa-

renz und erfragt die Vorteile der Nutzung.

Bremen führt aus, dass diesbezüglich erste Überlegungen beim Senator für Finanzen angestrengt wurden,

insbesondere kam es zur Gründung von Arbeitsgruppen, da der Dienstleister Dataport die Auffassung vertritt,

dass eine komplette Umsteilung auf Open-Source-Anwendungen grundsätzlich möglich ist. Erste Projekte so!-

len im nächsten Jahr getestet werden. Die Testreihe soll kleine Nutzerzahlen erfassen und in erster Linie und

vornehmlich die Kostenminimierung und nicht die Sicherheit und datenschutzrechtliche Aspekte eruieren.

Thüringen bittet um Mitteilung, ob dies bei den anderen Aufsichtsbeh.örden bereits thematissert wurde.

Schleswig-HoIstein verweist auf einen Beschluss des Landtags zur Open-Source-Software, die danach bis 2025

eingesetzt werden soil. Dieser Beschluss wurde jedoch von der Dienststelle nicht begieitet.

Thüringen erfragt, ob andere Länder eine gieichlautende Regelung in den E-Government-Gesetzen aufnehmen

werden.

Der Vorsitzende verneint dies für Brandenburg. Es existierten Regelungen, die eine Anwendung der

Open-Source-Software in Aussicht steilen bzw. erlauben/ eine strenge Ausrichtung an Open-Source-Anwendung

besteht aber nicht.

Bayern verweist auf die Ausarbeitung eines Djgitatgesetzes/ das die OZG-Umsetzung hinsichtlich der Nutzer-

kanten sowie Regelungen zur Auftragsverarbeitung enthalten soll. Das EGovG soll hierbei ebenfails Elnfluss

finden. Auf der digitalen Agenda soll eine Regelung zur Anwendung von Open-Source, die jedoch weit formu-

liert sein wird („soweit wirtschaftlich und zweckmäßig"), geschaffen werden.

TOP 9 Sonstiges

Sachsen erfragt, ob es diesbezüglich Neuerungen seitens des Bundesverbandes gibt und teilt mit, dass der

Bundesverband in Sachsen vorstellig wird. Eine Mitwirkung der anderen Länder erfoigte mangels Erfahrungen

nicht.
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Sachsen nimmt Bezug auf die unter TOP 2 erwähnte E-Mail des AK Technik das Amtshiifeersuchen der ungari-
sehen Aufslchtsbehörde betreffend. Diese erfragt inwieweit in Deutschiand biometrische Daten in Identitäts-
dokumenten verarbeitet werden. Es ist geplant/ Ausführungen zum Passgesetz und Personalgusweisgesetz zu
machen, da in beiden Gesetzen Regelungen zu biometrischen Daten enthalten sind. im Rahmen einer Novellie-
rung soll der Fingerabdruck als verpflichtend bei den Ausweisdokumenten aufgenommen werden. Die LDA hat
einen Antwortentwurf gefertigt/ der von den restlichen Mitgliedern des Arbeitskreises zur Kenntnis genommen
wird.

TOP10 Neuer Termin

Der Vorsitzende möchte zunächst die DSK-Entscheidung abwarten,

Nächster Termin für den AK Verwaltung sind der 21. und 22. September 2021.
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Protokoli zur 14. Sitzung des AK Verwaltung
am l. und 2. Oktober 2019 in Potsdam

l. Tag, Dienstaß, l. Oktober 2019 - Beginn: 13:00 Uhr

Begrüßung

Die LDA begrüßt die Vertretungen der Länder und nennt einige wichtige Themen der 14. Sitzung des AK Ver-
waltung, u.a. Onlinezugangsgesetz, Registermodernisierung, Personenkennzahl, Microsoft und Arbeitskreise ais
Team.

Der Vorsitzende begrüßt ebenfalis die Ländervertreter.

Top l Umsetzung OZG " Entwickiungsbericht "Themenfeid Ein- & Auswanderung"

Für die Umsetzung des OZG und der damit verbunden Bereitstellung des digitalen Zugangs zu Verwaltungs-
dlenstleistungen anaiysieren der Bund und die Länder in definierten Themenfeldern Prozessschritte und mögls-
ehe Umsetzungsvarlanten.

Ministerium des innern und für Kommunales Brandenburg (Ref. 62), zeigt am Beispiel
des Themenfeides „Ein- und Auswanderung", für weiches Brandenburg die Federführung inne hat, wie die
themenfeldbezogenen spezifischen Anforderungen umgesetzt wurden und steilt die Arbeitsergebnisse aus den
Projektsteuerkreisen vor.

DieVortragsfoSien sind als Anlage 2 dem Protokol! beigefügt.

TOP 2 Festlegung der Tagesordnung, Protokollkontrolie

Der Tagungsordnungspunkt l wird auf 15:00 Uhr verlegt/ da der Vortragende sich wegen eines vorhergehen-
den Termins verspätet Die Tagungsordnungspunkte behalten ihre Nummerierung entsprechend der vorläufi"
gen Tagesordnung bei. Die Tagesordnung wird entsprechend beschlossen.

Der Vorsitzende geht kurz auf organisatorische Fragen ein (VPO-Lsste; BSCW-Server (Anmeldungen)), Die Ver-
treter aus Hessen und Rheinland-Pfalz sind entschuldigt und nehmen an dem 14. AK nicht teil; Sie haben je-
doch zu diversen Tagesordnungspunkten zugearbeitet. Eine Anfrage Sachsens zum Thema der Ausstellung von
Schuldenfreiheitsbescheinigungen gegenüber den Antragstellern wird wegen der thematischen Ähnlichkeit
zum Tagesordnungspunkt 13 zugeordnet und besprochen.

Aus NRW gab es eine Anfrage zur Registrierung auf dem BSCW-Server. Der BfDI teilte hierzu mit/ dass BSCW-
Server-Anfragen sofort umgesetzt werden können, da der Vorsitzende auch Administrator sei, Weiterhin er"
hie!t der Vorsitzende eine Anfrage von der ZAST, bzgl. einer Anfrage im Rahmen eines Art. 61-Verfahren (|

ä) hinsichtlich der Frage, ob in den Mitgliedsstaaten öffentiiche Stellen existieren, deren Hauptaufgäbe
darin besteht, personenbezogene Daten die von öffentlichen Interesse sind und der Verbesserung von Verwal-
tung und Gesetzgebung dienen, zu sammeln und bereitzustellen. Die Rückmeldung soll bis zum 04.10.19 bei
der ZAST erfolgen. Die Thematik wird unter TOP 14 besprochen.

. ?rotokoii zur 14. Sitzung des AK Verwaltung 

am 1. und 2. Oktober 2019 in Potsdam 

1. Tag, Dienstag. 1. Oktober 2019 — Beginn: 13:00 Uhr . . 

Begrüßung ' ‘ . . 

Die LDA begrüßt die Vertretungen der Länder und nennt einige wichtige Themen der 14. Sitzung des AK Ver— 

waltung, u.a. Onlinezugangsgesetz‚ Registermodernisierung, Personenkennzahi, Microsoft und Arbeitskreise als 

Team. ' 

' Der Vorsitzende begrüßt ebenfalls die Ländervertreter. 

Top "1 Umsetzung OZG —- Entwicklungsbericht "Themenfeld Eln- & Auswanderung" 

Für die Umsetzung des OZG und der damit verbunden Bereitstellung des digitalen Zugangs zu Verwaltungs— 

dienstleistungen anaiysieren der Bund und die Länder' In definierten Themenfeldern Prozessschritte und mögli- 

che Umsetzungsvarianten. 

_ Ministerium des innern und für Kommunales Brandenburg (Ref. 62), zeigt am Beispiel 
des Themenfeldes „Ein- und Auswanderung” für. welches Brandenburg die Federführung. inne hat, wie die 

themenfeidbezogenen spezifischen Anforderungen umgesetzt wurden und stellt die Arbeitsergebnisse aus den 

Projektsteuerkreisen vor. 

' Die Vortragsfoilen sind als Anlage 2 dem Protokoll beigefügt. 

TOP 2 Festlegung der Tagesordnung, Protokollkohtroiie 

Der Tagungsordnungspunkt 1 wird'a 15:00 Uhr verlegt, da der Vortragende sich wegen eines vorhergehen— 
den Teimins verspätet. Die Tagungsordnungspunkt'e behalten ihre Nummerierung entsprechend der vorläufi— 

gen Tagesordnung bei. Die Tagesordnung wird entsprechend beschlossen. 

Der Vorsitzende geht kurz auf organisatorische Fragen ein WPD-Liste, BSCW-Server (Anmeldungenl). Die Ver- 
treter aus Hessen und Rheinland—Pfalz sind entschuldigt und nehmen an dem 14. AK nicht teil; Sie haben je- 

doch zu diversen Tagesordnungspunkten zugearbeitet. Eine Anfrage Sachsens zum Thema der Ausstellung von 

Schuldenfreiheitsbescheinigungen gegenüber den Antragstellern wird wegen der thematischen Ähnlichkeit 
zum Tagesordnungspunkt 13 zugeordnet und besprochen. 

Aus NRW gab es eine Anfrage zur Registrierung auf dem BSCW-Server. Der BfDi teilte hierzu mit, dass BSCW- 

Server-Anfragen sofort umgesetzt werden können, da der Vorsitzende auch Administrator sei. Weiterhin er— 

hielt der Vorsitzende eine Anfrage von der ZAST, bzgl. einer Anfrage im Rahmen eines Art. (il—Verfahren (. 

_) hinsichtlich der Frage, ob in den Mitgliedsstaaten öffentliche Stellen existieren, deren Hauptaufgabe 

darin besteht personenbezogene Daten die von öffentlichen Interesse sind und der Verbesserung von Verwal- 

tung und Gesetzgebung dienen, zu sammeln und bereitzusteilen. Die Rückmeldung soll bis zum 04. 10.19 bei 

der ZAST erfolgen Die Thematik wird unter TOP 1_4 besprochen. 



TOP 3 Berichte aus den Ländern

Sachstandsdarsteliung

Brandenburg berichtet, dass das Brandenburgische E-Government-Gesetz am 23, November 203.8 in Kraft

getreten ist. Dieses regelt u.a. die Nutzung und Bereitstellung von IT-Basiskomponenten und stellt die Grundla-

ge für elektronische Verwaltungsdienstfelstungen im Land Brandenburg bereit. Des Weiteren wurde im Nach-

gang (9. Juli 2019) die e-ID und IT-Basiskomponentenverordnung verabschiedet, Darin wird u.a. die Bereitstel-

lung von IT-Basiskomponenten durch den Brandenburgischen IT-Dienstleister (ZäT-Bß) geregelt. Der ZIT-BB

wurde durch den Verordnungsgeber als zuständige Stelle für den Betrieb der ST-Basiskomponenten definiert.

Unter Verweis, auf TOP 6 teilt Brandenburg mit, dass hierbei die Verantwortiichkeit der Verarbeitung perso-

nenbezogener Daten im Rahmen einer gemeinsamen Verantwortung gemäß Art. 26 DS-GVO umgesetzt wird.

Der Vorsitzende verweist insoweit 'auf den TOP 6, bzgf. der Anfrage aus Sachsen wird diese Regelung nochmals

diskutiert.

NRW informiert über eine derzeitige Prüfung des Anpassungsbedarfs eines E-Government-Gesetzes an die DS"

GVO. Ein entsprechender Entwurf eines E-Government-Gesetzes befindet sich derzeit in Prüfung,

Sachsen berichtet, dass das gegenwärtige E-Government-Gesetz des Landes Sachsen derzeit im Änderungs-

entwurf vorliegt, insbesondere ist hierbei die Frage der Regelung des Abrufs von personenbezogenen Daten

durch die jeweiligen Stellen und die Umsetzung der Regelung als Auftragsverarbeitung oder im Rahmen der

gemeinsamen Verantwortung offen.

Bremen teilt mit, dass das dortige E-Government-Gesetz am 27,11.2018 in -Kraft getreten ist.

Bayern berichtet, dass noch kein wesentlicher Fortschritt bei der Anpassung zur Regelung der Auftragsverar-

beitung zu verzeichnen ist. Grundsätzlich wird eine andere Lösung präferiert/ wobei hierbei eine entsprechende

Ermächtigungsgrundlage im E-Government-Gesetz vorgesehen ist,

Sachsen-Anhalt telit mit, dass aktuell keine neuen Entwicklungen zu verzeichnen sind und derzeitig auf die

Anpassung des Landesdatenschutzgesetzes gewartet wird.

•Schleswig-Holstein berichtet, dass das ULD an Beratungsgesprächen zur Einrichtung einer zentralen Stelle zur

Bereitstellung von Verwaltungsdienstleistungen (OZG-Umsetzung) beteiligt war, diese jedoch bisher zu keinem

Ergebnis führten.

Niedersachsen informiert darüber/ dass sich der Gesetzentwurf zur Djgitaiisierung der Verwaltung aktuell zur

Beratung im innenausschuss befindet. Der Gesetzgeber beabsichtigt, eine Rechtsgrundlage für die Überwa"

chung von Schadsoftware der durch das Land bereit gestellten Softwarelösungen zu schaffen.

Derzeit befinden sich mehrere Projekte zur Umsetzung der digitalen Verwaltung

In der Umsetzung, wobei ausdrücklich der Einhaltung datenschutzrechtlicher Anforderungen Beachtung ge-

schenkt wird. Der LfD Niedersachsen liegen hierzu jedoch noch keine Beratungsanfragen vor. Die Umsetzung

der äT-Sicherheitsanforderungen ist in der Informationssicherheitsleitlinie des Landes geregelt Auf Nachfrage

des Vorsitzenden bzgl. der Verbindlichkeit auch für die kommunalen Stelien teilt der Vertreter Niedersachsens

mit, dass die IT-Sicherheitsieitlinie des Landes auch für die Kommunalverwaitung verbindlich ist.

Hamburg teilt mit, dass derzeit kein E-Government-Gesetz im Land vorhanden ist.

TOP 3 Berichte aus den Ländern 

Sachstandsdarstellung 

Brandenburg berichtet, dass das Brandenburgische E-Government-Gesetz am 23. November 2018 in Kraft 

getreten ist. Dieses regelt u.a. die Nutzung und Bereitstellung von lT-Basiskomponenten und steiit die Grundla- 

Age für elektronische Verwaltungsdienstieistungen im Land Brandenburg bereit. Des Weiteren wurde im Nach- 

gang (9. Juli 2019) die e—ID und iT-Basiskomponentenvero‘rdnung verabschiedet. Darin wird u.a. die Bereitstel- 

lung von IT—Basiskomponenten durch den Brandenburgischen lT—Dienstleister (ZiT-BB) geregelt. Der Zl'f-BB 
wurde durch den Verordnungsgeber als zuständige Stelle für den Betrieb der iT- Basiskomponenten definiert. 

Unter Verweis auf TOP 6 teilt Brandenburg mit, dass hierbei die Verantwortlichkeit der Verarbeitung perso- 

nenbezogener Daten im Rahmen einer gemeinsamen Verantwortung gemäß Art. 26 DS—GVO umgesetzt Wird. 

Der Vorsitzende verweist insowät auf den TOP 6, bzgl. der Anfrage aus Sachsen wird diese Regelung nochmals 
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NRW informiert über eine derzeitig'e Prüfung des Anpassungsbedarfs eines E-Government—Gesetzes an die DS— 
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beitung zu verzeichnen ist. Grundsätzlich wird eine andere Lösung präferiert, wobei hierbei eine entsprechende 
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Schleswig-Holstein berichtet, dass das ULD an Beratbngsgesprächen zur Eiririchtung einer zentralen Stelle zur 

Bereitstellung von VerwaItungsdienstleistungen (OZG- Umsetzung) beteiligt war, diese jedoch bisher zu keinem 

Ergebnis führten. - - 

Niedersachsen informiert darüber, dass sich der Gesetzentwurf zur Digitalisierung der Verwaltung aktuell zur 

Beratung im lnnenausschuss befindet. Der Gesetzgeber beabsichtigt, eine Rechtsgrundlage für die Überwa— 

chung von Schadsoftware der durch das Land bereit gestellten Softwarelösuhgen zu schaffen. _ 
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_ Derzeit befinden sich mehrere Projekte zur Umsetzung der digitaien Verwaltung 
in der Umsetzung, Wobei ausdrücklich_der Einhaltung datenschutzrechtlicher Anforderungen Beachtung ge- 

schenkt wird. Der LfD Niedersachs'en liegen hierzu jedoch noch keine Beratungsanfragen vor. Die Umsetzung 
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mit, dass die iT-Sicherheitsleitlinie des Landes auch für die Kommunalverwaitung verbindlich ist. 

Hamburg teilt mit, dass derzeit kein E—Government-Gesetz im Land vorhanden ist. 



Baden-Württemberg berichtet, dass aktuell die E-Akte in mehreren Verwaitungsbereichen umgesetzt wird. Auf
Nachfrage Berlins teilt die Vertreterin mit, dass'für das Verfahren der E-Akte auch eine entsprechende Aus"
schreibung stattgefunden hat.

Berlin informiert darüber, dass derzeit im Rahmen der Umsetzung des Online-Zugangsgesetzes mehrere Digita-
lisierungsiabore eingerichtet sind. Das Land Berlin ist zuständig für das Themenfeld „Q.uerschnitt" (bsp, digitale
Geburtsurkunde). Im Rahmen des Themenfeldes wird auch ein sogenanntes Datenschutz-Cockpit (Prototyp
liegt vor) entwickelt. Hierzu sind weitere Workshops geplant. Der Vorsitzende teilt mit, dass insoweit bereits
Erkenntnisse aus dem Koordlnierungsprojekt Registermodemisierung vorliegen und bittet um Beteiligung.
Weiterhin berichtet Berlin über die aktuelle Nutzung des Servicekontos Berlin, welches derzeit lediglich drei
Anwendungen (Anwohnerparkausweis, Kita-Gutschein, Kommunikation mit einheitlichem Ansprechpartner)
enthält. Der Gesetze'sentwurf zur OZG-Umsetzung befindet sich derzeit im Abgeordnetenhaus.

Thüringen berichtet, dass seit dem 12.03.2019 neuen dem Thüringer E-Government-Gesetz (ThürEGovG) auch
eine Verwaltungsvorschrift in Kraft ist. Das ThürEGovG wurde im vormaligen Arbeitskreis schon erläutert. In der
Thüringer landesverwaltung ist bis Januar 2023 für das Verfahren der E"Akte das Produkt VIS der Firma PDV
GmbH umzusetzen. Der TLfDi arbeitet schon mit VIS, Anpassungswünsche sind jedoch schwer durchzusetzen.
Demnächst erfolgt eine Umstellung auf ein zentrales VIS. Die Vertreterin merkt an, däss grundsätzlich alle Da-
tenschutzaufslchtsbehördep auch ein besonderes eiektronisches Behördenpostfach haben müssten. Die Nut-
zung beim TLfDI sei jedoch derzeit umständlich, da eine direkte import- bzw. Export-Funktion in VIS nicht vor-
handen ist,

Mecklenburg-Vorpommern teilt mit, dass sich das E-Government-Gesetz des Landes M-V derzeit im 2. Ände-
rungsentwurf befindet. Dieses sieht u.a. Rechtsverordnungen zur Umsetzung der IT-Basis-komponenten vor.
Auch eine entsprechende Experimentierklausel ist vorgesehen,

BfD! berichtet, dass das 2. Datenschutzanpassungsgesetz seit 20.09.2019 im Bundesrat behandelt wird. Dieses
beinhaltet u.a, diverse Änderungen von speziaigesetzlichen Regelungen. Auch seitens des BfDI muss eine An-
passung von § 11 EGovG zur Regelung gemeinsamer Verfahren entsprechend Art. 26 DS-GVO noch erfolgen.
Darüber hinaus berichtet .der Vertreter über diverse Projekte zur Einführung der E-Akte in der Bundesverwal-
tung, welche sich aufgrund unterschiedlicher Anforderungen schwierig gestalten. Beim BfDI ist die Umstellung
mittels VIS-Kompakt zwischenzeitlich voilständig erfolgt. Ein besonderes eiektronisches Behördenpostfach
existiert beim BfDI nicht.

Brandenburg berichtet/ dass sich in Bezug auf die Umbenennung des AK Verwaitungsmodernisierung zum AK
Verwaitung ein weiteres Aufgabenfeld eröffnet. E-Government-Themen bilden zwar weiter den Kernböreich
der Tätigkeit des AK, dieser wird aber für fachrechtliche Themen aus weiteren Bereichen des Verwaltungs-
rechts (insbesondere auf Fragen des Pass- und Ausweisrechts, des Meldewesens/ KommunaS- und Baurechts,
etc.) geöffnet, soweit keine Zuständigkeit eines anderen Arbeitskreises besteht Dies war der ausdrückliche
Wunsch mehrerer Aufsichtsbehörden. Der Vorsitzende bittet daher die Teilnehmer darum, in ihren Behörden
entsprechende Themen abzufragen und dem AK-Vorsitz für zukünftige Sitzungen mitzuteiien. Soweit der Be-
darf besteht, könnte der AK grundsätzlich auch zweimal jährlich tagen,

TOP 4 Bericht aus der Compliance, E-Government and Health Expert Subgroup
Bericht überArbeitsergebnisse
Bericht über aktudie Themen

Baden-Württemberg berichtet, dass aktuell die E—Akte in mehreren Verwaltungsbereichen umgesetzt wird. Auf 

Nachfrage Berlins teilt die Vertreterin mit, dass'für das Verfahren der E-Akte auch eine entsprechende Aus— 

schreibung stattgefunden hat. 

Berlin informiert darüber, dass derzeit im Rahmen der Umsetzung des Online-Zugangsgesetzes mehrere Digita— 

lisierungslabore eingerichtet sind.“ Das Land Berlin ist zuständig für'däs Themenfeld „Querschnitt” (bsp. digitale 

Geburtsurkunde). im Rahmen des Themenfeldes wird auch ein sogenanntes Datenschutz-Cockpit (Prototyp 

liegt vor) entwickelt. Hierzu sind Weitere Workshops geplant. Der Vorsitzende teilt mit, dass insoweit bereits 

Erkenntnisse aus dem Koordinieiungsprojekt Régistermodernisierung vorliegen und bittet um Beteiligung. 

Weiterhin berichtet Berlin über die aktuelle Nutzung des Servicekontos Berlin, welches derzeit lediglich drei 

Anwendungen (Anwohnerparkausweis, Kita-Gutschein, Kommunikation mit einheitlichem Ansprechpartner) 

enthält. Der Gesetze‘sentwurf zur 026-Umsetzung befindet sich derzeit im Abgeordnetenhaus. _ 

Thüringen berichtet, dass seit dem 12.03.2019 neben dem Thüringer E-Government-Gesetz (ThürEGovG) auch 

eine Verwaltungsvorschrift in Kraft ist. Das ThürEGov6 wurde im vormaligen Arbeitskreis schon erläutert. In der ' 

Thüringer Landesverwaltung ist bis Januar 2023 für das Verfahren der E—Akte das Produkt VIS der Firma PDV 

GmbH umzusetzen. Der Tl.fDi arbeitet schon mit VIS, Anpassungswünsche sind jedoch schwer durchzusetzen. 

Demnächst erfolgt eine Umstellung auf ein zentrales VIS. Die Vertreterin merkt an, dass grundsätzlich alle Da- 

tensChutzaufsichtsbehörden auch ein besonderes elektronisches Behördenpostfach haben müssten. Die Nut- 

zung beim Ti.fDl sei jedoch derzeit umständlich,-cla eine direkte import- bzw. Export—Funktion in VIS nicht vor— 

handen ist. ' ' 

Mecklenburg-Vorpommern teilt mit, dass sich das E—Government—Gesetz des Landes M-V derzeit im 2. Ände- 

rungsentwurf befindet. Dieses sieht u.a. Rechtsverordnungen zur Umsetzung der lT-Basis-komponenten vor. 

Auch eine entsprechende Experimentierklausel Ist vorgesehen. 

BfDl berichtet, dass das 2. Datenschutzanpassungsgesetz seit 20.09.2019 im Bundesrat behandelt wird. Dieses 

beinhaltet u.a. diverse Änderungen von spezialgesetziichen Regelungen. Auch seitens des Bibi muss eine An- 

passung von 5 11 EGOVG zur Regelung gemeinsamer Verfahren entsprechend Art. 26 DS—GVO noch erfolgen. 

Darüber hinaus berichtet .der Vertreter über diverse Projekte zurElnführung der E-Akte in der Bundesverwal- 

tung, welche sich aufgrund unterschiedlicher Anforderungen schwierig gestalten. Beim BfDl ist die Umstellung 

"mittels VIS—Kompakt zwischenzeitlich vollständig erfolgt. Ein besonderes elektronisches Behördenpostfach 

existiert beim BfDi nicht. 

Brandenburg berichtet, dass sich in Bezug auf die Umbenennung des AK Verweiltungsmodernisierung Züm AK 

Verwaltung ein weiteres Aufgabenfeld eröffnet. E—Government-Themen bilden “zwar weiter den KernbEreich 

der Tätigkeit des AK, dieser wird aber für fachrechtliche Themen aus weiteren Bereichen des Verwaltungs— 

. rechts {insbesondere auf Fragen des Pass- und Ausweisrechts, des Meldewesens, Kommunal- und Baurechts, 

etc.) geöffnet, soweit keine Zuständigkeit eines anderen Arbeitskreises besteht. Dies war der ausdrückliche 

Wünsch mehrerer Aufsichtsbehörden. Der Vorsitzende bittet daher die Teilnehmer-darum, in ihren Behörden 

entsprechende Themen abzufragen und dem AK—Vorsitz für zukünftige Sitzungen mitzuteilen. Soweit der Be— 

darf besteht, könnte der. AK grundsätzlich auch zwdmal jährlich tagen. 

TOP 4 Bericht aus der Compliance, E-Government and Health Expert Subgroup 
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Der Vorsitzende Informiert die Teilnehmer nochmals darüber, dass nach Absprache im AK Struktur und Organi-

sation im Februar 2019 und auf Beschluss der DSK der Ländervertreter in dernCompliance, E-

Government and Health Expert Subgroup (CEH-Subgroup) gewechselt hat. Somit ist Brandenburg Ländervertre-

ter und Sachsen Steiivertreter, Die Rollen der jeweiligen Ländervertreter wurden nur getauscht, da Sachsen

den bisher verantwortlichen Ländervertreter stellte.

Der Vorsitzende teilt mit, dass sich, wie auf der Sitzung des AK Struktur und Organisation bereits festgestellt,

die Zuordnung der Expert Subgroups des EDPB zu den jeweiligen Arbeitskreisen der DSK schwierig gestaltet.

Entsprechend der Ausrichtung der CEH-Subgro.up ist auf deutscher Seite eine Vielzahl von Arbeitskreisen elnzu-

binden und über die fachlichen Themen und Entwicklungen zu informieren. Gleichzeitig benötigt sowohl der

Ländervertreter als auch dessen Vertreter entsprechende fachliche Unterstützung, um aktiv an der Subgroup-

Arbeit mitzuwirken. Der Vorsitzende bittet die Teilnehmer, dies in ihren Djenststellen zu kommunizieren und

wirbt für eine aktive Beteliigung an der Subgroup-Arbeit. Der Vorsitzende lobt ais Ländervertreter insbesondere

die Zusammenarbeit mit den Kollegen des UAK Akkreditierungsanforderungen/ insbesondere NRW, sowie die

Zusammenarbeit mit den Koiiegen des BfDI, .der ebenfalls in der Subgroup vertreten ist. Dies zeigt sich insbe-

sondere bei notwendigen Arbeiten zum „Proofreading" der Steliungnahmen des EDPB und den entsprechen-

den deutschen Übersetzungen.

Der Vorsitzende informiert über die aktuellen Themen der CEH-Subgroup. Hervorzuheben sind die Entwicklung

der CoC-Guidelines für Code of Conducts (Art. 40, 4l DS-GVO), die zwischenzeitlich abgeschlossen ist, sowie die

sich daran anschließende Erarbeitung und Entwicklung der Akkreditierungsanfordemngen an eine Stelle für die

Überwachung der Einhaltung von Verhaltensregeln gemäß Artikel 4l DS-GVO, hier aktuell Österreich und das

Vereinigte Königreich von Großbritannien und Nordirland (UK).

Derzeit werden weiterhin die internen Leitlinien für die Einrichtung von Arbeitsverfahren zur Abgabe einheitli-

eher Gutachten im Rahmen nationaler Zertifizierungssysteme und die Genehmigung von Kriterien für das Euro"

paische Datenschutzslegel durch den EDPB (Art. 42, Art. 42 DS-GVO) erarbeitet und diskutiert, Ais Lead-

Rapporteur hat Luxemburg die Federführung und; in Zusammenarbeit mit den Co-Rapporteuren, entsprechen-

de Unterlagen (u.a. Schemata) für die Festlegung der Akkredltierungskriterien für ZertifizierungssteHen und

Prüfung erforderlicher Zertifizierungskriterien erarbeitet.

Auf Nachfrage von Niedersachsen teilt der Vorsitzende mit, dass von deutscher Seite ein entsprechender Ent-

wurf für Akkredrtierungskrjterien für Zertifizierungsstellen seitens des AK Zertifizierung vorliegt/ der auch dem

EDSA zur Kenntnis übergeben/ aber nicht offiziell im Art 64 Verfahren eingereicht wurde/ da ggf. noch Anpas-

sungsbedarf besteht. Wann dieser offiziell eingereicht werden kann. Ist noch offen,

Zur weiteren Zusammenarbeit des SG-Vertreters mit den Arbeitskreisen und einer Meinungsbildung schlägt

Bremen vor, dass der SG-Vertreter eine entsprechende Position vorschlägt und ein Meinungsbild des zuständi-

gen AK eingeholt, Bei Ausbleiben einer Rückäußerung solle die Position des SG-Vertreters angenommen wer-

den. Der Vorsitzende teiit mit, dass dies grundsätzlich möglich ist, jedoch die Expertise bei deh Arbeitskreisen

liegt und deren Auffassung grundsätzlich abgebildet werden soll.

in diesem Zusammenhang verweist der Vorsitzende nochmals auf die engen terminlichen Fristen in der Sub-

group-Arbeit, die häufig eine schnelle Reaktion der AK erfordern.

TOP 5 Sachstandsbericht Koordinierungsprojekt Registermodernisierung

(Personenkennziffer)
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sation im Februar 2019 und auf Beschiuss der DSK der Ländervertreter in dernCornpliance, E- 

Government and Health Expert Subgroup (CEH-Subgroup) gewechselt hat. Somit ist Brandenburg Ländervertre- 

ter und Sachsen Stellvertreter. Die Rollen der jeweiligen Ländervertreter wurden nur getauscht, da Sachsen 

den bisher verantwortlichen Ländervertreter stellte. _ 

Der Vorsitzende teilt mit, dass sich, wie auf der Sitzung des AK Struktur und Organisation bereits festgestellt, 

die Zuordnung der Expert S'ubgroups des EDPB zu den jeweiligen Arbeitskreisen der DSK schwierig gestaltet. 

Entsprechend der Ausrichtung der CEH- -Subgroup ist auf deutscher Seite eine Vielzahl von Arbeitskreisen einzu- 

binden und über die fachlichen Themen und Entwicklungen zu informieren. Gleichzeitig benötigt sowohl der 

Ländervertreter als auch dessen Vertreter entsprechende fachliche Unterstützung, um aktiv an der Subgroub— 

Arbeit mitzuwirken. Der Vorsitzende bittet die Teilnehmer dies in ihren Dienststellenzu kommunizieren und 

wirbt für eine aktive Beteiiigung an der Subgroup-Arbeit. Der Vorsitzende lobt als Ländervertreter insbesondere 

die Zusammenarbeit mit den Kollegen des UAK Akkreditierungsanforderungen, insbesondere NRW, sowie die 

Zusammenarbeit mit den Kollegen des Bibi, der ebenfails' in der Subgroup vertreten ist. Dies zeigt sich insbe- 

sondere bei notwendigen Arbeiten zum „Proofreading" der Stellungnahmen des EDPB und. den entsprechen- 

den deutschen Übersetzungen. - 

Der Vorsitzende informiert über die aktuellen Themen der CEl-l-Subgroup. Hervorzuheben sind die Entwicklung 

der CoC—Guidelines für Code of Conducts (Art. 40; 41 DS—GVO), die zwischenzeitlich abgeschlossen ist, sowie die 

sich daran anschließende Erarbeitung und Entwicklung der Akkreditierungsanforderungen an eine Stelle für die 

Überwachung der Einhaltung von Verhaltensregeln gemäß Artikel 41 D5- GVO, hier aktuell Österreich und das 

Vereinigte Königreich von Großbritannien und Nordirland (UK). 

Derzeit werden Weiterhin die internen Leitlinien für die Einrichtung von Arbeitsverfahren zur Abgabe einheitli- 

cher Gutachten im Rahmen nationaler Zertifizierungssysteme und die Genehmigung von Kriterien für das Euro-. 

päische Daténschutzsiegel durch den EDPB {Art. 42, Art. 42 DS-GVO) erarbeitet und diskutiert. Ais Lead— 

Rapporteur hat Luxemburg die Federführung und, in Zusammenarbeit mit den Co-Rapporteuren, entsprechen- 

de Unterlagen (u.a. Schemata) für die Festlegung “der Akkreditierungskriterien für Zertifizierungsstellen und 

Prüfung erforderlicher 2ertifizlérungskriterien erarbeitet. 

Auf Nachfrage von Niedersachsen teilt der Vorsitzende mit, dass von deutscher Seite ein entsprechender Ent- 

wurf für Akkreditierungskriterien für Zertifizierungsstellen seitens des AK Zertifizierung vorliegt, der auch dem 

EDSA zur Kenntnis übergeben, aber nicht ofýziell im Art. 64 Vérfahren eingereicht wurde, da ggf. noch Anpas— 

sungsbedarf besteht. Wann dieser offiziell eingereicht werden kann, ist noch offen. 

Zur weiteren Zusammenarbeit des SG—Vertreters mit den Arbeitskreisen und einer Meinungsbildung schlägt 

Bremen vor, dass der SG-Vertreter eine entsprechende Position vorschlägt und ein Meinungsbild des zuständi— 

gen AK eingeholt. Bé_l Ausbleiben einer Rückäußerung solle die Position des SG-Vertreters angenommen wer— 

den. Der Vorsitzende teiit mit, dass dies grundsätzlich möglich ist, Jedoch die Expertise bei den Arbeitskreisen 

liegt und deren Auffassung grundsätzlich abgebildet werden soll. 

in diesem Zusammenhang vemreist der Vorsitzende nochmals auf die engen terminllchen Fristen in der Sub- 

. group—Arbeit, die häufig eine schnelle Reaktion der AK erfordern. 

TOP 5 Sachstandsbericht Koordinierungsprojekt Registerrnodernisierung 

(Personenkennziffer) 



Entschließung „Digitalisierung der Verwaltung datenschutzkonform und bürgerfreundlich gestalten!
der Konferenz der unabhängigen Datenschutzaufsichtsbehörden des Bundes und der Länder -
12.09.2019

Bericht aus der Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Verfassungs- und datenschutzkonformer Identifi-
er", Bericht Workshop Registermodernisierung des BMI am 5./6, September 2019

Unter Verweis auf die Entschließung „Digitalisierung der Verwaltung datenschutzkonform und bürgerfreundlich
gestalten!" der Konferenz der unabhängigen Datenschutzaufslchtsbehörden des Bundes und der Länder führt
Brandenburg in die Arbest des Projektes zur Registermodernisserung entsprechend des Arbeitsauftrages der
Innenministerkonferenz ein.

Hierzu hat die iMK die Innenverwaltungen und den iT-Planungsrat zur Ausarbeitung elnes Plans zur Register-
modernislerung mit dem Ziel u. a. der Verbesserung des Datenbestands beauftragt. In diesem Zusammenhang
wird auch eine einheitliche Personenkennzahl (PKZ) - mög!icherweise die Steuer-!D oder ein von ihr abgeSeite"
tes Kennzeichen - erwogen. Zur Bearbeitung des Auftrags wurden zwei Säulen aufgestellt. Die eine Säule unter

•lder Leitung des [Vlelderechtsreferats des Bundesministeriums des Innern (Blvll) ist in mehrere Expertengruppen
aufgeteilt, die sich inhaltlich mit der möglichen Architektur, der datenschutzrechtlichen und verfassungskon-
formen Umsetzung sowie der Quaiitätskontrolle befassen. Aktuell sind seitens der Aufsichtsbehörden Vertreter
des AK Grundsatz/ AK Technik und AK Verwaltung in der Expertengruppe 2 (Datenschutz
/Verfassungskonformität) vertreten, Eine Einbindung in die anderen Expertengruppen ist vorgesehen,

Die zweite Säule, die u. a, auch am 5./6. September 2019 tagte, wird vom E-Government-Referat des BM1 gelei-
tet. BfDt und Brandenburg sind der Auffassung, dass der Fokus in dieser Gruppe im Gegensatz zu den „Exper-
tengruppen" noch sehr weit gefasst ist und die Umsetzungszlele sich erst in der Entwicklungsphase befinden.
Dies ließ sich auch dem Workshop zum Koordinierungsprojekt zur Registermodernisierung entnehmen.

Die Expertengruppen sollen aber grundsätzlich alternative Ansätze für eine Registermodernssierung erarbeiten.
Brandenburg berichtet, dass dort bereits seit dem Sommer die Nutzung der Steuer-ID für eine PKZ in Betracht
gezogen wird. insbesondere aufgrund der engen Zweckbindung ist dies kritisch zu bewerten. Der Vertreter des
BfDI berichtet weiterhin von einem Besuch in Wien zur Vorstellung der österreichischen Stammzahl als einhejt-
licher identifikator. Nach Auffassung des BfDI wäre das österreichische Verfahren grundsätzlich auch auf

Sodann berichtet Brandenburg von der Veranstaltung der zweiten Säule im Bundesinnenministerium, Referat
E-Government Insgesamt sei festzustellen gewesen, dass die dortige Diskussion wesentlich weniger fortge-
schritten war als diejenige in den Expertengruppen.

Geplant ist ein sogenanntes La-
bor, in dem Überlegungen zum Datencockpit getroffen werden. Behörden und IT-Dienstleister sollen beteiligt
werden/ BfA, FITKO, KoSST, die OZG-Experten der Innenverwaltung sowie die Datenschutzbehörden sollen den
Kern des Labors bilden. Sonstige inhaltliche Fragen bleiben offenbar den Expertengruppen vorbehalten. Auf
Juristischer Seite bleibt auch im Bereich des E-Governments/Onlinezugangsrechts die Frage, in welchem Um-
fang Fachgesetze geändert werden müssen.

! ”  Entschließung „Digitalisierung der Verwaltung datenschutzkonform‘ und bürgerfreundlich- gestalten 
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aufgeteilt, die sich inhaltlich mit der möglichen Architektur, der datenschutzrechtlichen und verfassungskon— 

formen Umsetzung sowie der Qualitätskontrolle befassen. Aktuell sind seitens der Aufsichtsbehörden Vertreter 

des AK Grundsatz, AK Technik und AK Verwaltung in der Expertengruppe 2 (Datenschutz 

/Verfassungskonformltät) vertreten. Eine Einbindung in die anderen Expertengruppen ist vorgesehen. 

Die zweite Säule, die u'. a. auch am 5./6. September 2019 tagte, wird vom E-Govefnment-Referat des BMI gelei- 

tet. BfDl und Brandenburg sind der Auffassung, dass der Fokus in dieser Gruppe im Gegensatz zu den „Exper— 

tengruppen" noch sehr weit gefasst ist und die Umsetzungsziele sich erst in der Entwicklungsphase befinden. 

Dies ließ sich auch dem Workshop zum Koordinierungsprojekt zur Registermodernisierung entnehmen. _ 

Die Expertengruppen sollen aber grundsätzlich alternative Ansätze für eine Registermodernisierung erarbeiten.- 

Brandenburg berichtet, dass dort bereits seit dem Sommer die Nutzung der Steuer—ID für eine PKZ in Betracht 

gezogen wird. insbesondere aufgrund der engen Zweckblndung ist dies kritisch zu bewerten. Der Vertreter des 

BfDl berichtet weiterhin von einem 8%such in Wien zur Vorstellung der österreichischen Stammzahl als einheit- 

licher identifikator. Nach Auffassung des BfDl wäre das österreichische Verfahren grundsätzlich auch auf 
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Sodann berichtet Brandenburg von der Veranstaltung der zweiten Säule im Bundesinnenministerium, Referat 

E—Government. insgesamt sei festzustellen gewesen, dass die dortige Diskussion wesentlich weniger fortge- 
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Kern des Labors bilden. Sonstige inhaltliche Fragen bleiben offenbar den Expertengruppen vorbehalten. Auf 

juristischer Seite bleibt auch im Bereich des E—Govemments/Onlinezugangsrechts die Frage, in welchem Um— 

fang Fachgesetze geändert werden müssen. 



Als Gegengewicht zur PKZ wird insbesondere eine hohe Transparenz gefordert/ welche im Rahmen eines soge-

nannten Datenschutz-Cockpits abgebildet werden soll, Bremen weist darauf hin, dass eine Speicherung bzw.

Protokollierung der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Verwaltung innerhalb eines Servicekon-

tos grundsätzlich die Gefahr eines gläsernen Bürgers erhöht. Auch hier müssen Sicherungsmechanismen grei-

fen. Zudem ist fraglich/ wie mit den Daten umzugehen ist, wenn der Betroffene seibst keinen Zugriff mehr hat

(Tod) und Angehörigen Zugriff zu gewähren ist (digitales Erbe).

Der Vorsitzende informiert darüber, dass für die Umsetzung des registergestützten Zensus eine Anpassung der

Registerlandschaft erforderiich ist. Insbesondere sind neben der Aufstellung neuer Register (BNdungsreglster,

Wohnungsregister, ggf, auch im Wirtschsftsbereich) auch neue Schnittstellen für einen besseren Datenaus-

tausch erforderlich. Diese bedürfen jedoch nicht zwingend einer PKZ.

Die Vertreter des AK Grundsatz, AK Verwaltung und AK Wirtschaft werden sich weiterhin in den Expertengrup-

pen einbringen, um die akuten Bedenken gegen die PKZ weiter zur Geltung zu bringen.

TOP 6 eGovernment - „Servicekonten unter gemeinsamer Verantwortung"

Austausch und Diskussion zur Umsetzung von Servicekonten als gemeinsame

Verantwortung gem. Art. 26 DS-GVO

Sachsen berichtet, dass in der ersten Änderung zum E-Government-Gesetz zwei gravierende Rechtsänderun-

gen umgesetzt sind. So wurde zum einen auf die Löschpflicht von Amtsblättern verzichtet und zum zweiten der

Betrieb von Servicekonten unter gemeinsamer Verantwortung gern, Art. 26 DS-GVO geregelt. Unter Bezug auf

das Brandenburgische E-Government-Gesetz bittet Sachsen um Mitteilung der Auffassungen aus den Ländern.

Grundsä-tzäich ist fraglich, ob sowohl ein gemeinsamer Zweck als auch die Mittei vorliegen müssen, um eine

Umsetzung nach Art, 26 DS-GVO zu rechtfertigen.

Brandenburg argumentiert, dass durch die Definition des zentralen IT-Dienstfelsters ais verantwortliche Stelle

•für die Bereitstellung der IT-Basiskomponenten eine Auftragsverarbeitung nicht in Betracht kommt/ da die

behördlichen Nutzer nicht mehr über Mittel und Zweck der Verarbeitung entscheiden können, Die Verarbei-

tung personenbezogener Daten wird bei Nutzung Jegiicher' Basiskomponenten durch einen Verantwortlichen

initiiert, aber durch den gemeinsam Mitverantwortlichen umgesetzt Durch die vorliegende Regelung werden

insbesondere auch Individualvereinbarungen vermieden und ein zentrajisierter Ansatz im Rahmen der gemein"

samen Verantwortung unterstützt.

Sachsen hinterfragt, dass bei einer so!chen Konstellation Unterauftragsverhäitnisse nicht mehr an den Mitver"

antwortjjchen mitgeteilt werden müssen. Brandenburg stimmt insoweit zu, denn dies ist aufgrund der Rege-

lung zur Verantwortlichkeit nicht erforderlich.

NRW eriäutert die Umsetzung des Servicekontos durch das dortige Wirtschaftsmlnisterium als Betreiber und

einen entsprechenden Dienstleister als Auftragsverarbeiter. Das Servlcekonto dient aiiein der identifizierung;

die Dienstleistung wird dezentrai auf dem Jeweiligen Portal des Verantwortlichen durchgeführt. Aufgrund der

Trennung von Identifikation und Dienstleistung ste!it dies keine gemeinsame Verantwortung dar, sondern !e-

digiich eine auf einer Rechtsgrundlage basierende Datenübermittlung,

Als Gegengewicht zur PKZ wird insbesondere eine hohe Transparenz gefordert, welche im Rahmen eines soge- 

nannten Datenschutz-Cockpits abgebildet werden soll. Bremen weist darauf hin, dass eine Speicherung bzw. . 

Protokolllerung der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Verwaltung innerhalb eines Servicekon- 

. tos grundsätzlich die Gefahr eines gläsernen Bürgers erhöht Auch hier müssen Sicherungsmechanismen grei- 

fen. Zudem ist fraglich, wie mit den Daten umzugehen ist, wenn der Betroffene selbst keinen Zugriff mehr hat 
(Tod) und Angehörigen Zugriff zu gewähren ist (digitales Erbe). 

Der Vorsitzende informiert darüber, dass für die Umsetzung des registergestützten Zensus eine Anpassung der 

Registerlandschaft erforderlich ist. lnsbésonclere sind neben der Aufstellung neuer Register (Bildungsregister, 

Wohnungsregister, '.ggf auch im Wirtschaftsbereich) auch neue Schnittstellen für einen besseren Datenaus- 

tausch erforderlich. Diese bedürfen jedoch nicht zwingend einer PKZ. 

Die Vertreter des AK Grundsatz, AK Verwaltung und AK Wirtschaft werden sich weiterhin in den Expertengrup- 

pen einbringen, um die akuten Bedenken gegen die PKZ weiter zur Geltung zu bringen. 

TOP 6 eGovernment — „Servlcekonten unter gemeinsamer Verantwortung" 
Austausch und Diskussion zur Umsetzung von Servicekonten als gemeinsame 

Verantwortung gem. Art. 26 DS- GVO 

Sachsen berichtet, dass in der ersten Änderung zum E-Government-Gesetz zwei gravierendeRechtsänderun- 

gen umgesetzt sind. So wurde zum einen auf die Löschpfiicht Von Amtsblättern verzichtet und zum zweiten der 

Betrieb von Servicekonten unter gemeinsamer Verantwortung gem. Art. 26 DS-GVO geregelt. Unter Bezug auf 

das Brandenburgische E-Government-Gesetz bittet Sachsen um Mitteilung der Auffassungen aus den Ländern. 

Grundsätziich Ist fraglich, ob soWo'hl ein gemeinsamer Zweck als auch die Mittel vorliegen müssen, um eine 

Umsetzung nach Art. 26 DS—GVO zu rechtfertigen. 

Brandenburg argumentiert, dass durch die Definition des zentralen iT—Dienstleisters als verantwortliche Stelle 

‘ -für die Bereitstellung der lT—Basiskomponenten eine Auftragsverärbeitung nicht in Betracht kommt, da die 
behördlichen Nutzer nicht mehr über Mittel und Zweck der Verarbeitung entscheiden können. Die Verarbei- 

tung personenbezogener Daten wird bei Nutzung jeglicher Baslskomponentengdurch einen Verantwortlichen 

initiiert, aber durch den gemeinsam Mitverantwortlichen umgesetzt Durch die vorliegende Regelung Werden 
insbesondere auch individualverelnbarungen vermieden und ein zentraiisierter Ansatz im Rahmen der gemein— 

samen Verantwortung unterstützt. 

Sachsen hinterfragt, dass bei einer solchen Konstellation Unterauftragsverhäitnisse nicht mehr an den Mitver— 

antwortlichen mitgeteilt Werden müssen. Brandenburg stimmt insoweit zu, denn dies ist aufgrund der Rege- 

lung zur Verantwortiichkeit nicht erforderlich. 

NRW erläutert die Umsetzung des Servicekontos durch das dortige Wirtschaftsministerium als Betreiber und 
einen entsprechenden Dienstleister als Auftragsverarbeiter. Das Servicekonto dient allein der identifizierung; 

die Dienstleistung wird dezentral auf dem jeweiligen Portal des Verantwortlichen durchgeführt. Aufgrund der 

Trennung von Identiýkation und Dienstleistung steiit dies keine gemeinsame Verantwortung der, sondern ie— 

diglich eine auf einer Rechtsgrundlage basierende Datenübermlttlung. 



Mecklenburg-Vorpommern verweist zur Umsetzung des OZG auf die Benennung einer verantwortlichen Stelle
für die.Bereitstellung eines Servicekontos. Infolgedessen kann durch Rechtsvorschrift: eine gemeinsame Ver-
antwortung festgelegt werden, wobei die jeweliigen Verantwortiichkeiten der Beteiligten abzugrenzen sind.

Thüringen verweist auf ein gemeinsames Verfahren, so dass Antragsverfahren in Thüringen nach Art. 26 DS-
GVO umgesetzt werden. Da eine Rechtsgrundiage vorhanden ist, fallen entsprechende Auftragsverhältnisse
aus. Sachsen hinterfragt, wie die länderübergreifende Kommunikation zwischen Servlcekonten umgesetzt wer-
den soll. Dies ist derzeit unklar.

Der AK stellt fest, dass eine grundsätzliche Einigung zur Umsetzung von Servicekonten unter gemeinsamer
Verantwortung nicht möglich ist und sm Einzelfall betrachtet werden muss, Die Frage der gemeinsamen Ver-
antwortlichkeit betrifft auch vieie weitere Gebiete und soilte ggf, als Thema des AK Grundsatz aufgenommen
werden, meint der BfDI.

Es findet ein Austausch der Ländervertreter hinsichtlich der Differenzierung zwischen gemeinsamer Verantwor-
tung und Auftragsverarbeitung statt/ Z.B. aus dem Bereich Schule, Grundsätzlich Ist hinsichtlich des Zwecks und
der verwendeten Mittel sowie der Rechtsgrundlage zu differenzieren. Ein pauschaler Verweis auf entweder das
eine oder andere ist nicht möglich.

Der Vorsitzende schlägt vor, den Tagesordnungspunkt 11 aufgrund des vorhandenen Zeitkontingents vorzuzie-
hen. Die Ländervertretersind einverstanden.

Top 11 Mitwirkungsobliegenheiten von. Antragsteliern nach Art. 15 DS-GVO
Austausch und Diskussion zur'datenschutzrechtlichen Bewertung, inwieweit ein Antragstel!er bei
Antrag auf Auskunft nach Art. 15 DS-GVO einer Mitwirkungspflicht beim Auffinden seiner personen-
bezogenen Daten unterliegt; soweit die Verwaltung seine personenbezogenen Daten möglicher"
weise in unterschiedlichen Verwaltungs- bzw. Organisationseinheiten verarbeitet,.

Brandenburg erläutert die Vorschrift zu Auskunftsansprüchen nach aitem Recht/ wonach der Antragsteller zum
Auffinden von Daten mitwirken muss, Bei einem Auskunftsantrag nach der Vorgängervorschrift von Art. 15 DS-
GVO, § 18 Abs. 2 S. 2 des Brandenburgischen DatenschutzgeseUes a. F., bestand der Auskunftsanspruch nur
dann, wenn der Antragsteller Angaben zum möglichen Speicherort der Daten machte, die ein Auffinden der
Daten mit angemessenem Aufwand ermöglichten. Die Gemeinden wollen die Praxis derart fortführen, dass ein
Antrag gemäß Art 12 Abs. 5 DS-GVO für unzulässig erklärt wird, wenn keine Rückantwort auf Nachfrage d6r
Gemeinde zur Konkretisierung erfoigt. Fraglich ist, ob ein Rechtsprinzip ähnlich der alten Regelung auch aus der
DS-GVO abgeleitet werden kann. Allerdings sind derartige Anträge nicht vorbehaitlos msssbräuchlJch nach Art.
12 Abs. 5 DS-GVO. Laut Erwägungsgrund 63 soll bei großer Menge von informationen beim Verantwortlichen
vom Betroffenen präzisiert werden, weiche konkreten Daten gewünscht sind. Dies steilt jedoch keine Norm
dar. !m Übrigen ist in den meisten Konsteiiationen gar nicht bekannt; ob viele Daten vorliegen. Außerdem steht
zwar die Rückfrage einer auskunftspflichtigen Stelle stets frei, es ist Jedoch fraglich, ob ein Anspruch auf Ant-
wort besteht bzw. ob ein Unterlassen der Mithiife die Auskunftspflicht hemmen kann. Es wird daher angefragt,
wie die Kommunen anderer Länder bei aligemeinen Anfragen vorgehen.

NRW merkt insoweit an, dass es eine Regelung im Datenschutzgesetz NRW gibt, die den EG 63 abbildet/ so dass
sich das Problem in NRW nicht stellt,

Sachsen wirft die Frage auf/ ob die DS-GVO dafür tatsächiich eine.Lösung bietet. Wie insbesondere Im sächsh
sehen Tätigkeitsbericht geschildert, gibt es viele Anfragen an sächsische Kommunen, insbesondere von Reichs-
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zwar die Rückfrage einer auskunftspflichtigen Stelle stets frei, es ist jedoch fraglich, ob ein Anspruch auf Ant— 

wort besteht bzw. ob ein Unterlassén der Mithilfe die Auskunftspflicht hemmen kann. Es wird daher angefragt, , 

wie die Kofnmunen anderer Länder bei allgemeinen Anfragen vorgehen. 

NRW 'merkt insoweit an, dass es eine Regelung im Datenschutzgesetz NRW gibt, die den EG 53 abbildet, so dass 

sich das Problem in NRW nicht stellt. ‘ 

Sachsen wirft die Frage auf, ob die DS—GVÖ dafür tatsächiich eineLösung bietet. Wie insbesondere im sächsi— 

schen Tätigkeitsbericht geschildert, gibt es viele Anfragen an sächsische Kommunen, insbesondere von Reichs- 
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bürgern, um die Kommunen quasi iahm zu legen. Die Kommune muss sodann alle Fachämter abfragen. Da

nicht gekiärt ist, welche konkrete Stelle diese Aufgabe vornehmen soll, und eine Zuständigkelt des behördii-

chen Datenschutzbeauftragten hier nicht zwingend gesehen wird, müssen jeweils die-Fachämter der zuständi-

gen Stelle in der Kommunen die entsprechenden Daten mitteilen. Erfolgt eine Mitteilung an die Kommunen

gemäß Art. 12 DS-GVO bezüglich der fraglichen Identität bei Reichsb.ürgem/ kann die Anfrage abgelehnt wer-

den.

Brandenburg verweist bezüglich der zeltnahen Informatlonspflicht gemäß Art. 12 DS-6VO innerhalb eines Mo-

nats auf die Verlängerungsmögllchkeit um zwei Monate. Sodann sind die Informationen herauszugeben, die

auffindbar sind, hält der Antragsteiler die Auskunft für unvollständig, muss er den Anspruch weiter substantiie-

ren.

Berlin meint, dass die DS-GVO hinsichtlich des Auskunftsrechts eindeutig geregelt sei/ dass das Auffinden der

Betroffenendaten nicht außer Verhältnis sein und gemäß Art. 15 DS-GVO die Art der Daten bezeichnet werden

soää.

Niedersachsen verfügt über keine konkrete Regelung, die Klärung sei jedoch auch für den Bildungsbereich

interessant. Insbesondere bei Auskunftsgesuchen gegenüber Hochschulen wurden entsprechende Darlegungen

unter Verweis auf den Erwägungsgrund 63 DS-GVO gefordert und seitens der entsprechenden Beschwerdefüh-

rer bislang nicht angezweifelt.

MeckIenburg-Vorpommern erfragt die Verfahrensweise in den anderen Ländern bezüglich Art. 15 Abs. 3 DS-

GVO bei weiteren Anfragen zur Ubermittlung von Unterlagen, nachdem bereits auf eine erste Anfrage Kopien

herausgegeben wurden,

In Bremen werden aufgrund eines Auskunftsanspruchs nur Unterlagen bis zum Jeweils letzten Auskunftsantrag

herausgegeben. Bei weiterer Anfrage werden erst ab diesem Zeitpunkt neue Unterlagen übermittelt. !m Ubri-

gen gibt es ähnlich wie beim Bund ein mehrstufiges Verfahren bei Auskunftsansprüchen. Be! Nichtauffinden

von Daten erfolgt eine Negativauskunft, auf Nachfrage nach vollständiger Auskunft erfolgt eine umfassende

Auskunftserteilung.

IVlecktenburg-Vorpommern erfragt weiter, wie die Auslegung anderer Kommunen hinsichtlich der Frage ist, bei

Verdacht auf Missbrauch des Auskunftsanspruchsdurch durch Reichsbürger diese ggf. mit Gebühren auf Ab"

stand zu halten. Bremen besteht insoweit auf die Kostenfreiheit des Auskunftsanspruchs.

Bayern verweist bezüglich unkonkreter Fragen auf Art. 15 DS-GVO, ein Auskunftssnspruch kann danach nicht

nach Belieben zurückgewiesen werden. In Bayern wird ein Stufenverfahren praktiziert. Zunächst erfolgt eine

Darlegungsbitte, sodann eine Standardverfahrensanfrage. Sofern der Betroffene weiter unkonkret anfragt/

muss der Anspruch vollumfänglich erfüllt werden.

Der BfDI ist bezüglich der Jobcenter häufig mit dieser Frage befasst. Aufgrund der Antragsfreude von Betroffe-

nen gemäß Art. 15 DS-GVO ist in den Jobcentern geregelt, mehrstufig vorzugehen. Zunächst wird eine Uber-

sieht mit Hinweis auf Art. 15 DS-GVO gegeben, erfolgt dann keine Prazisierung/ kann der Antrag auch trotz

hohem Verwaltungsaufwand nicht abgelehnt werden. Diese Handlungsanweisung wird auch auf andere Berei-

ehe ausgeweitet.

Auch in Baden-Württemberg ist die einheitlich abgestimmte Meinung, dass ein Auskunftsanspruch trotz Nicht-

reduzlerung des Anspruchs besteht.
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IVleckienburg-Vorpommern fragt nach der Praxis in den anderen Ländern bei Auskunftsansprüchen nach Art.
15 DS-GVO bzgl. Hinweisen auf das VorhandenseSn von Daten. Das Landesdatenschutzgesetz M-V nimmt diese
Regelung aus. Sachsen nimmt insoweit Bezug auf Art. 15 Abs. 4 DS-GVO, wonach das Recht auf Erhalt einer
Kopie gemäß Abs. 3 die Rechte und Interessen anderer Personen entgegenstehen. Auf die Frage, ob nach Auf-
Zeichnung einer Stadtratssitzung und erfoigter Protokollersteliung eine Anfrage auf Herausgabe der Aufzeich-
nung erfüllt werden muss/ merkt Brandenburg an/ dass die Tonaufzeichnungen streng zweckgebundene Hilfs-
mitte) zur Erstellung der Niederschrift sind/ nach Genehmigung der Niederschrift die LÖschung der Aufzeich-
nung zur nächsten Sitzung erfolgt und im Übrigen der Antrag nach der DS-GVO auch zum Schutz der Rechte
Dritter abgelehnt werden kann. Auch Sachsen-Anhalt hat die Herausgabe von Aufzeichnungen mit der Begrün-
düng abgelehnt, da diese nur Hilfsmittel zum Erstellen der Protokolle sind. Nach ProtokoSlerstellung werden die
Aufzeichnungen gelöscht.

Der Vorsitzende fasst zusammen, dass mehrheitlich ein Stufenverfahren ohne Ablehnung eines Auskunftsan"
Spruchs praktiziert wird, 2 Länder haben entsprechende gesetzliche Regelungen, l Land sieht eine extra Rege-
lungvor.

2^ Tag. Mittwoch, 2. Oktober 2019 - Besinn: 9:00 Uhr

TOP 7 UAK

TOP 8 Einsatz von VSSSSSISSSma in Kommunen u. ä.

Austausch und Diskussion, wie mit Anfragen zur Verwendung von Messenger-Diensten durch
öffentliche Steilen umgegangen und welche Rechtsposition vertreten wird.
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öffentliche Stehen umgegangen und welche Rechtsposition vertreten wird. 



NRW hat im AK Schule und Bi!dungseinrichtungen eine Umiauffrage zur Tagesordnung angemeldet, um zu

erfahren ob es Eriasse aus Ministerien zu gibt bzw. Beanstandungen hinsichtlich der Nutzung von

in Kommunen. Kommunen in NRW setzen beispielsweise für die Annahme von Beschwerden von

Bürgern Wha-tsApp ein. Entsprechende Handys werden lediglich für i^^^g genutzt und d|e Daten im An-

schluss gelöscht.

In Sachsen wird die Nutzung von BiiS^||1§ als nicht zulässig angesehen/ jedoch toleriert.

wird insoweit genutzt. Pr'ob!ematisch ist, dass nach Art. 13 DS-GVO darüber Informiert werden müsste,.dass

eine Speicherung unter Privacy-Shieid möglich Ist, ein entsprechender Erlass ist im Kultusberejch vorhanden.

Dort wird |P^^^^ häufig im Schuibereich zu Informatlonszwecken für Eltern mit Sprachproblemen genutzt.

Thüringen verweist auf ein Gutachten im Bgnkensektor und die Unterscheidung zwischen

Unternehmen dürfen laut AGB kein WhatsApp nutzen, sondern ledig!ich

und

Laut Tätigkeitsböricht 2018 wird @i!^S§^§§ in Kitas untersagt und darauf hingewiesen/ dass die Nutzung

von pKS^igpSI gemäß Urtei! des AG Bad Hersfeid aus 2017 dellktisch ist. Wenn eine Einwilligung vorliegt, darf

genutzt werden, Dlensthandys in Unternehmen mit sind jedoch Grauzone,

Brandenburg ist der Auffassung, dass der Umgang mit Sozialdaten gemäß § 35 SGB ! in Schulen streng auszule-

gen ist Bislang gab es keinen Widerstand gegen entsprechende Empfehlungen seitens der Datenschutzbehör-

de. Dort, wo es um regelmäßig nicht personenbezogene Inhaitsdaten geht (Forst, BauhÖfe u.a.) er'fofgt nur eine

Beratung. Erfahrungsgemaß genügen in Brandenburg derzeit Hinweise, die Empfehlungen mussten bisher nicht

durchgesetzt werden.

In Berfin wurde über die Nutzung von Messenger-Diensten Im Schulbereich mit der Senstsverwaltung disku-

tiert. Gegenüber der Schu!verwaltung wurde deutlich gemacht, dass iSi8S|j|iS8i nicht genutzt werden kann und

ein entsprechendes Informationsblatt übermitteit, das insbesondere die Metadaten und Teiefonbuchproble-

matik u.a. aufgreift. Auf Nachfrage gab es keine Fälie.

Niedersachsen nutzt ebenfalls Merkblätter für Kommunen, wonach nicht genutzt werden darf.

behält sich in seiner Datenschutzrichtlinie weitgehende Nutzungsrechte zu unbestimmten Zwecken

an den Metadaten vor. Die Verantwortiichen verstoßen daher beim Einsatz von gegen die Pflicht zur

ordnungsgemäßen Auswahl des Verarbeitungsmitteis nach Art. 25 Abs. l DSGVO. Ais zuständiger Arbeitskreis

für die Beurteiiung des datenschutzkonformen Einsatzes von ^BS^|Bwird der AK Medien gesehen.

In Bremen wird die Meinung geteilt, dass der Einsatz von

jedoch Sparkassen die Verwendung aufgrund des Gutachtens bzgl,

schwierig/ Bedingungen für andere Unternehmen festzulegen.

im Bereich Schule unzulässig ist. Wenn

gestattet wird, ist es

In einzelnen Kommunen des Saarlandes kommt zum Einsatz. Bürger können hierüber Fra-

gen an die Gemeindeverwaltung übermitte!n. Nach Analyse ist dort die Auffassung, dass die Kommune nicht

dafür (mit)verarrtwortlich ist, was mit den Metadaten passiert. Die Inhaltsdaten sind verschlüsselt, die Überga-

be der Informationen an B^BSSH erfolgt jedoch unverschlüsseit, die Verschlüsselung erfolgt dann durch

l. Die Kommunen dürfen liiiSi^ii§SS§ISlS§ aus rechtlicher Sicht verwenden, auch wenn dies daten-

schutzpolitisch schwierig ist. Die Daten Dritter sind geschützt, die Kommune muss sich Datenverarbeitungspro-

zesse nicht zurechnen lassen, da die Neutralität des Anbieters vorausgesetzt und angenommen wird. Der Be-

reich Technik hat die verwendete Ende-zu-Ende Verschlüsselung auf Grund des von |fp!||jj zur Verfügung

gestellten Whitepapers geprüft und als dem Stand der Technik entsprechend bewertet.

10

NRW hat im AK Schule und Bildungseinrichtungen eine Umlauffrage zur Tagesordnung angemeldet, um zu 

erfahren ob es Eriasse aus Ministerien zu _ gibt bzw. Beanstandungen hinsichtlich der Nutzung von 
_ in Kommunen. Kommunen in NRW setzen beispielsweise für die Annahme von Beschwerden von 
Bürgern WhatsApp ein. Entsprechende Handys werden lediglich f ü r _  genutzt und die Daten im An- 
schluss geiöscht. 

in Sachsen wird die Nutzung von _ als nicht zulässig_angesehen‚ jedoch toleriert. _ 
wird insowaeit genutzt. Probiematisch ist, dass nach Art. 13 DS—GVO darüber informiert werden müsste,_dass 

eine Speicherung unter Privacy—Shield möglich ist, ein entsprechender Erlass ist im Kultusbereich vorhanden. 

Dort wird _ häufig im Schulbereich zu lnformatlonszwecken für Eltern mit Sprachp'roblernen genutzt. 

Thüringen verweist auf ein Gutachten im Bankensektor und die Unterscheidung zwischen _ und 
_ Unternehmen dürfen laut AGB kein WhatsApp nutzen, sondern lediglich _ 
_ Laut Tätigkeitsbéricht 2018 wird _ in Kitas untersagt und darauf hingewiesen, dass die Nutzung 
von _ gemäß Urteil des AG Bad Hersfeld aus 2017 deiii<tisch ist. Wenn eine Einwilligung vorliegt, darf 
_ genutzt werden, Diensthandys in Unternehmen mit _ sind jedoch Grauzone. 

Brandenburg Ist der Auffassung, dass der Urhgang' mit Sozialdaten gemäß 5 35 SGB I in Schulen streng auszule— 
gen ist. Bislang gab es keinen Widerstand gegen entsprechende Empfehlungen seitens der Datenschutzbehör— 
de. Dort, wo es um regelmäßig nicht personenbezogeneinhaitsdaten geht (Forst, Bauhöfe u.a.) erfolgt nur eine 

Beratung. Erfahrungsgemäß genügen in Brandenburg derzeit Hinweise, die Empfehlungen mussten bisher nicht 

durchgesetzt werden. 

In Berlin wurde über die Nutzung von Messenger—Diensten im Schulbereich mit der Senatsverwaltung disku- 

tiert. Gegenüber der Schuiverwaltung wurde deutlich gemacht, dass _ nicht genutzt werden kann und 

ein entsprechendes informationsblatt übermitteit, das insbesondere die Metadaten und Telefonbuchproble- 

_ matik u.a. aufgreift. Auf Nachfrage gab es keine Fälle. 

Niedersachsen nutzt ebenfalls Merkblätter "für Kommunen, wonach _ nicht genutzt werden darf. 
_ behält sich in seiner Datenschutzrichtlinie weitgehende Nutzungsrechte zu unbestimmt'en Zwecken 
an den Metadaten vor. Die Verantwortlichen verstoßen daher beim Einsatz von _gegen die Pflicht zur 
ordnungsgemäßen Auswahl des Verarbeitungsmittels nach Art. 25 Abs. 1 DSGVO. Als zuständiger Arbeitskreis 

für die Beurteilung des datenschutzkonformen Einsatzes von __wird der AK Medien gesehen. 

in Bremen wird die Meinung geteilt, dass der Einsatz von _ im Bereich Schule unzulässig ist Wenn 
jedoch Sparkassen die Verwendung aufgrund des Gutachtens bzgl. _ gestattet wird, ist es 
schwierig, Bedingungen für andere Unternehmen festzulegen. 

in einzeinen Kommunen des Saarlandes kommt _ zum Einsatz. Bürger können hierüber Fra- 
gen an die Gemeindeverwaltung übermitteln. Nach Analyse ist dort die Auffassung, dass die Kommune nicht 

dafür (mit)verantwortlich ist, was mit den Metadaten passiert. Die lnhaltsdaten sind verschlüsselt, die Überga- 
be der Informationen an - erfolgt jedoch unverschlüsselt, die Verschlüsselung erfolgt dann durch 
_ .  Die Kommunen dürfen _ aus rechtlicher Sicht verwenden, auch wenn dies daten- 

- schutzpolitisch schwierig ist. Die Daten Dritter sind geschützt, die Kommune muss sich Datenverarbeitungspro- 

zesse nicht-iuréchnen lassen, da die Neutralität des Anbieters vorausgesetzt und angenommen wird. Der Be- _ 

reich Technik hat die verwendete Ende—zu-Ende Verschlüsselung auf Grund des von _ zur Verfügung 
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Berlin weist darauf hin, dass bei Messenger-Diensten die Telekommunikationsanbleter nicht einzeln von den
landesdatenschutzbehörden geprüft werden. Der AK Medien solle prüfen, ob insoweit eine generelle Überprü-
fung erfolgen muss. Brandenburg sieht die strukturelle Zuständigkeitsfrage hinsichtlich Messenger-Diensten
auch unter Berücksichtigung neuerer Rechtsprechung beim BfDI, dort ruhen jedoch entsprechende Verfahren
und die Länder müssen derzeit selbst über Messenger-Dienst-Anfragen entscheiden.

Niedersachsen sieht die Zuständigkeit bezüglich des Einsatzes von iffiBBfiSH in den Schulen eindeutig bei den
Ländern. Generell ist für eine öffentliche Stelle ein datenschutzkonformes Vorgehen zu wählen. Im Übrigen
sieht Nledersachsen eine Verantwortlichkeit der Kommunen, da diese die Entscheidung treffen/ ob sie dieses
Mittel zur Verarbeitung für die von ihnen verfolgten Zwecke des Jeweiligen Geschäftsprozesses, z. B. Entgegen-
nähme von Beschwerden, einsetzen.

Auf die Frage aus Brandenburg, ob es Überlegungen zur Anwendbarkeit'der EuGH-Rechtsprechung zu gemein-
samer Verantwortung auf das vorliegende Problem gibt, wirft Baden-Württemberg die Frage auf, ob ein Gut-
achten seitens BfDl bzg!. Teiekommunikationsfragen erforderlich ist, um beurteilen zu können, ob
genutzt werden darf. Das dortige Kuitusministerium erwägt/ alternative Dienstleistungen (andere Messenger-
Dienste) zur Verfügung zu stellen.

Berlin führt aus, dass Messenger-Dienste zum Telekommunikationsrecht zählen und .hier nicht ausreichend
bewertet werden können, !edig!lch die Anforderungen hmsicjitlich der Bedingungen, die erfüllt werden müs-
sen, können bzgi. Art. 25 DS-GVO datenschutzrechtiich bewertet werden, um Missverständnisse bei der rechtli-
chen Bewertung auszuräumen.

Der Vorsitzende stelit zusammenfassend fest, 'dass die Nutzung von BSBiJSSSfflSSSI in Kommunen überwiegend
abgelehnt wird und bittet den Vertreter Sachsens darum, die Begründung zur Ablehnung der Nutzung von

in einem speziellen Fal! zu übermstteSn,

TOP 9 Handy-Parken - Auftragsverarbeitung oder gemeinsame Verantwortung im Rahmen der
Parkraumbewirtschaftung

Austausch und Diskussion zur datenschutzrechtlichen Umsetzung der Parkraumbewirtschaf-
tung durch Kommunen unter Einsatz von durch externe Anbieter bereitgestellten mobiien
Bezahldiensten.

Der Vorsitzende teilt mit, dass vier große Städte in Brandenburg Anfragen gestellt haben, die Verträge zur Auf-
tragsverarbeitung mit dem DienstleisterfiliBfHBljnfBMfFSBBIgzu prüfen, Verschiedene Fragen haben sich hinsicht-
lich Auftragnehmer, Dienstleister und Bürger gestellt/ da grundsätzlich mehrere Vertragsbeziehungen paraSSel
bestehen. Ein Bürger zahit per Privatvertrag über ein Bezahlverfahren eines Dienstieisters. Dieser muss der
Verwaltung die Möglichkeit bereitstellen/ zu prüfen, ob der Bürger gezahlt hat. Der Vollzug der Information
über die Zahlung des Bürgers muss gewährleistet sein. Hierbei bestehen Jedoch Probleme mit der rechtlichen
Zulässigkeit der Datenübermittiung in Bezug auf die Kontrolle, ob ein Parktscket gezogen wurde, da insoweit
eine Anfrage beim Dienstleister erfolgen muss. Dies ist insbesondere dann probSematisch, wenn seitens des
Bürgers kein elektronisches Ticket gezogen wurde und eine Datenübermittiung des Kennzeichens zur Prüfung
durch die Verwaltung an den Dienstleister erfoigt

In Schleswig-Holstein nimmt ein Kontrolleur via Zahlenkombination eine Abfrage beim Dienstleistervor. Erfolgt
eine Rückmeldung für die Zahlenkombsnation, kann ein StrafzetteS ersteilt und das Kennzeichen übermitteit
werden. Rechtsgrundlage.hierfür ist das Landesdatenschutzgesetz. Parallel soll Jedoch Münzparken möglich
sein/ um Bürger nicht in einen Handy-Park-Vertrag zu zwingen.
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' fung erfolgen muss. Brandenburg sieht die strukturelle Zuständigkeitsfrage hinsichtlich Messenger—Diensten 

auch unter Berücksichtigung neuerer Rechtsprechüng beim BfDI, dort ruhen jedoch entsprechende Verfahren 

und die Länder müssen derzeit selbst über Messenger»Dienst-Anfragen entscheiden. 

Niedersachsen sieht die Zuständigkeit bezüglich des Einsatzes von _ in} den Schulen eindeutig bei den 
Ländern. Generell ist für eine öffentliche Steiie ein datenschutzkonformes Vorgehen zu wählen. Im Übrigen 

sieht Niedersachsen eine Verantwortlichkeit der Kommunen, da diese die Entscheidung treffen, ob sie dieses 

Mittel zur Verarbeitung für die von ihnen verfolgten Zwacke des jeweiligen Geschäftsprozesses, z. B. Entgegen- 

nahme von Beschwerden, eihsetzen. 

Auf die Frage aus Brandenburg, ob es Überlegungen zur Anwendbarkeit-der EuGH-Rechtsprechüng zu gemein- 

samer Verantwortung auf das vorliegende Problem gibt, wirft Baden-Württemberg die Frage auf, ob-ein Gut- 

achten seitens BfDl bzgl. Telekommunlkatio'nsfragen erforderlich ist, um beurteilen zu können, ob _ 
- genutzt werden darf. Das dortige Kultusministerium erwägt, alternative Dienstleistungen (andere Messenger- 

Dienste) zur Verfügung zu stellen. 

Berlin führt aus, dass Messenger-Dienste zum Telekommunikationsrecht zählen und hier nicht ausreichend 

bewertet Werden können, lediglich die Anforderungen hinsichtlich der Bedingungen, die erfüllt werden müs- 

sen. können bzgl. Art. 25 DS-GVO datenschutzrechtiich bewertet werden, um Missverständnlsse bei der rechtli— 

chen Bewertung auszuräumen. 

Der Vorsitzende stellt zusamménfassend fest, “dass die Nutzung von _ in Kommunen überwiegend 
abgelehnt wird und bittet den Vertreter Sachsens darum, die Begründung zur Ablehnung der Nutzung von 

_ in einem speziellen Fall zu übermitteln. 

TOP 9 Handy-Parken —— Auftragsverarbeitung oder gemeinsame Verantwortung im Rahmen der 

Parkraumbewirtschaftung 

Austausch und Diskussion zur datenschutzrechtlichen Umsetzung der Parkraumbewirtschaf- 

tung durch Kommunen unter Einsatz von durch externe Anbieter bereitgestellten mobilen 

Bezahldlensten. 

Der Vorsitzende teilt mit, dass vier große Städte in Brandenburg Anfragen gestellt haben, die Verträge zur Auf— 

tragsverarbeitung mit demyDienstléister_zuprüfen. Verschiedene Fragen haben sich hinsicht- 
lich Auftragnehmer, Dienstleister und Bürger gestellt, da grundsätzlich mehrere Vertragsbeziehungen parallel 

bestehen. Ein Bürger zahlt per Privatvertragi über ein Bézahlverfahren eines Dienstleisters. Dieser muss der 

- Verwaltung die Möglichkeit bereitstellen, zu prüfen, ob der Bürger gezahlt hat. Der Vollzug der information 

über die Zahlung des Bürgers muss gewährleistet sein. Hierbei bestehen jedoch Probleme mit der rechtlichen 

Zulässigkeit der Datenübermittlung in Bezug auf die Kontrolle, ob ein Parktici<et gezogen wurde, da insoweit 

eine Anfrage beim Dienstleister erfolgen muss. Dies ist insbesondere dann problematisch, wenn seitens des 

Bürgers keln elektronisches Ticket gezogen wurde und eine Datenübermittlung des Kennzeichens zur Prüfung 

- durch die Verwaltung an den Dienstleister erfoigt. 

in Schleswig-Holstein nimmt ein Kontrolleur via Zahlenkombination eine Abfrage beim Dienstleister vor. Erfolgt 

eine Rückmeldung für die Zahlenkombination, kann ein Strafzettel erstellt und das Kennzeichen übermittelt 

werden. Rechtsgrundlagehierfür ist das Landesdatenschutzgesetz. Parallel soll jedoch Münzparken möglich 

sein, um Bürger nicht in einen Handy—Park-Vertrag zu zwingen. 
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Der Vorsitzende weist auf die Prüfung einer gemeinsamen Verantwortung nach Art. 26 DS-GVO hin.

Brandenburg vertritt die Auffassung, dass grundsätzlich bei der Feststellung, dass die Plakette feh!t, wegen der

alternativen Bezahlmöglichkeiten nicht von einer Ordnungswidrigkeit auszugeben ist, da für die Teilnahme am

elektronischen Parken nicht zwingend eine Kennzeichnung am Auto mittels Plakette erfolgt, Problematisch ist

dies insbesondere bei einer spontanen Erstnutzung des Handy-Parkens/ ohne vorhandene Plakette, die auf ein

elektr. Ticket hinweist.

Im herkömmlichen Verfahren iässt das Fehlen eines Parktickets direkt auf eine Ordnungswidrigkeit schließen

und ermöglicht die Einleitung des Verfahrens. Besteht aber die 'Möglichkeit, dass auch ohne Kennzeschnung ein

elektronisches Ticket erworben wurde, muss erst der Verdacht mittels Abfrage beim Dienstieister ausgeräumt

bzw. erhärtet werden.

Auf die Frage Niedersachsens, wie ein hinreichender Verdacht zur Ordnungswidrigkeit festgestellt werden

kann, berichtet Bremen von einem Fail, bei dem eine Bewertung nach § 48 Abs. 2 AO analog vorgenommen

wurde,

Der Vorsitzende fragt an, ob nach Ansicht des AK ein Vertrag zugunsten Dritter gemäß § 328 BGB anzunehmen

ist. Sachsen sieht die Konstellation unabhängig davon jedenfalls nicht als Auftragsverarbeitung; hingegen be"

wertet Thüringen gemäß Tä-tigkeitsbericht von 2018 diese Konstellation klar als Auftragsverarbeitung.

Nach Auffassung von NRW sind Insgesamt vier Parteien bei der Auftragsverarbeitung zu bewerten, die Kom-

mune/die teils privaten Stellen, die die Parkraumbewirtschaftung durchführen, den Bezahldienst und den Bür-

ger. Der Zahlungsdienstleister nimmt hierbei nicht schwerpunktmäßig eine Verarbeitung von personenbezoge-

nen Daten vor. Nur wenn eine Vereinbarung über die Kerntätigkelt der Zahiungsausiösedienstleistung mit der

Kommune hinaus erfolgt, liegt eine Auftragsverarbeitung vor.

Sachsen berichtet über einen anderen OWi-Bereich unter Verwendung der Wegeheld-App, mittels derer Bür-

ger Fotos an die Kommune senden können, um sich zu beschweren, bzw. Missstände anzuzeigen und fragt an/

ob dies so überhaupt erfolgen darf und auf welcher Rechtsgrundlage. Der.Melder hat insoweit datenschutz-

rechtiiche Bestimmungen bei der Ubermittlung von Fotos zu beachten. Teilweise wurden Fotos mit personen-

bezogenen Daten bei Twltter veröffentlicht Ähnlich verfährt „Knöllchen-Horst", der Fotos für private Anzeigen

von Verkehrsverstößen fertigt. Berlin hat insoweit keine Bedenken.

Sachsen-Anhalt berichtet/ dass dortige Kommunen über „Wegeheid" Bürger auffordern/ entsprechende Fotos

zu übermitteln. Auf Nachfrage der Datenschutzbehörde bei den Kommunen, auf welche Rechtsgrundlage diese

Vorgehensweise gestützt wird, erfolgt keine Rückäußerung.

Der Vorsitzende verweist insoweit auf ein Landesverfahren (MAERKER), das Bürgern die Möglichkeit eröffnet,

IVtüilablagerungen, defekte Straßenlaternen u.a. zu melden. Hierbei gelten strenge Anforderungen für die )n-

formation an die Kommune, die möglichst ohne personenbezogene Daten erfolgen soll. Der Redaktionsdienst

veröffentlicht anonymisierte Fachinformationen in einem Öffentlich einsehbaren Portal, -mit dem Ziel der

Transparenz und Nachvollziehbarkeät, wie die Meldung im Weiteren bearbeitet wird.

Auf Anfrage und mit Zustimmung der Länder wird TOP 15 vorgezogen.

TOP15 Neuer Termin
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Der Vorsitzende weist auf die Prüfung einer gemeinsamen Verantwortung nach Art. 26 DS—GVO hin. 

Brandenburg vertritt die Auffassung, dass grundsätzlich bei der Feststellung, dass die Plakette fehlt, wegen der 

alternativen Bezahlmögiichkeite‘n nicht von einer Ordnungswidrigkeit auszugehen ist, da für die Teilnahme am 

elektronischen Parken nicht zwingend eine Kennzeichnung am Auto mittels Plakette erfolgt. Problematisch ist 

dies insbesondere bei einer spontanen Erstnutzung des Händy—Parkens, ohne vorhandene Piakette, die auf ein 

elektr. Ticket hinweist. ' 

Im herkömmlichen Verfahren iässt das Fehlen eines Parktickets direkt auf eine Ordnungswidrigkeit schließen 

und ermöglicht die Einleitung des Verfahrens. Besteht aber die “Möglichkeit, dass auch ohne Kennzeichnung ein 

elektronisches Ticket erworben wurde, muss erst der Verdacht mittels Abfrage beim Dienstleister ausgeräumt 

' bzw. erhärtet werden. 

Auf die Frage Niedersachsens, wie ein hlnreichender Verdacht zur Ordnungswidrigkeit festgestellt werden 

kann, berichtet Bremen von einem Fall, bei dem eine Bewertung nach 5 48 Abs. 2 AO analog vorgenommen 

wurde. ' ' ' 

Der Vorsitzende fragt an, ob nach Ansicht des AK ein Vertrag zugunsten Dritter gemäß 5 328 BGB anzunehmen 

ist._ Sachsen sieht die Konstellation unabhängig davon jedenfalls nicht als Auftragsverarbeitungj hingegen be- 

wertet Thüringen gemäß Tätigkeitsbericht von 2018 diese Konstellation klar als Auftragsverarbeitung._ 

Nach Auffassung von NRW sind insgesamt vier Parteien bei der Auftragsverarbeitung zu bewerten, die Kom— 

mune;die teils privaten Stellen, die die Parl<raumbewirtschaftung durchführen, den Bezahldlenst und den Bür- 

ger. Der Zahlungsdienstleister nimmt hierbei nicht schwerpunktmäßig eine Verarbeitung von personenbezoge— 

nen Daten vor. Nur wenn eine Vereinbarung über die Kerntätigkeit der Zahiungéauslösedienstleistung mit der 

Kommune hinaus erfolgt, liegt eine Auftragsvera rbeitung vor. 

' Sachsen berichtet über einen anderen OWi-Bereich unter Verwendung der Wegeheld-App, mittels derer Bür— 

ger Fotos an die Kommune senden können, um sich zu beschweren, bzw. Missstände anzuzeigen und fragt an, 

ob dies so überhaupt erfoigen darf und auf welcher Rechtsgrundlage. DerMelder hat insoweit datenschutz- 

rechtllche Bestimmungen bei der Übermittlung von Fotos zu beachten. Teilweise wurden Fotos mit personen— 

bezogenen Daten bei Twitter veröffentlicht. Ähnlich verfährt „Knöllchen-Horst", der Fotos für private Anzeigen 

von Verkehrsverstößen fertigt. Berlin hat insoweit keine Bedenken. 

Sachsen—Anhalt berichtet, dass dortige Kommunen über „Wegeheid" Bürger auffordern, entsprechende Fotos 

. zu übermitteln. Auf Nachfrage der Datenschutzbehörde bei den Kommunen, auf welche Rechtsgrundlage diese 

Vorgehensweise gestützt wird, erfolgt keine Rückäußerung. 

Der Vorsitzende verwaist insoweit auf ein Landesverfähren (MAERKER), das Bürgern die Möglichkeit eröffnet, 

Müilablagerüngen, defekte Straßenlaternen u.a. zu melden. Hierbei gelten strenge Anforderungen für die in- 

formation an die Kommune, die möglichst ohne personenbezogene Daten erfolgen soil. Der Redaktionsdienst 

veröffentlicht anonymisierte Fachinformationen in einem öffentlich einsehbaren Portal, .mit dem Ziel der '  

Transparenz und Nachvoiiziehbarkeit, wie die Meldung im Weiteren bearbeitet wird. 

Auf Anfrage und mit Zustimmung der Länder wird TOP 15 vorgezogen. 

TOP 15 Neuer Termin 
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Neuer Termin für die 15. Sitzung des AK Verwaltung ist der 15./16.09.2020,

TOP 10 Löschung von personenbezogenen Daten in Amtsblättern (insb. Zustellungen durch Öffentliche
Bekanntmachungen)
Austausch,und Diskussion zur Verarbeitung personenbezogener Daten in Amtsblättern. Hier insbe-
sondere die Bereitstellung von Amtsbiättem im Internet und die damit einhergehende weitere Ver-
breitung personenbezogener Daten gegenüber dem analogen Amtsblatt. Es wird hinterfragt, wie mit
löschungsersuchen Betroffener umzugehen ist, wenn für die Amtsblätter keine Löschfristen oder
anderweitige RechtsgrundSagen für eine LÖschung der darin gespeicherten personenbezQgenen Da-
ten vorhanden sind. Im Gegensatz zu analogen Amtsbiättern, die nur für kurze Zeit ausiiegen und im
Anschluss nur mit persönlichem Aufwand einsehbar sind, stellt die Veröffentlichung von Amtsblät-
tern im Internet eine größere. Verbreitung und dauerhaft einfachere Zugangsmögiichkeit (Wiederauf-
findbarkeit) dar.

NRW berichtet über ca. 3 Löschungsersuchen von personenbezogenen Daten in Amts blättern ca. 6 Monate
nach deren Veröffentlichung. Es gibt Öffentliche Bekanntmachungen über das Landeszustellungsgesetz, wel-
ches regelt, wie lange die Bekanntgäbe von Namen und Adressen erfolgt. Es enthält jedoch keine Regelung
über die Löschung der Daten, Art, 17 Abs. 3 Buchst. b) DS-GVO regelt die Ausnahme von LÖschpflichten. Wenn
die Verarbeitung personenbezogener Daten auf einer Norm beruht, muss die Löschung der Daten aus dieser
Norm erfolgen. Sofern keine Norm vorhanden ist, erfolgt jedoch keine Löschung, daher wird um Auffassung
aller Länder zu dem Thema gebeten.

Sachsen verweist insoweit auf das.E-Government-Gesetz/ wonach personenbezogene Daten zu löschen sind,
wenn der Zweck geändert/ der Zweck weggefai!en oder die Daten nicht mehr erforderiich sind. In der Praxis ist
es jedoch schwierig, die Erforderlichkeit hinreichend zu differenzieren. Sachsen verfügt über 2 Fassungen der
Amtsbiätter, die Internetfassung enthäit keine personenbezogenen Daten, Das Schwärzen der Ihternet-
Fassung ersetzt die Einhaltung von Fristen und extra Prüfungen.

Bremen weist auf das Bremische Bekanntmachungsgesetz aus 2014 hin. Die Mindestoffen.barung von einem
Jahr ist nicht an die DS-GVO angepasst.

Brandenburg berichtet, dass das Kommunairecht keine Norm enthäit, dass Gemeinden Niederschriften von
Stadtverordnetenversammiungen O.A. veröffentlichen müssen, dennoch erfolgt eine Veröffent!ichung zulässi-
gerweise gemäß Art, 6 Abs, l Buchst, e) und Abs. 3 DS-GVO in Verbindung mit der gesetzlichen Ptiicht von
Kommunen zur Information ihrer Bürger. Auch Petitionen können veröffentlicht werden, ohne dass das Gesetz
eine Veröffentlichung ausdrücklich anordnet. Auf eine Datenminimierung wird seitens LDA bestanden, perso-
nenbezogene Daten soSien ohne spezialgesetziiche VerÖffentlichungsanordnung weggelassen werden, wenn
deren Speicherung nicht zum Erreichen des Zwecks der Veröffentlichung erforderlich ist. Die Beweislast für die
Rechtmäßigkeit liegt bei der Kommune bei der weiteren VeröffentSJchung der Daten nach Ablauf von gesetzlJ-
chen Veröffentiichungsfristen. Unter Umständen ist die Abwägung erforderiich, ob eine verglichen mit der
Unterrichtung der Einwohner unverhältnismäßige Belastung durch die weitere Veröffentiichung erfo!gt. Der
Vorsitzende verweist zudem auf die aktuelle Rechtsnorm Im E-Government-Gesetz. Hinsichtlich Art. 17 Abs. 3
Buchst, b} DS-GVO muss die Stelle, die weiter veröffentlichen will, explizit darlegen, auf weicher gesetzlichen
Grundlage dies erfolgt,

Die weitere Frage aus NRW/ ob eine Kommune nach Auslaufen der gesetzlichen Veröffentlichungsbefugnisse
löschen müsse, bejaht Brandenburg. Die Aufsichtsbehörde muss nach Auffassung der LDA jedoch nicht proaktJv
nach zu lange veröffentiichten Dokumenten forschen, sondern könne auf entsprechende Beschwerden reagie-
ren - hier greift die informationelle Selbstbestimmung der Betroffenen.
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Neuer Termin für die 15. Sitzung des AK Verwaltung ist der 15./16.09.2020. ' 

TOP 10 Löschung von personenbezogenen Daten in Amtsblättern (insb. Zustellungen durch öffentiicife 

Bekanntmachungen) 

Austausch‚und Diskussion zur Verarbeitung personenbezogener Daten in Amtsblättern. Hier insbe- 

sondere die Bereitstellung von Amtsblättern imlnternet und die damit einhergehende weitere Ver- 

breitung personenbezogener Daten gegenüber dem analogen Amtsblatt. Es wird hinterfragt, wie mit 
Löschungsersuchen Betroffener umzugehen ist, wenn für die Amtsblätter keine Löschfristen oder 

anderweitige Rechtsgrundlagen für eine Löschung der darin gespeicherten personenbezogenén Da— 

ten vorhanden sind. Im Gegensatz zu analogen Amtsblättern, die nur für kurze Zeit ausiiegen und im 

Anschluss nur mit persönlichem Aufwand einsehbar sind, stellt die Veröffentlichung von Amtsblät— 

tern im internet eine größereVerbreltung und dauerhaft einfachere Zugangsmöglichkeit (Wiederauf- 

' findbarkelt) dar. . ‘ 

NRW berichtet über ca. 3 Löséhungsersuchen von persohenbezogenen Daten in Amtsbiättern ca. 6 Monate 

nach deren Veröffentlichung. Es gibt öffentliche Bekanntmachungen über das Landeszüstellungsgesetz, wel— 

ches regeit, wie lange die Bekanntgabe von Namen und Adressen erfolgt. Es enthält jedoch keine Regelung 

über die Löschung der Daten. Art. 17 Abs. 3 Buchst. b) DS—GVO regelt die Ausnahme von Löschpfllchten. Wenn 

die Verarbeitung personenbezogener Daten auf einer Norm beruht, muss die Löschung der Daten aus dieser 

Norm erfolgen. Sofern keine Norm vorhanden ist, erfolgt jedoch keine Löschung, daher wird um Auffassung 

aller Länder zu dem Thema gebeten. . 

Sachsen verweist insoweit auf das.E-Government-Gesetz,' wonach personenbezogene Daten zu löschen sind, 

wenn der Zweck geändert, der Zweck weggefaiien oder die Daten nicht mehr erforderlich sind. In der Praxis ist 

es jedoch schwierig, die Erforderiichkeit hinreichend zu differenzieren. Sachsen-verfügt über 2 Fassungen der 

Amtsblätter, die Internetfassung enthält keine personenbezogenen Daten. Das Schwärzen der internet- 

Fassung ersetzt die Einhaltung von Fristen und extra Prüfungen. 

Bremen weistauf das Bremische Bekanntmachungsgesetz aus 2014 hin. Die Mindestoffenbarung von einem 

Jahr ist nicht an die DS—GVO angepasst. ' 

Brandenburg berichtet, dass das Kommunairecht keine Norm enthält, dass Gemeinden Niederschriften von 

Stadtverordnetenversammiungen o.Ä. veröffentlichen müssen, dennoch erfolgt eine Veröffentlichung zulässi- 

gerweise gemäß Art. 6 Abs. 1 Buchst. e) und Abs. 3 DS-GVO in Verbindung mit der gesetzlichen Pflicht von 

Kommunen zur Information ihrer Bürger. Auch Petitionenkönnen veröffentlicht werden, ohne dass das Gesetz 

eine Veröffentlichung ausdrücklich anordnet. Auf eine Datenminimierung wird seitens LDA bestanden, perso- 

nenbezogene Daten sollen ohne spezialgesetzliche Veröffentlichungsanordnung weggelassen werden, wenn 
deren Speicherung nicht zum Erreichen des Zwecks der Veröffentlichung erforderlich ist. Die Beweislast für die 

Rechtmäßigkeit liegt bei der Kommune bei der weiteren Veröffentlichung der Daten nach Ablauf von gesetzli— 

chen Veröffentlichungsfristen. Unter Umständen ist die Abwägung erforderlich, ob eine verglichen mit der 

Unterrichtung der Einwohner unverhältnismäßige Belastung durch die weitere Veröffentlichung erfolgt. Der 

Vorsitzende verweist zudem auf die aktuelle Rechtsnorm im E-Governmentßesetz. Hinsichtlich Art. 17 Abs. 3 
Buchst. b) DS-GVO muss die Stelle, die weiter veröffentlichen will, explizit dariegen, auf welcher gesetzlichen 

Grundiage dies erfolgt. 

Die weitere Frage aus NRW, ob eine Kommune nach Auslaufen der gesetzlichen Veröffentlichungsbefugnisse 

löschen-müsse, bejaht Brandenburg. Die Aufsichtsbehörde muss nach Auffassung der LDA jedoch nicht proaktiv 

nach zu lange veröffentlichten Dokumenten forschen, sondern könne auf entsprechende Beschwerden reagie— 

ren — hier greift die informationelle Selbstbestimmung der Betroffenen. 
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Thüringen weist auf den 12. Tätigkeitsbericht zum Datenschutz: Öffentiicher Bereich, Punkt 6.16 hin. Hier geht

es um das Bürgerbegehren bei einer Wahi wegen Nichtwahl aus den Amtsblättern gelöscht zu werden, da Na-

me, Vorname und Geburtsdatum veröffentlicht werden.

Der Vorsitzende fasst zusammen, dass eine Reaktion in den Ländern hinsichtlich überschrittener löschfristen

nur auf Beschwerden erfolgt, jedoch nicht proaktlv.

TOP 12 Umgang mit Daten aus Kehrbüchern von Schornsteinfegern

Austausch und Diskussion über die Weitergabe personenbezogener Daten aus den Kehrbüchern und

die hierfür bestehenden bzw. erforderiichen datenschutzrechtlichen Grundlagen.

NRW berichtet über das Schornsteinfegerhandwerksgesetz und Regelungen im Kehrbuch über personenbezo-

gene Daten. Der Bezlrksschornstejnfegermeister führt das Kehrbuch und soweit das Landesgesetz es zulässt,

können Daten an öffentliche Stellen weitergegeben werden. Die Umweltbehörde oder OrdnungsbehÖrde

möchte gern Daten aus dem Kehrbuch erhalten und nicht seihst erheben/ um bspw. festzustellen, ob sich Hei-

zungen im Wasserschutzgebiet befinden. Die Sinnhaftigkelt des Anliegens ist zwar erkennbar, aber fraglich, ob

ausformuiierte, sinnvo!!e Landesgesetze hierzu in anderen Ländern existieren.

In Bremen gibt es hierzu keine spezialgesetziiche Regelung und hält es für fraglich, ob Art. 6 Abs. l Buchst, e,

Abs. 3 DS-GVO erfüllt ist.

Sachsen-Anhalt verfügt ebenfalls über keine spezialgesetzliche Regelung. Für Klimaschutzkonzepte sind diese

aber gefordert, dafür reichen jedoch Daten ohne Personenbezug aus.

fn Bayern gibt es auch keine speziaigesetzilche Regelung, wohi aber die Überlegung/ ob die Erhebung zulässiger

Daten über Dritte nach Art 4 Abs. 2 BayDSG möglich ist, insbesondere für die Überwachung von Anlagen in

Wasserschutzgebieten.

Sachsen verweist insoweit auf die Zweckvereinbarkeit gemäß Art. 6 Abs, 4 DS-GVO.

Brandenburg merkt an, dass Kehrbücher zweckgebunden sein dürften/ so dass eine Zweckänderung zu konstru-

leren wäre. Der Vorsitzende resümiert insoweit, dass keine konkreten Hinweise hinsichtlich der Umsetzung

möglich sind,

Auf die Frage aus Berlin, ob der Schornsteinfeger als öffentliche Stelle zu betrachten und somit verpflichtet ist,

einen Datenschutzbeauftragten zu benennen, merkt Schleswig-Holstein an, dass der Schornsteinfeger als öf~

fentiiche Stelle zu bewerten ist und die Benennung eines Datenschutzbeauftrggten über die Innung möglich ist.

TO P 13 Verarbeitung personenbexogener Daten von Gebührenschuldnern im Rahmen der internetbasier-

ten KFZ-Zulassung

Diskussion und Austausch über die Umsetzungsbemühungen der Länder (Kommunen) für die 3. Stufe

der internetbasierten KFZ-Zulassung unter Einbindung einer Gebührenrückstandsdatej

Der Vorsitzende berichtet über den Projektstart der internetbasierten KFZ-Zulassung in Brandenburg am

1.10.2019 mit den Modulen Zulassung/ Abmeldung und Wiederzulassung sowie das Gesetz über die Prüfung

von Gebührenrückständen von 2006. In Bezug auf die Gebührenrückstände soll eine direkte elektronische

Nachfrage bei der KFZ~Zulassungsstel!e erfoigen. Sofern ein Gebührenfückstand voriiegt/ muss sich der be-
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Thüringen weist auf den 12. Tätigkeitsbericht zum Datenschutz: Öffentlicher Bereich, Punkt 6.16 hin. Hier geht 

es um das Bürgerbegehren bei einer Wahl wegen Nichtwahl aus den Amtsblättern gelöscht zu werden, da Na- 

me, Vorname und Geburtsdatum veröffentlicht werden. 

Der Vorsitzende fasst zusammen, dass eine Reaktion in den Ländern hinsichtlich überschrittener Löschfristeni 

nur auf Beschwerden erfolgt, Jedoch nicht proaktiv. 

TOP 12 Umgang mit Daten aus Kehrbüchern Von Schorhsteinfegern 

Austausch und Diskussion über die Weitergabe persohenbezogener Daten aus den Kehrbüchiarn und 

die hierfür bestehenden bzw. erforderlichen datenschutzrechtllchen Grundlagen. 

NRW berichtet über das Schornsteinfegerhandwerksgesetz und Regelungen im Kehrbuch über personenbezo- 

gene Daten. Der Bezirksschornst'einfegermeister führt das I(ehrbuch' und souieit das Landesgesetz es zulässt, 

können Daten 'an öffentliche Stellen weitergegeben werden. Die Umweltbehörde oder Ordnungsbehörde 

möchte gern Daten aus dem Kehrbuch erhalten und nicht selbst erheben, um bspw. festzustellen, ob sich Hei- 

zungen im Wasserschutzgebiet beýnden. Die Sinnhaftigkeit des Anliegens ist zwar erkennbar, aber fraglich, ob 

ausformuiierte, sinnvolle Landesgesetze hierzu in anderen Ländern existieren. 

in Bremen gibt es hierzu keine spezialgesetzliche Regelung und hält es ‚für fraglich, ob Art. 6 Abs. 1 Buchst. e, 

Abs. 3 DS-GVO erfüllt ist. 

Sachsen-Anhalt verfügt ebenfalls über keine spezialgesetzliche Regelung. Für Klimaschutzkonzepte sind diese 

aber gefordert, dafür reichen jedoch Daten ohne Personenbezug aus. 

in Bayern gibt es auch keine spezialgesetziiche Regelung, wohl aber die Überlegung, ob die Erhebung zulässiger 

Daten über Dritte nach Art. 4 Abs. 2 BaVDSG möglich ist, insbesondere für dieüberwachung von Anlagen in 

Wasserschutzgebieten. 

Sachsen verweist insoweit auf die Zweckvereinbarkeit gemäß Art. 6 Abs. 4 DS-GVO. 

Brandenburg merkt an, dass Kehrbücher zweckgebunden sein dürften, so dass eine Zweckänderung zu konstru- 

ieren wäre. Der Vorsitzende resümiert insoweit, dass keine konkreten Hinweise hinsichtlich der Umsetzung 

möglich sind. ' 

. ‘ . 

Auf die Frage aus Beriin, ob der Schornsteinfeger als öffentliche Stelle zu betrachten und somit verpflichtet ist, 

einen Datenschutzbeauftragten zu benennen, merkt Schleswig—Holstein an, dass der _Schorhsteinfeger als öf— 

fentliche5teile zu bewerten ist und die Benennung eines Datenschutzbeauftrag’cen über die Innung möglich ist. 

TOP 13 Verarbeitung personenbezogener Daten von Gebührenschuldnern im Rahmen der internetbasler- 

ten KFZ—Zulassung ' 
Diskussion und Austausch über die Umsetzungsbemiihungen der Länder (Kommunen) für die 3. Stufe 

der internetbasierten KFZ-Zulassung unter £inbindung einer Gebührénrückstandsdatei 

Der Vorsitzende berichtet über den _Projektstart der internetbasierten KFZ-Zulassung in Brandenburg am 

1.10.2019 mit den Modulen Zulassung, Abmeldung und Wiederzulassung sowie das Gesetz über die Prüfung 

Von Gebührenrückständen von 2006. In Bezug auf die Gebührenrückstände soll eine direkte elektronische 

Nachfrage bei der KFZ—Zulassungsstelle erfoigen.$ofern ein Gebührenrüekþand voriiegt, muss sich der be— 
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eine entsprechende Bekanntmachung geprüft. Der bioße Hinweis in Zeitungen bzgl. der Bekanntmachung eines
Widerspruchsrechts reicht insoweit nicht aus.

Brandenburg merkt an, dass die Verwaltung hierfür einen sicheren Kommunikationszugang zur Verfügung
stellen muss, eine alternativiose E-Mail-Anforderungvon personenbezogenen Daten ist unzulässig.

Anlagen:

l. Teiinehmerliste

2. Vortrag zu Top l „Entwicklungsbericht Themenfeid Ein- und Auswanderung ~ Herr Dr. Philipp Richter,
M!K Brandenburg, Ref. 62

3. Themenbeiträge des LfDl Rheiniand-Pfaiz

16

eine entsprechende Bekanntmachung geprüft. Der bloße Hinweis in Zeitungen bzgl. der Bekanntmachung eines 
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. Teilnehmerliste 

2. Vortrag zu Top 1 „Entwicklungsbericht Themenfeld Ein- und Auswanderung" —— Herr Dr. Philipp Richter, 

M!K Brandenburg, Ref. 62 

3'. Themenbeiträ'ge des LfDl Rheinland-Pfalz 
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troffene Bürger erst bei der zuständigen Stelle melden. Problematisch ist, dass die Kassenverfahren im Gegen-

satz zur Gebührenrückstandsda-tej kein Geburtsdatumsfeld aufnehmen. Sofern ein Geburtsdatumsfeld abge-

fragt werden soil, um Doubletten zu vermeiden und landeswelt eindeutige Identifizierungen zu ermöglichen,

sollte ein entsprechender Gesetzesentwurf vorgelegt werden. Hier stellt sich Jedoch die Frage nach der tatsäch-

lichen Erforderlichkeit.

Sachsen verweist diesbezüg!ich auf das KFZ-Steuergesetz, was Brandenburg nicht als einschlägig für KFZ-

Zulassungsstellen erachtet, da die Kassenverfahren anders als die Zahlverfahren der Kommunen erfolgen.

Niedersachsen sieht das Problem bei der Gebührenrückstandsdatei vornehmiich in der Möglichkeit der Vermi"

schung mit anderen kommunalen Abgaben, was der Vorsitzende bestätigt, da lediglich das Kassenzeichen

durch die Kommune gefordert wird. Dies Ist bei einem kleineren Umkreis unproblematisch/ jedoch Sandesweit

mit Gegengbfrage oder später bundesweit schwierig.

Der Vorsitzende bilanziert insoweit, dass derzeit keine Lösung der Problematik möglich ist und die Ausbaustufe

4 der Internetbasierten KFZ-Zulassung die Portalüetreiber vor weitere Hürden stellt.

Sachsen berichtet über die Pläne einer Kommune, ohne ausdrückliche gesetzliche Befugnis eine Ausstellung

von Schuldenfreiheitsbescheinigungen gegenüber AntragsteNern durch die Stadtkässe vornehmen zu lassen.

Die Stadtkasse bescheinigt den Antragstellern für die Vorlage in Fachämtern, dass sie keine Schuldner der Stadt

sind. Soweit die Antragsteiler bereits Schuldner sind/ wird die Bescheinigung nur nach Ausgieich der Schuiden

ausgestellt.

IVIecklenburg-Vorpommern erfragt diesbezüglich, ob die Erbringung einer Dienstleistung durch eine Voraus-

Zahlung möglich ist.

Der Vorsitzende teilt mit/ dass die Gebühreneintreibung durch die Kommune schwierig ist, da sie die Leistung

nicht verweigern darf, Eine Vorauszahlung ist bei Ordnungwidrigkeiten deshalb nicht möglich, da es sich hierbei

um Rückstandszahiungen handelt.

TOP14 .Sonstiges

NRW bittet um Austausch zu § 199 l! BauGB. Es gibt hierzu Jedoch keine aktuellen Hinweise.

Der Vorsitzende berichtet von einer- unkonkreten Anfrage der ZAST zu Art. 61 auf Ersuchen der Slowake!. Es

wird um .Mitteilung bis zum 4,10.2019 gebeten, ob in Deutschland nach Kenntnis der Aufsichtsbehörden zent-

rale Stellen vorhanden sind, die personenbezogene Daten von öffentlichem Interesse sammeln und zu Zwecken

der Optimierung legislativer und admlmstrativer Tätigkeit bereitstejien. Eine Ideenschau ergibt, dass hierbei

Statlstikstellen bzw, öffentlich zugängliche Daten (Geodaten) gemeint sein oder die Frage im Kontext mit sozia-

len Medien stehen könnte. Mangels Konkretisierung der Anfrage kann lediglich mitgeteilt werden, dass keine

entsprechenden Stellen vorhanden sind.

Brandenburg thematisiert Tonbandaufzeichnungen mit eigener Stimme bzgl. Art. 15 DS-GVO. Nach Zweckerfül-

iung wird die Aufzeichnung gelöscht Nichtbeteiligte können nach A16 keine Einsicht in die Tonbandaufzeich-

nung fordern (s. o.).

Bremen berichtet über die Beantragungspraxis von Geburtsurkunden. Dortige Kommunen fordern in mehr als

30,000 Mails/Jahr Antragsteller auf, ihre Personalausweiskopie per E-Mail zu übersenden. Diese Aufforderung

wird als unzulässig eingestuft. Ein Widerspruchshinweis nach dem Bundesmelderecht erfolgt nicht. Derzeit wird
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12. Sitzung AK Verwaltungsmodernisierung am 18./19. September 2017

Entwurf Ergebnisniederschnft

l, Arbeitsaufträge

zu TOP 6:

l. Die Vertretungen der Länder werden gebeten/ ihre Rechtsauffassung mitzuteilen, ob das
Gesetz zur Verbesserung des Onlinezugangs zu Verwaltungsleistungen (Onlinezugangsgesetz -
OZG) als RechtsgrundSage für die Bereitstellung von Nutzerkonten in Verwaitungsportalen der
Länder ausreichend ist oder ob das OZG die Bereitstellung von Nutzerkonten nur im
Portalverbund regelt und somit eine Regelung auf Länderebene erforderlich ist. Wurden
entsprechende Regelungen in den Ländern bereits getroffen/ sollen diese an SN übersandt
werden.

Verantwortlich: alle

Termin: 20.10.2017

2. Erarbeitung einer Musterregelung für die Bereitstellung von Nutzerkonten in
Verwaltungsportalen der Länder, wenn die Mehrheit der Vertretungen der Länder
zurückmelden/ dass eine Regelung auf Länderebene erforderlich ist. Meldung der
Vertretungen der Länder erfolgt an SN.

VerantwortHch: UAG „Servicekonten und eiD-Basisdienste"
Termin: offen

zu TOP 7

3. Nachfrage bei UAG 5DM/ wann ein vollständiger Maßnahmenkataiog vorgelegt werden kann.

Verantwortlich: SN

Termin: 20.10.2017

4. Erstellung eines Antwortschreibens an die Post AG, Der Entwurf des Antwortschreibens wird
vor Versand den Vertretungen der Länder zur Verfügung gestellt. Das Schreiben so!! die
Aufforderung zur Ubersendung der noch fehlenden Unterlagen/ Z.B. IT-Sicherheitskonzept
enthalten.

Verantwortlich: SN

Termin: 31.10.2017

5.' Bereitstellung der Wirtschaftlichkeitsberechnung, welche der Beauftragung der Post durch die
Deutsche Rentenversicherung zu Grunde liegt, und Information an den AK
Verwaltungsmodernisierung darüber, was dasAuftragsdatenverarbeitungsverhältnis zwischen
der Rentenversicherung und der Post AG beinhaltet.

Verantwortlich: BfDI
Termin: 20.10,2017

12. Sitzung AK Verwaltungsmodernisierung am 18./3_.9. September 2017 

; 

Entwurf Ergebnisniederschrift 

!. Arbeitsaufträge 

zu TOP 6: 

1. Die Vertretungen der Länder werden gebeten, ihre Rechtsauffassung mitzuteilen, ob das 
Gesetz zur Verbesserung des Onlinezugangs zu Verwaltungsleistungen (Onlinezugangsgesetz - 

026) als Rechtsgrundlage für die Bereitstellung von Nutzerkonten in Verwaätungsportaleh der 
Länder ausreichend ist oder ob-das OZG die Bereitstellung von Nutzerkonten nur im 
Portaiverbund regeit und somit eine Regelung auf Länderebene erforderlich ist. Wurden 
entsprechende Regelungen in den Ländern bereits getroffen, sollen diese an SN übersandt 
werden. 

Verantwortlich: alle 

' Termin: 20.10.2017 

2. Erarbeitung einer Musterregelung für die Bereitstellung von Nutzerkonten in 
Verwaltungsportalen der Länder, wenn die Mehrheit der Vertretungen der Länder 

zurückmelden, dass eine Regelung auf Ländérebene erforderlich ist. Meldung der 
Vertretungen der Länder erfolgt an SN. 

Verantwortlich: ‘ UAG „Servicekonten und eiD-Basisdienste” 
Termin: offen 

zu TOP 7 

3. Nachfrage bei UAG SDM, wann ein vollständiger Maßnahmenkataiog vorgeiegt werden kann. 

- Verantwortlich: SN 
Termin: 20.10.2017 

4. Erstellung eines Antwortschreibens an die Post AG. Der Entwurf des Antwortschreibens wird 

vor Versand den Vertretungen der Länder zur Verfügung gestellt. Das Schreiben soll die 
Aufforderung zur Übersendung der noch fehlenden Unterlagen, z.B. lT—Sicherheitskonzept 
enthalten. ' ' 

Verantwortlich: SN 

Termin: 31.10.2017 

5.: Bereitstellung der Wirtschaftli'chkeitsberechnung, welche der Beauftragung der Post durch die 
Deutsche Rentenversicherung zu Grunde liegt, und information an den AK 

_ Verwaltungsmodernisierung darüber, was das Auftragsdatenve rarbeitungsverhältnis zwischen 

der Renténversicherung und der Post AG beinhaitet. 

Verantwortlich: BfDI 

Termin: 20.10.2017 



zu TOP 9

6. Kontaktaufnahmemit/\/CG/'unc/5ßftz~Rücksprache hinsichtlich des Umgangs mit bestehenden

Verträgen der Auftragsdatenverarbeitung/Auftragsverarbeitung mit Wirksamwerden der

Datenschutz-Grundverordnung. Möglichen Dissens zwischen AK Grundsatz und AK

Verwaltungsmodemisierung der DSK vorlegen.

Verantwortlich: SN

Termin: 31.10.2017

7. Kontaktaufnahme m\t AK Grundsatz- Rücksprache/ ob und von wem die Muster-Regeiung zu

länderübergreifenden gemeinsamen Verfahren (einschiießlich Abrufverfahren oder

Verbunddateien) hinsichtlich der Datenschutz-Grundverordnung zu überarbeiten ist.

Verantwortlich: SN

Termin: 31.10.2017

zu TOP 12

Gründung einer UAG des AKs Bildung mit dem Auftrag (Verweis auf die E-Mail von

l vom 30.06.2017; siehe €CIRCA-Server), den vorliegenden Fragenkatalog (Stand:

Gesichtspunkt Verwaltung und unter Berücksichtigung der vorliegenden Unteriagen zu

modifizieren und ggf. um weitere Fragen zu ergänzen. Des Weiteren soll der Vertrag, der von

vorgelegt wurde, geprüft werden. Die Federführung dieser UAG soii TH

übernehmen/ SN und MV wirken mit. HE prüft eine evtl. Mitwirkung.

Verantwortlich: TH

Termin: 31.10.2017

zu TOP 13

RP stellt den Satzungsentwurf zum Einsatz von Funkwasserzählern durch die

Wasserversorgungsunternehmen den Vertretungen der Länder zur Verfügung. Die

Vertretungen der Länder werden gebeten, zum Satzungsentwurf Stellung zu nehmen und die

Auffassung der kommunalen Spitzenverbände der Länder mitzuteiien.

Verantwortlich: RP

Termin: 30.11.2017

zu TOP 16

10. Die Vertretungen der Länder werden gebeten, die Länderumfrage bzgl. des

Bereitsteilungsstandards für Digitale Luftbilder (DLB) und Digitale Orthophotos (DOP)

schriftlich bzw, per E-Mail an NRW zu beantworten, sollte dies noch nicht erfolgt sein.

(siehe: E-Maii von im Auftrag von

Poststelle@ldi.nrw.de vom 10.08.2017; eingestelit auch auf CIRCA-Server)

Verantwortlich: RP

Termin: • 30.11.2017

il. Termin für die 13. Sitzung des AK VerwaltungsmodernisEerung

Ein Termin wurde noch nicht festgelegt.

zu TOP 9 

6. Kontaktaufnahme mit AK Grundsatz—« Rücksprache hinsichtlich des Umgangs mit bestehenden 
Verträgen der Auftragsdatenverarbeitung/Auftragsverarbeitung mit Wirksamwerden der 
Datenschutz-Grundverordnung. Möglichen Dissens zwischen AK Grundsatz und AK 

Verwaltungsmadernisierung der DSK vorlegen. ' 

Verantw‘ortiich: SN 

Termin: _ 31.10.2017 

7. Kontaktaufnahme mit AK Grundsatz »— Rücksprache, ob und von wem die Muster-Regelung "zu 
länderübergreifenden gemeinsamen Verfahren (einschließlich Abrufverfahren oder 
Verbunddateien) hinsichtlich der Datenschutz-Grundverordnung zu überarbeiten ist. 

Verantwortlich: SN 

Termin:. - 31.10.2017 

zu TOP 12 

8. Gründung einer UAG des AKS Bildung‘ mit dem Auftrag (VerWeis auf die E»Mail von _ 

_ v o m  30.06.2017; siehe € CIRCA-Server), den vorliegenden Fragenkatalog (Stand: 
29.05.2017; siehe ClRCA-Server} zum Einsatz von _ unter den 
Gesichtspunkt Verwaltung und unter Berücksichtigung der vorliegenden Unterlagen zu 

modifizieren und ggf. um weitere Fragen zu ergänzen Des Weiteren soll der Vertrag, der von 
_ vorgelegt wurde, geprüft werden. Die Federführung dieser UAG soll TH 
übernehmen, SN und MV wirken mit. HE prüft eine evtl. Mitwirkung. 

Verantwortlich: TH 
Termin: 31.10.2017 

zu TOP 13 

.9. RP stellt den Satzungsentwurf zum Einsatz von Funkwasserzählern durch die 
Wasserversorgungsunternehmen den Vertretungen der Länder zur Verfügung Die 
Vertretungen der Länder Werden gebeten, zum Satzungséntwurf Stellung zu nehmen und die 
Auffassung der.kommunaien Spitzenverbände der Länder mitzuteilen. ' 

Verantwortlich: RP 

Termin: 30.11.2017 

zu TOP 16 

10. Die Vertretungen der Länder werden gebeten, die Länderumfrage bzgl. des . 
Bereitsteilungsstandards für Digitale Luftbilder (DLB) und Digitale Orthophotos (DDP) 
schriftlich bzw perE- -lVlailan NRW zu beantworten, sollte dies noch nicht erfoigt sein. 

(siehe: E- Mail von _ im Auftrag von 
Poststelle@ldi. nrw. de vom 10. 08. 2017, eingestellt auch auf CIRCA- -Server) 

Verantwortlich: RP 

Termin: - 30.11.2017 

||. Termin 1für die 13. Sitzung des AK Verwaltungsmodernisierung 

Ein Termin wurde noch nicht festgelegt. 



Protokoll
der 11. Sitzung des AK Verwaltungsmodernisierung

am 06. und 07. Dezember 2016 in Dresden

1. Tag, Dienstas, 06.12.2016 -Beginn: 13:00 Uhr

Vertrag „E-Postbrief-Versand hoch-schutzbedürftiger Dokumente mit Hilfe

des E-Ppstbriefes in seiner hybriden Form"

Vortragender:

Post Deutschland

im Anschiuss an den Vertrag steilen die Teilnehmenden Fragen zu folgenden Themen:

Protokoll 

der 11. Sitzung des AK Vennraltungsmodernisierung 

am 06. und 07. Dezember 2016 in Dresden 

1. Tag. DienstagJö.12.2016 — Beginn: 13:00 Uhr 

Vortrag „E-Postbrief -Versan‘d hoch-schutzbedürftiger Dokumente mit Hilfe 

des E-Postbriefee in seiner hybriden Form“ ' 

Vortragenderr _ 
_ 
Post Deutschland 

im Anschluss an den Vortrag stellen die Teilnehmenden Fragen zu folgenden Themen: 












































































































































































































































































































































































































































































































































































































































